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Schwerpunkt Tarifrunde 

Die Tarifrunde in der Metall- und Elektroindustrie 
wird auch andere Lohnkämpfe des Jahres 2015 
maßgeblich beeinflussen. 

Seite 2 und 3 



Welches Frankreich? 

Nach den Anschlägen: Mehr Repression? Linke 
fordern andere Sozialpolitik - und erklären: „Die 
Gewalt ist Symptom dieses Wirtschaftssystems.“ 
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Thema der Woche 


Wir sind... 

In Paris heuchelten Regierungschefs diverser 
Staaten Betroffenheit über den Anschlag auf 
Charlie Hebdo. Sahra Wagenknecht, stellver¬ 
tretende Fraktionsvorsitzende der Partei „Die 
Linke“, machte vergangene Woche in einem 
Interview auf die Heuchelei aufmerksam und 
erinnerte an die Opfer von Drohnenangriffen 
und anderen Kriegshandlungen, für die viele 
der Regierungschefs Mitverantwortung tra¬ 
gen. Auch die Bundeswehr sei für den Tod 
unschuldiger Menschen in Afghanistan ver¬ 
antwortlich. 
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„Freiheit“ durch Überwachung 

Bundesregierung will Vorratsspeicherung und neue „Sicherheitsgesetze“ 

r 



Pegida und Angela Merkel wollen die 
Freiheitsrechte je auf ihre Weise ein¬ 
geschränkt wissen: Die Rechtspopulis¬ 
ten wollen die Grundrechte nicht mehr 
für alle Menschen gelten lassen. Die¬ 
sem Angriff auf die verfassungsmäßige 
Ordnung begegnet die Bundeskanzle¬ 
rin ebenfalls mit dem Versuch, Grund¬ 
rechte einzuschränken. Im Kern fordert 
sie die Vorratsdatenspeicherung wieder 
zu aktivieren und neue „Sicherheitsge¬ 
setze“ durch den Bundestag zu bringen. 

Merkel scheut nicht davor zu¬ 
rück, die Rechtsprechung des Karls¬ 
ruher Verfassungsgerichtes und des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
über angepasste EU-Richtlinien und 
modifiziertes deutsches Recht auszu¬ 
hebeln. In ihrer letzten Regierungs¬ 
erklärung betonte sie zur Vorratsda¬ 
tenspeicherung: „Angesichts der par- 
teiübergreifenden Überzeugung aller 
Innenminister von Bund und Ländern, 
dass wir solche Mindestspeicherfristen 
brauchen, sollten wir darauf drängen, 
dass die von der EU-Kommission hier¬ 
zu angekündigte überarbeitete EU- 
Richtlinie zügig vorgelegt wird, um sie 
anschließend auch in deutsches Recht 
umzusetzen.“ 

Erst im vergangenen Jahr hatte 
der EuGH das bisherige EU-Gesetz 
zur Vorratsdatenspeicherung für un¬ 


gültig erklärt. Das alte Gesetz erlaub¬ 
te es, Verbindungsdaten ohne Anlass 
auf Vorrat zu speichern. Diese Spei¬ 
cherung richtete sich gegen alle Bür¬ 
ger. Der Gerichtshof sah in der Be¬ 
spitzelung einen „besonders schweren 
Eingriff“ in die Grundrechte, der gegen 
die Achtung des Privatlebens und den 
Schutz personenbezogener Daten ver¬ 
stößt. Es entstehe das Gefühl, dass das 
„Privatleben Gegenstand einer ständi¬ 
gen Überwachung ist“ Da die Vorrats¬ 
datenspeicherung anlasslos verlaufe, 
sei der Grundsatz der Verhältnismä¬ 
ßigkeit verletzt. 

Dass die anlasslose Vorratsdaten¬ 
speicherung zwar in die Grundrech¬ 
te eingreift, aber nicht bei der Terror¬ 
bekämpfung hilft, verdeutlichten die 
jüngsten Morde in Paris: In Frankreich 
wird gespeichert. Das konnte die Ver¬ 
brechen nicht verhindern. 

Die Fixierung der Bundesregie¬ 
rung auf „Terrorbekämpfung“ statt 
auf soziale und politische Ursachen 
des Terrors hat dazu geführt, dass nach 
Umfragen des ARD-Morgenmagazins 
und des Nachrichtensenders „N24“ 
zwischen 45 und 34 Prozent der Be¬ 
fragten ein erhöhtes Anschlagsrisiko 
sehen. Merkel befeuerte in der FAZ 
die Angstorientierung: „Völlig aus¬ 
schließen können wir einen solchen 


Anschlag aber auch in Deutschland 
nicht.“ Folgerichtig konnte „N24“ 
weitere passende Zahlen vorlegen: 
68 Prozent wollen mehr Polizeiprä¬ 
senz, 51 Prozent befürworten stärkere 
Geheimdienstaktivitäten. Allerdings 
finden nur 41 Prozent der Befragten 
die Vorratsdatenspeicherung gut. 

Da trifft es sich, dass der Prä¬ 
sident des Bundesamtes für Ver¬ 
fassungsschutz“ Hans-Georg Maa- 
ßen, mehr V-Leute fordert und klare¬ 
re Regeln, welche Gesetzesverstöße 
die V-Leute begehen dürfen. Bun¬ 
desinnenminister de Maiziere will 
den staatlich alimentierten Geset¬ 
zesbrecher generell Absolution ertei¬ 
len. Justizminister Heiko Maas (SPD) 
wünscht dagegen einen Katalog von 
Straftaten, derentwegen der V-Mann 
nicht bestraft wird. Der so genann¬ 
te „Innenexperte“ und CSU-Rechts- 
außen Hans-Peter Uhl polemisierte 
gegen den Datenschutz: „Wollen wir 
wirklich die Daten von Terroristen 
und Kriminellen schützen, oder wol¬ 
len wir die Bürger in Deutschland 
schützen?“ 

Die CSU hatte bereits bei ihrer 
Klausurtagung im Wildbad Kreuth die 
Rückkehr zur „unerlässlichen“ Vorrats¬ 
datenspeicherung, mehr Rechte für die 
„Sicherheitsbehörden“ und schärfere 


Gesetze gefordert. Uhl forderte zudem 
schärfere Bestrafung für jeden Straftä¬ 
ter, der gemäß Paragraf 80 des Straf¬ 
gesetzbuches das „friedliche Zusam¬ 
menleben der Völker stört.“ Er nannte 
allerdings als Beispiel nicht die gegen 
Russland gerichtete Aufstellung der 
Eingreiftruppe mit der Bezeichnung 
„NATO-Speerspitze“. Die CDU hatte 
sich auf ihrem 27. Parteitag im vergan¬ 
genen Dezember in Köln erneut für die 
Vorratsdatenspeicherung entschieden. 

Angesichts dieser Aktivitäten aus 
der Union hinterlässt der Regierungs¬ 
partner SPD einen verworrenen Ein¬ 
druck. Ihr Vorsitzender Gabriel und 
der SPD-Fraktionsvorsitzende Tho¬ 
mas Oppermann wollen keine Hektik 
bei der modifizierten Wiedereinfüh¬ 
rung der Vorratsdatenspeicherung. Sie 
erwarten die passenden Vorgaben der 
EU-Kommission und mehr Polizei. 
Die SPD hatte der Wiedereinführung 
der Vorratsdatenspeicherung über 
sechs Monate bereits mit dem Koali¬ 
tionsvertrag zugestimmt. Zur Begrün¬ 
dung hatte Gabriel auf Norwegen ver¬ 
wiesen: Die Vorratsdatenspeicherung 
habe ermöglicht, den Massenmörder 
Breivik zu stellen. Eine Lüge, denn 
dieses Rechtsinstrument wurde in 
Norwegen gar nicht eingesetzt. 

Uwe Koopmann 


Vier-Parteien-Konferenz 
und internationale 
Demonstration 
Groningen/Niederlande 

Im Rahmen dertraditionellen Vier- 
Parteien-Konferenz, die in diesem 
Jahr in Groningen stattfinden 
wird, wird es wie im vergangenen 
Jahr in Aachen eine Demonstrati¬ 
on geben. Dazu mobilisieren wir 
auch aus Deutschland. Bitte Fah¬ 
nen mitbringen! 

Treffpunkt: 28. Februar, 

12.00 Uhr, Ossenmarkt 
(nördliche Innenstadt). 

Nach der Demonstration gibt es 
einen von der NCPN (Neue Kom¬ 
munistische Partei der Niederlan¬ 
de) organisierten antifaschistisch¬ 
historischen Stadtrundgang, bis 
etwa 15.00 Uhr. 

Kunst aus dem 
US-Gefängnis 

Die Ausstellung der Aquarelle von 
Antonio Guerrero „Wie ich ge¬ 
lebt habe, sterbe ich - Kubanische 
Kunst aus dem US-Gefängnis“ wird 
von Montag, 26. Januar bis Don¬ 
nerstag, 12. Februar an den Werk¬ 
tagen von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr im 
Essener Gewerkschaftshaus, Teich¬ 
straße 4, präsentiert. 

Die Vernissage wird am Frei¬ 
tag, 23. Januar, ab 17.00 Uhr statt¬ 
finden. Das Kulturprogramm wird 
von Daniel Rodrfguez, Gitarre und 
Gesang, vertonte Gedichte von An¬ 
tonio Guerrero und Mischi Stein¬ 
brück, Schauspielerin und Kabaret¬ 
tistin, Rezitation, bestritten. 

Es sprechen: Dieter Hilleb¬ 
rand, Vorsitzender DGB-Stadt- 
verband Essen, Anette Chao Gar- 
cfa, Leiterin der Außenstelle Bonn 
der Botschaft der Republik Kuba 
und Heinz-W. Hammer, Vorsitzen¬ 
der der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba e.V. - Regionalgruppe 
Essen. 

Die Ausstellung und Vernissa¬ 
ge wurden konzipiert, als Gerardo 
Hernändez, Ramön Labanino und 
Antonio Guerrero noch in den 
USA inhaftiert waren. Seit dem 
17. Dezember 2014 sind sie wieder 
bei ihren Familien in Kuba. 


Politikwechsel, heiß gekocht 

Wahlsieg für Syriza? Bundesregierung und Mainstream-Presse gelassen. 


Die jetzige griechische Regierung ver¬ 
dankt ihre Wahl auch der Erpressung 
durch die deutsche Regierung und 
Mainstream-Presse. Als 2012 in Grie¬ 
chenland gewählt wurde, erklärten sie: 
Ein Wahlsieg der Linkspartei Syriza be¬ 
deute Chaos, die Fortsetzung der Spar¬ 
politik sei das kleinere Übel. Jetzt wäh¬ 
len die Griechen schon wieder ein neu¬ 
es Parlament, und schon wieder könnte 
die Linkspartei Syriza zur stärksten 
Kraft werden. Nur: Dieses Szenario 
heißt nicht mehr Weltuntergang, son¬ 
dern, wenn überhaupt, „Grexit“. 

Natürlich ist auch diesmal die 
Rede vom „Euro-Schreck“ Tsipras, 
und Schäuble hebt den Zeigefinger, 


aber der Ton hat sich geändert. Zur 
Peitsche kommt das Zuckerbrot, zur 
Erpressung die Einbindung. 

„Die Welt“ meldete: Kanzlerin 
Merkel gehe davon aus, dass Tsipras 
„seine Forderungen an die Troika deut¬ 
lich zurückschrauben“ werde. Der of¬ 
fiziöse Ober-Ökonom Hans-Werner 
Sinn will Griechenland - anders als 
Tsipras - gerne außerhalb der Euro¬ 
zone sehen, in einem ist er sich aber 
mit Syriza einig: Er will Verhandlungen 
über die Rückzahlung der griechischen 
Staatsschulden. 

Inzwischen geben auch Politiker 
aus dem Regierungslager zu, dass 
Griechenland die enormen Schulden 


nicht bedienen kann, eine Rückzah¬ 
lung ist unmöglich. Die Staatsschul¬ 
den waren hilfreich für die Troika 
und die griechische Regierung, um 
die Sparmaßnahmen durchzusetzen. 
Nun geht es darum, auszuhandeln, wie 
Griechenland auch künftig als Spiel¬ 
wiese der Banken und Konzerne, als 
Teil der Eurozone, verwaltet werden 
kann. Übermäßige Verluste für deut¬ 
sche Banken sind nicht zu befürchten, 
inzwischen ist der Großteil der grie¬ 
chischen Staatsanleihen im Besitz öf¬ 
fentlicher Institute. 

Die Verhandlungen zwischen Sy¬ 
riza und der deutschen Regierung ha¬ 
ben bereits begonnen. 2013 traf Tsi¬ 


pras sich mit Finanzminister Wolfgang 
Schäuble. Nun hält nach Berichten der 
Süddeutschen Zeitung für die Bun¬ 
desregierung der Staatssekretär Jörg 
Asmussen (SPD) informelle Kontakte 
zur griechischen Linkspartei. Asmus¬ 
sen war in den vergangenen Jahren ei¬ 
ner der Drahtzieher hinter den „Ret¬ 
tungspaketen“ für Großbanken. 

Von Syriza versprechen sich die 
Mächtigen in der EU und Teile des 
griechischen Kapitals aber auch, dass 
die Partei tatsächlich etwas an den ver¬ 
krusteten Strukturen der Vetternwirt¬ 
schaft im griechischen Staatsapparat 
ändern könnte. In einem Beitrag für 
das „Handelsblatt“ kündigt Tsipras an: 


„Wir haben diesem kleptokratischen 
System den Kampf angesagt und wer¬ 
den eine weitreichende Reform des 
Staates und der öffentlichen Verwal¬ 
tung vornehmen“. Verschiedene Zei¬ 
tungen berichteten, dass auch in eu¬ 
ropäischen Regierungen und Gläubi¬ 
gerbanken inzwischen als Vorteil der 
Tsipras-Partei gesehen wird, dass die¬ 
ser nicht zur „alten Machtelite“ gehö¬ 
re. Syriza verkündet einen grundsätz¬ 
lichen Politikwechsel - und sendet 
gleichzeitig Signale, dass dieser nicht 
so heiß gegessen werden müsse, wie sie 
ihn zu kochen verspricht. 

Olaf Matthes 

Siehe auch Seite 7 
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Castkolumne von Florian Hainrich* 


Mehr auch für Azubis? 


Die Tarifauseinandersetzung in der 
Metall- und Elektroindustrie hat be¬ 
gonnen. 5,5 Prozent mehr Geld, Bil¬ 
dungsteilzeit und Altersteilzeit sind 
die Forderungen. Was heißt das für 
Azubis und wie ist ihre Situation? 

Azubis in der Metall- und Elek¬ 
troindustrie gelten gemeinhin als 
Glückspilze: Die AusbildungsVergü¬ 
tungen sind höher als in den meisten 
anderen Branchen und auch die Aus¬ 
bildungsqualität ist um einiges bes¬ 
ser als z.B. in Handwerk oder Gast¬ 
ronomie. Aber eitel Sonnenschein ist 
dann auch nicht angesagt. Trotz der 
Operation Übernahme der IG Me¬ 
tall ist unbefristete Übernahme für 



viele Azubis, die nicht in den Mono¬ 
polbetrieben arbeiten, eher Traum 
als Wirklichkeit. Wenn es dann nicht 
klappt mit der Übernahme, winken 
nach der Ausbildung Jahresverträge, 
Leiharbeit und Werkverträge. Ganz 
schnell ist man wieder „ganz unten“. 

Während der Ausbildung gibt es 
eher Wasser als Wein. Denn auch 
wenn die Ausbildungsvergütungen 
höher sind als anderswo, heißt das 
keineswegs, dass davon ein eigen¬ 
ständiges, selbstbestimmtes Leben 
möglich wäre. Gleichzeitig steigt der 
Altersdurchschnitt der Azubis an 
und damit auch das Bedürfnis nach 
einem elternunabhängigen Leben. 

Es gibt also einiges zu tun. Was 
passiert hierzu in der Tarifrunde? 

Die Durchsetzung der unbefriste¬ 
ten Übernahme ohne wenn und aber 
wird leider kein Thema in der Tarif¬ 


runde sein. Die Vergütungen schon, 
allerdings konnte sich die Forderung 
nach einer überproportionalen Erhö¬ 
hung der Ausbildungsvergütungen, 
die unter anderem in Niedersachsen 
und Schleswig Holstein diskutiert 
wurde, nicht durchsetzen. 

Stattdessen wird eine Bildungs¬ 
teilzeit gefordert. Diese ist - ebenso 
wie Teile der Kampagne „Revolution 
Bildung“ - als Versuch der IG Metall 
zu werten auf die Veränderungen, die 
sich unter dem Begriff Industrie 4.0 
abspielen, zu reagieren. Allerdings ist 
die Forderung in den meisten Beleg¬ 
schaften und auch unter den Azubis 
und jungen Kollegen keineswegs ge¬ 
setzt, geschweige denn dass sie von 
dort käme. 

Trotz dieser zentralen Schwäche 
der Forderung können wir sie nicht 
einfach abtun und für unnötig erklä¬ 
ren, denn sie hat auch eine materielle 
Grundlage. 

Die Metall- und Elektroindust¬ 
rie verändert sich. Weiterbildungen 
wie der Techniker gehören mehr und 
mehr zu den gängigen Anforderun¬ 
gen, Tätigkeitsbereiche werden zu¬ 
nehmend ausgegliedert. Darauf re¬ 
agieren die Kollegen mit individuel¬ 
ler Weiterbildung. 

Bei der Bildungsteilzeit geht es 
um die Frage, wer dafür bezahlen 
soll. Bisher wälzen die Unternehmen 
die Kosten auf die Lohnabhängigen 
ab. Die Bildungsteilzeit formuliert 
den Anspruch, das zu ändern und 
dafür einen Anspruch auf bezahlte 
Freistellung zu erkämpfen. 

Auch von der Altersteilzeit sollen 
die jungen Kolleginnen profitieren. 
Denn wenn die Alten früher gehen, 
muss erkämpft werden, dass diese 
Stellen erhalten und durch junge 
Kolleginnen besetzt werden. 

Damit dieser Kampf erfolgreich 
wird und keine partnerschaftlichen 
Lösungen - also Verzicht - dominie¬ 
ren, müssen wir die Kollegen mobi¬ 
lisieren und ihre Eigenaktivität stär¬ 
ken. 

* Florian Hainrich ( 23 ), Industrieme¬ 
chaniker, aktiv in JAV und IG Metall, 
leitet die AG Arbeiterjungendpolitik 
beim Bundesvorstand der SDAJ 


„Die Tarifrunde spielt bei uns keine Rolle“ 

Ohne Tarifbindung, ohne Betriebsrat • Ein Gespräch mit Klaus Holz* 


UZ: Klaus, du arbeitest in einem metall¬ 
verarbeitenden Betrieb mit knapp 400 Be¬ 
schäftigten. Wie wird die laufende Tarif¬ 
runde in der Metall- und Elektroindustrie 
bei euch diskutiert? 

Klaus Holz: Die Tarifrunde spielt bei uns 
eigentlich keine Rolle, jedenfalls nicht 
bei dem Teil der Belegschaft, bei dem 
ich das mitkriegen würde. Das liegt zum 
einen daran, dass wir keine Tarifbindung 
haben und auch nicht in der Lage sind, 
diese einzufordern - unser gewerkschaft¬ 
licher Organisationsgrad liegt bei etwa 
fünf Prozent, wenn überhaupt. 

Und die Betriebsleitung hat sicher 
kein Interesse an einer Tarifbindung. 
Das letzte Mal, dass es bei uns eine an 
den Tarifabschlüssen in der Metallin¬ 
dustrie orientierte Lohnerhöhung gab, 
das ist etwa zweieinhalb Jahre her. Da¬ 
mals sagten mir Kollegen, das sei seit 15 
oder 20 Jahren das erste Mal, dass wir 
eine am Tarifergebnis orientierte Lohn¬ 
erhöhung bekommen haben. Jetzt gibt es 
wohl wieder eine vage Ankündigung in 
diese Richtung, aber ob das dann auch 
geschieht steht in den Sternen. 

UZ: Wie kommen bei euch Lohnerhö¬ 
hungen zustande bzw. wie wird überhaupt 
die Höhe des Lohnes festgelegt? 

Klaus Holz: Jeder ist selbst dafür ver¬ 
antwortlich, sich darum zu kümmern 
und eine Lohnerhöhung zu fordern. Da 
kriegt man dann gerne mal ein Stöhnen 
von der anderen Seite, wenn man des¬ 
halb auf der Matte steht.Aber es fängt 
ja schon bei der Einstellung an: Zum gu¬ 
ten Teil regiert der Nasenfaktor, das be¬ 
deutet, es kommt stark darauf an, ob die 
dem Chef gefällt - so ist jedenfalls mein 
Eindruck. Sicherlich spielt der Bedarf 
des Betriebes eine Rolle und auf der an¬ 
deren Seite natürlich, wie groß die Not 
des Bewerbers ist. Der Lohn wird dann 
individuell vereinbart.Am größten ist 
aber der Unterschied zwischen den „Al¬ 
ten“ und denen, die noch nicht so lan¬ 
ge im Betrieb sind. Einige sind seit 20 
Jahren bei der Firma und verdienen sehr 
viel mehr als die „Neuen“. Das lässt sich 
nicht durch die Dauer der Betriebszuge¬ 
hörigkeit erklären, dafür sind die Unter¬ 
schiede zu groß, auch innerhalb der Ab¬ 
teilungen. Und diese Lohnunterschiede, 
die sind dann schon ab und an ein Thema 
bei Gesprächen unter Kollegen. 


UZ: Wie setzt sich eure Belegschaft zu¬ 
sammen? 

Klaus Holz: Von den knapp 400 Beschäf¬ 
tigten sind etwa 50 Leiharbeiter, dann 
haben wir noch gut 30 Auszubildende. 
Etwa 200 Kollegen sind in den letzten 
zweieinhalb Jahren dazugekommen. 
Derzeit wird irrsinnig Beschäftigung auf¬ 
gebaut, der Laden explodiert regelrecht. 
Dass es gut läuft, merken wir auch an der 
hohen Arbeitsbelastung. 

UZ: Wenn es so gut läuft wie jetzt, werdet 
ihr dann auch am wirtschaftlichen Erfolg 
des Unternehmens beteiligt? 

Klaus Holz: Gefühlt schon, allerdings 
eher über relativ hohe Prämien und 
nicht über Lohnerhöhungen. Es kommt 
vor, dass Prämien durchaus mehrmals im 
Jahr gezahlt werden. Das ist billiger als 
eine Lohnerhöhung, die ja jeden Monat 
gezahlt werden muss und fortwirkt auch 
bei künftigen Lohnerhöhungen. Aber 
Prämien haben nicht nur einen Kosten¬ 
vorteil, auch die Kollegen gehen nach je¬ 
der Auszahlung mit einem guten Gefühl 
nach Hause. 

UZ: Kannst du sagen, wie groß die Ab¬ 
weichung zu den Tariflöhnen bei euch ist? 

Klaus Holz: Das kann ich gar nicht ge¬ 
nau beziffern, das ist ja auch individuell 
unterschiedlich. Aber was ich so mitbe¬ 
komme, gibt es zum Flächentarif deutli¬ 
che Abweichungen nach unten. 

UZ: Es würde sich für euch also lohnen, 
für einen Tarifvertrag zu kämpfen? 

Klaus Holz: Auf jeden Fall. Nur, unser 
gewerkschaftlicher Organisationsgrad ist 
zu niedrig, und einen Betriebsrat haben 
wir auch nicht. 

UZ: Warum nicht? 

Klaus Holz: Mir wurde erzählt, der Ge¬ 
schäftsführer habe damit gedroht, den 
Laden dicht zu machen, wenn jemand 
auf die Idee käme, einen Betriebsrat zu 
gründen. Gleichzeitig spielen sie ganz 
stark das Stück: „Wir sind ein Familien¬ 
betrieb“. Da werden Betriebsfeste orga¬ 
nisiert, wo Essen und Trinken frei sind. 
Es gibt zum Beispiel ein Sommerfest für 
die ganze Familie mit Kinderbespaßung 


und allem. Und dann wird gesagt, uns 
ginge es doch gut.Auf der anderen Seite 
haben wir gesundheitlich bedingte Aus¬ 
fälle - die Arbeitsbelastung ist im Mo¬ 
ment irrsinnig hoch. 

UZ: Gewerkschaftsarbeit passt ja nicht so 
richtig in so ein „familiäres “Ambiente. Es 
gibt aber offenbar eine Reihe von gewerk¬ 
schaftlichen Aufgaben... 

Klaus Holz: ... die bislang vor allem im 
persönlichen Gespräch diskutiert wer¬ 
den. Eine vernünftige Eingruppierung 
in den Abteilungen und die Arbeitsbe¬ 
lastung sind Themen, über die wir mit 
den Kollegen reden müssen. Aber bei 
der Stimmung, die die Betriebsleitung 
verbreitet, tun wir das eher im Einzel¬ 
gespräch. In einer Gruppe von vier oder 
fünf Kollegen, die ich nicht genau kenne, 
wäre ich da schon vorsichtig.Im Stamm¬ 
bereich des Unternehmens, wo vor allem 
die älteren Kollegen arbeiten, da kann 
man schon einschätzen, mit wem man 
reden kann. Bei den jungen Kolleginnen 
und Kollegen im Betrieb, die vor allem 
in den letzten zwei Jahren eingestellt 
wurden, ist es da schon schwieriger. Die 
kommen häufig von noch kleineren Bu¬ 
den und haben dort von Gewerkschaften 
auch noch nichts gehört. 

UZ: Und wie geht es weiter? 

Klaus Holz: Ich glaube, Gewerkschafts¬ 
arbeit funktioniert in unserem Fall zu¬ 
nächst einmal über diese persönlichen 
Gespräche und über kleine Treffen au¬ 
ßerhalb der Arbeitszeit.Derzeit ver¬ 
suchen wir vor allem, Informationen 
zu sammeln über den Betrieb und zu 
schauen, wer ist eigentlich alles Gewerk¬ 
schaftsmitglied. Der Kontakt zur IG Me¬ 
tall ist wichtig, und auch der Kontakt zu 
Kollegen, die uns mit ihrer betrieblichen 
Erfahrung beratend zur Seite stehen. 

Wir brauchen eine gemeinsame Ein¬ 
schätzung unserer Situation und müssen 
dann Zusehen, dass wir schrittweise den 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
erhöhen. Dann werden wir auch im Be¬ 
trieb wieder über Tarifverträge reden 
können. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 

*Klaus Holz (Name von der Redaktion 
geändert) arbeitet in der Metallindus¬ 
trie und ist IG Metall-Mitglied 


Tarifkampf 2015 im 
Bezirk Küste 

Die IG Metall Küste teilt mit, dass die 
Tarifverhandlungen für die 140 000 Be¬ 
schäftigten in der Metall- und Elektroin¬ 
dustrie am 16. Januar in Hamburg ergeb¬ 
nislos vertagt wurden. 

Die IG Metall fordert 5,5 Prozent mehr 
Geld bei einer Laufzeit von 12 Monaten, 
eine Neuregelung der Altersteilzeit so¬ 
wie einen tariflichen Anspruch auf Wei¬ 
terbildung („Bildungsteilzeit“). 

Begleitet wurden die Verhandlun¬ 
gen von einer Demonstration und ei¬ 
ner Kundgebung, an der sich 1300 Kol¬ 
leginnen und Kollegen aus dem Bezirk 
Küste beteiligten. Lautstark wurden die 
gewerkschaftlichen Forderungen unter¬ 
stützt. Meinhard Geiken, Bezirksleiter 
der IG Metall, forderte die Unternehmer 
auf, ein seriöses Angebot vorzulegen. Er 
versprach sonst noch mehr Druck aus 
den Betrieben zu organisieren. 

Am Rande der Aktion provozierte 
der „Arbeitergeber“verband Gesamt¬ 
metall mit auf Fahrzeugen montierten 
Plakaten, auf denen „Nur noch 1,0 % 
Wachstum“ stand, verbunden mit der 
Aufforderung an die IG Metall, dies zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Unverständlich war es für mich, dass 
unter den gegebenen Bedingungen ein 
Vertreter von Gesamtmetall eingeladen 
war, auf die Bühne zu kommen und zu 
reden, um dann für seinen „Mut“ Zu¬ 
spruch zu erhalten. „Man muss nicht den 
Kakao trinken, durch den man zuvor ge¬ 
zogen wurde!“ fiel mir dazu ein. 

Es bleibt zu hoffen, dass die kämpfe¬ 
rische Stimmung anhält - auch bei den 
vielen jungen Kolleginnen und Kollegen, 
die an diesem Tag zu sehen waren. 

Heinz Stehr 
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Tarifrunde in der Metall-Industrie: 
Das seit Jahren Übliche? 

Es steht endlich mal ein Vollstreik an! Wer nicht kämpft, hat schon verloren! 


S chon im Vorfeld der Aufstellung 
der Tarifforderung für 2015 hat¬ 
te der IG Metall-Vorstand im 
Sommer 2014 „Leitlinien“ gesetzt. 
Zwar war es richtig, dass der Vor¬ 
stand auf die Tatsache des Auslau¬ 
fens des Tarifvertrags zur Altersteil¬ 
zeit aufmerksam machte, dennoch ist 
ein inzwischen langjähriger Trend bei 
der Aufstellung der Forderungen zu 
erkennen: 

Immer weniger wird die Diskus¬ 
sion in den Vertrauenskörpern ab¬ 
gewartet, sondern der Vorstand setzt 
schon mal (öffentlich in den Medien) 
seine „Duftmarken“ - was er sich so 
vorstellen könnte. Damit wird eine er¬ 
gebnisoffene Diskussion in den Betrie¬ 
ben und Büros mehr oder weniger ge¬ 
deckelt! Denn wer wagt es dann noch, 
sich deutlich von den Duftmarken des 
Vorstands zu entfernen? Z.B. in der 
Höhe der Prozent-Forderung, oder gar 
mal einen Festbetrag zu fordern? Aller 
Erfahrung nach wagen das die wenigs¬ 
ten IGM-Funktionärlnnen. 

Forderungshöhe: zu niedrig! 

Die jetzt beschlossene Forderungshö¬ 
he von 5,5 Prozent bei einer Laufzeit 
von 12 Monaten, Verhandlungen um 
eine neue (verbesserte) Altersteilzeit¬ 
regelung und eine „Bildungsteilzeit“ ist 
vor dem Hintergrund der Tarifrunden 
in den letzten Jahren nicht unbedingt 


Der Artikel von Christiaan Boissevain 
ist zuerst in der aktuellen Ausgabe der 
Betriebszeitung „Auf Draht“ erschie¬ 
nen, die von der DKP und der Grup¬ 
pe KAZ in München herausgegeben 
wird. Wir haben ihm zu danken, dass 
er als exponierter Vertreter der „Ge¬ 
werkschaftslinken“ seinen Text nun 
auch der UZ zur Verfügung gestellt 
hat. 

Ich teile seine Kritik an der 
„verheerende(n) Haltung“ des IG 
Metall-Vorstandes zum GDL-Streik 
im November (die ihre Fortsetzung fin¬ 
det in der Unterstützung des „Tarifein¬ 
heit“ Gesetzentwurfes) und an „schön¬ 
gerechneten“ Tarifabschlüssen mit lan¬ 
gen Laufzeiten. In seinen Aussagen 
dazu, dass seit der Streikniederlage 
2003 in Ostdeutschland die Schwelle 
vom Warnstreik zum Durchsetzungs¬ 
streik nicht mehr überschritten wurde 
(„Es steht endlich mal ein Vollstreik 
an!“), würde ich mir mehr begriffliche 
Klarheit wünschen: „Durchsetzungs¬ 
streik“ heißt Arbeitsniederlegung(en) 
in ausgesuchten, gut organisierten, 
kampfstarken Betrieben, bis ein ak¬ 
zeptables Ergebnis erreicht ist. „Voll¬ 
streik“ dagegen bezeichnet unbefriste¬ 
te Arbeitsniederlegungen in allen be¬ 
troffenen Betrieben - mit dem Risiko 
voraussehbarer Niederlagen in weni¬ 
ger kampfstarken Betrieben. Darum 
ist ein „Vollstreik“ keine angemesse¬ 
ne Kampfform für eine Tarifauseinan¬ 
dersetzung. 


das Gelbe vom Ei. Diesmal hatte im 
Mai 2014 ein Sprecher der Bundesbank 
verlauten lassen, dass zur Stärkung der 
Binnenkaufkraft, nach den letzten Jah¬ 
ren der sehr guten Export-Konjunk¬ 
tur, der Arbeitnehmerlnnen-Seite ein 
kräftiger Schluck aus der Pulle zustün¬ 
de. Wenn schon so einer Solches sagt, 
dann wäre eine kräftigere Forderung, 
so zwischen sieben und neun Prozent 
angebracht gewesen und - nicht zu¬ 
letzt eine richtige Streikbewegung zur 
Durchsetzung einer solchen Forderung. 
(Der letzte reguläre Streik der IG Me¬ 
tall liegt inzwischen über 12 Jahre zu¬ 
rück!) 

Leider wurde es in den letzen 15 
Jahren zur schlechten Tradition in der 
IG Metall, die qualitativen Forderun¬ 
gen mit den Entgeltforderungen zu ver- 
hackstücken, um dann auch noch die 
Laufzeiten der Tarifverträge so weit 
auszudehnen, dass aus den oft Einmal¬ 
zahlungen und Prozentergebnissen 
über eineinhalb bis zwei Jahre Lauf¬ 
zeit nur sehr mäßige Entgelterhöhun¬ 
gen resultieren. 

Es steht endlich mal 
ein Vollstreik an! 

Seit dem verlorenen Kampf um die 
35-Stunden-Woche in den „neuen“ 
Bundesländern werden mal mehr, mal 
weniger gut befolgte Warnstreikwellen 
veranstaltet. Aber auch wenn es eine 


Außerdem: Streiken ist kein Selbst¬ 
zweck - wann ein (Durchsetzungs-) 
Streik „ansteht“, hängt vom konkreten 
Verlauf einer Tarifbewegung ab, nicht 
davon, wann der letzte stattgefunden 
hat. Auch Warnstreiks sind Kampf¬ 
maßnahmen und üben Druck auf die 
Kapitalseite aus - das zu bestreiten 
würde ich für eine falsche und fatale 
Botschaft an die Belegschaften halten! 


Zu grundsätzlichem Widerspruch rei¬ 
zen mich Christiaans Ausführungen 
zur Forderungsaufstellung. Bei ihm 
setzt der Vorstand „Leitlinien“ und 
„Duftmarken“, und sich davon zu ent¬ 
fernen, „wagen...die wenigsten IGM- 
Funktionärlnnen“. Offenbar ist die Be- 
schäftigtenbefragung im Frühjahr 2013 
ebenso an ihm vorbeigegangen wie die 
ungezählten Diskussionsrunden auf 
Verwaltungsstellen-, Bezirk- und Bun¬ 
desebene zu deren Auswertung, deren 
Ergebnisse vom Vorstand im Sommer 
2014 zu den „qualitativen Forderun¬ 
gen“ Altersteilzeit und Bildungsteil¬ 
zeit zusammengefasst wurden. 

Nun kann man über das Verhält¬ 
nis zwischen Demoskopie und Demo¬ 
kratie geteilter Meinung sein, ebenso 
wie über die Ergebnisse - so hatte die 
IG Metall-Jugend in Niedersachsen 
eine überproportionale Erhöhung der 
AusbildungsVergütungen in die Debat¬ 
te eingebracht, sich damit bundesweit 


hervorragende Warnstreikbeteiligung 
gibt, wie zum Beispiel in der letzten Ta¬ 
rifrunde (in zwei Wellen über 800 000 
Kollegenlnnen auf der Straße!), wer¬ 
den diese seitens der Gewerkschafts¬ 
führung nicht mehr als vorbereiten¬ 
de Mobilisierung für einen Vollstreik 
(Durchsetzungsstreik) genutzt. Nein, 
die IGM-Führung scheut den Vollstreik 
wie der Teufel das Weihwasser, und das 
bei einer übervollen Streikkasse. Die 
Forderung von heuer 5,5 Prozent droht 
auch dieses Mal auf dem Altar der „Si¬ 
cherung des Standorts Deutschland“ so 
mit den genannten qualitativen Forde¬ 
rungen verhackstückt zu werden, so- 
dass im Geldbeutel nicht viel übrig 
bleiben wird. Das endgültige Ergebnis 
wird dann auch noch „schöngerech¬ 
net“, indem sagen wir mal ein Verhand¬ 
lungsergebnis von fünf Prozent auf eine 
Laufzeit von zwei Jahren „verstrichen“ 
wird, was denn real nur 2,5 Prozent pro 
Jahr bedeutet und eben nicht fünf Pro¬ 
zent in einem Jahr. 

Was bleibt für aktive 
Gewerkschafterlnnen in einer 
solchen Situation zu tun? 

Neben unserer selbstverständlichen 
Beteiligung an allen Aktionen und 
Warnstreiks sollten wir für die volle 
Durchsetzung der 5,5 Prozent eintre- 
ten. Und „notfalls“ eben auch mit dem 
Mittel eines Vollstreiks. 


aber nicht durchsetzen können. Diesen 
ganzen Diskussionsprozess auf „Leit¬ 
linien“ und „Duftmarken“ des Vor¬ 
standes zu reduzieren geht aber schon 
deutlich an der Realität vorbei. Dass 
qualitative Forderungen mit der Ent¬ 
geltforderung „verhackstückt“ wer¬ 
den, liegt im übrigen in der Natur der 
Sache - auch (Teil-)Lohnausgleich für 
kürzere Arbeitszeiten für Ältere oder 
für Weiterbildung schmälert die Profi¬ 
te, und die Grundrechenarten setzen 
wir auch mit einem „Vollstreik“ nicht 
außer Kraft... 

Gerade zur Höhe der Entgeltfor¬ 
derung gab es vom Vorstand keine 
„Leitlinie“ vor der „ergebnisoffene(n) 
Diskussion in den Betrieben und Bü¬ 
ros“. Dies war eine Konsequenz aus 
der Kritik an der voreiligen Nennung 
von Prozentzahlen und Kompromiss¬ 
linien aus dem Vorstand oder aus Be¬ 
zirksleitungen („Duftmarken“) in der 
vergangenen Tarifrunde. Eine weitere 
Konsequenz war das bundesweit ein¬ 
heitliche Datum für die Tarifkommis¬ 
sionssitzungen zur Forderungsaufstel¬ 
lung (7.11.2014), damit „zu früh“ veröf¬ 
fentlichte Prozentzahlen aus einzelnen 
Tarifgebieten nicht als „Leitlinie“ für 
diejenigen wirken, die später tagen. 
Auch dies scheint an Christiaan vor¬ 
beigegangen zu sein... 

Und auch seine Kritik an der 
Forderungshöhe bezieht sich eben 
nicht auf die „ergebnisoffene Dis¬ 
kussion in den Betrieben und Bü- 


Auf einem anderen Blatt, aber 
doch im Zusammenhang zur IG Me¬ 
tall-Tarifrunde steht: Die verschiede¬ 
nen IG Metall-Vorstände der letzten 
Jahre scheinen von (Voll)-Streiks, 
die den Unternehmen richtig weh 
tun würden, nicht mehr viel zu hal¬ 
ten. Das macht auch ihre verhee¬ 
rende Haltung zu dem GDL-Streik 
im November deutlich; der stellver¬ 
tretende Vorsitzende der IG Metall, 
Hofmann, meinte in einer öffentli¬ 
chen Stellungnahme, dass der Streik 
der GDL „nur einen Machtkampf“ 
ausdrücke und „unverhältnismäßig“ 
sei! Unserer Meinung nach ist das 
ein offener Streikbruch und ein Rie¬ 
senskandal! Dass die GDL neben ei¬ 
ner Entgelterhöhung auch eine völlig 
verständliche Arbeitszeitverkürzung 
(bei zwei Millionen Überstunden, 
die die Lokführer vor sich herschie¬ 
ben! !!) fordert, hatte er wohlweislich 
unterschlagen. 

Wir können nur sagen: Wer kämpft, 
kann verlieren - wer nicht kämpft, hat 
schon verloren! 

Christiaan Boissevain (IG Metall-Mit¬ 
glied, Betriebsrat und Vertrauensmann 
in der Münchner Flugzeugindustrie, 
Mitglied der Münchner Gewerkschafts¬ 
linken und aktiv im Arbeitsausschuss 
der Initiative zur Vernetzung der bun¬ 
desweiten Gewerkschaftslinken) 


ros“. In „meinem“ Tarifgebiet Osna¬ 
brück-Emsland hatten z.B. die Ver¬ 
trauensleute von Volkswagen - nach 
ausführlichen Diskussionen in den 
Bereichen - eine Forderung von 6,5 
Prozent aufgestellt (plus Mindestbe¬ 
trag). In der Tarifkommission muss¬ 
ten wir dann feststellen, dass wir da¬ 
mit am oberen Rand der betriebli¬ 
chen Forderungen lagen, aufgrund 
der schwierigeren wirtschaftlichen 
Situation in einigen anderen Be¬ 
trieben. Der Beschluss unserer Ta¬ 
rifkommission, eine Bandbreite von 
„fünf bis sechs Prozent“ zu empfeh¬ 
len, spiegelt so exakt die Diskussion 
in den Betrieben und Büros - zumin¬ 
dest für unser Tarifgebiet. Vielleicht 
war das ja in der Münchner Flug¬ 
zeugindustrie, der Verwaltungsstelle 
München oder im Tarifgebiet Bayern 
anders - doch darüber erfahren wir 
leider nichts von Christiaan... 

Ich meine: pauschale Vorstands¬ 
schelte ohne Bezug auf die konkreten 
Diskussionen in Betrieben und Ver¬ 
waltungsstellen wirkt eher resignativ 
und ist jedenfalls nicht geeignet, die 
aktive Beteiligung der Mitglieder und 
Funktionärlnnen in den Betrieben 
schon in der Forderungsaufstellung zu 
stärken. Das aber sollte gerade unsere 
Hauptaufgabe sein. 

Achim Bigus (IGM-Vertrauenskörper- 
leiter VW-Osnabrück, Mitglied der Ta¬ 
rifkommission Osnabrück-Emsland) 


97 Prozent gegen 
Investorenschutzklausel 
bei TTIP 

Da hatte die EU-Kommission eine 
Idee, die offensichtlich nach hinten 
losgegangen ist. 

Im Frühsommer 2014 startete sie 
eine „öffentliche Konsultation“ per 
Fragebogen im Internet, bei der es um 
den sogenannten Investorenschutz in 
dem geplanten Freihandelsabkommen 
mit den USA (TTIP) ging. Zur großen 
Überraschung der EU-Oberen haben 
sich, wie Mitte Januar 2015 per Presse¬ 
mitteilung nach Auswertung der Ant¬ 
worten bekanntgegeben wurde, fast 
150 000 Einsender daran beteiligt und 
97 Prozent von ihnen haben sich ein¬ 
deutig negativ zu der vorgesehenen In¬ 
vestorenschutzklausel geäußert. Der 
zuständigen EU-Kommissarin Cecilia 
Malmström blieb nichts anderes übrig 
als festzustellen, aus der Konsultation 
gehe klar hervor, „dass es gegenüber 
dem Instrument des ISDS (Abkürzung 
für Investorenschutzklausel) äußerste 
Skepsis herrscht“. 

Das heißt aber nicht, dass die EU- 
Kommission die Sache nun aufgäbe. 
Vielmehr will Frau Malmström in den 
kommenden Wochen mit den führen¬ 
den Politikern des EU-Parlaments und 
der Mitgliedsstaaten und „allen Inter¬ 
essenträgern“ einschließlich Unterneh¬ 
merverbänden „das weitere Vorgehen 
abklären“, um eine „optimale Lösung 
der Frage des Investitionsschutzes“ zu 
erreichen, wie es in ihrer Pressemittei¬ 
lung heißt. 

Die „Investorenschutzklausel“ soll 
Investoren (also Kapital Verleiher. Ban¬ 
ken, Hedgefonds und anderen Finanz¬ 
konzernen) das Recht geben, bei Strei¬ 
tigkeiten mit einzelnen Staaten über 
bestimmte Gesetze und Vorschriften 
extra dafür gebildete private Schieds- 
instanzen anzurufen, wenn sie der Mei¬ 
nung sind, dass diese Gesetze ihre „un¬ 
ternehmerische Freiheit“ und ihre Ge¬ 
winninteressen beeinträchtigen. Damit 
würde das souveräne Recht der natio¬ 
nalen Parlamente der einzelnen EU- 
Staaten, in wirtschaftlichen und sozi¬ 
alen Fragen Bestimmungen wie etwa 
die Verpflichtung zu Mindestlöhnen 
zu beschließen, praktisch ausgehebelt, 
wenn die „Kapitalgeber“ dagegen Ein¬ 
spruch erheben. 

Gabriel sieht TTIP positiv 

Unter Vorsitz von Bundeswirtschafts¬ 
minister Gabriel diskutierte derTTIP- 
Beirat, bestehend aus Vertretern von 
Gewerkschaften, Kirchen, Verbänden 
und Nichtregierungsorganisationen, 
auf seiner vierten Sitzung im Bundes¬ 
wirtschaftsministerium das CETA- 
Freihandelsabkommen der EU mit 
Kanada. 

Bundesminister Gabriel betonte, 
dass das Abkommen von der Bundes¬ 
regierung insgesamt positiv bewertet 
werde: „Als erfolgreiche Exportnati¬ 
on hat Deutschland großes Interesse 
am Freihandel. Wir sichern so auch 
künftig Wachstum und Beschäftigung. 
Kanada ist nicht nur ein befreundetes 
Land, sondern auch ein Wirtschafts¬ 
partner mit anspruchsvollen Verbrau¬ 
chern und hohen Schutzstandards. Das 
Abkommen wird unseren Firmen neue 
Chancen im kanadischen Markt eröff¬ 
nen und damit Arbeitsplätze sichern. 
Europäische Schutzstandards, z.B. bei 
gentechnisch veränderten Pflanzen 
und Nahrungsmitteln, werden durch 
CETA nicht angetastet.“ 

Im TTIP-B eirat sind die Gewerk¬ 
schaften durch Michael Vassiliadis 
(IG BCE), Detlef Wetzel (IG Metall), 
Frank Bsirske (ver.di) und Reiner 
Hoffmann (DGB) vertreten. Während 
Bundeswirtschaftsminister Gabriel in¬ 
zwischen zu der Einschätzung gekom¬ 
men ist, dass Schiedsgerichte nicht 
mehr aus den Freihandelsabkommen 
herausgenommen werden können, hält 
der DGB eine Veränderbarkeit der 
Verträge weiter für möglich: Der DGB 
hatte im letzten Jahr ein entsprechen¬ 
des Papier gemeinsam mit dem Wirt¬ 
schaftsministerium herausgegeben. Die 
CETA-Verhandlungen müssten „wie¬ 
der aufgenommen werden und der Text 
muss an verschiedenen Stellen grund¬ 
legend überarbeitet werden“, heißt es 
vonseiten des DGB. Vor allem das In¬ 
vestitionsschutzkapitel stößt beim Ge¬ 
werkschaftsbund weiterhin auf Kritik. 
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Münchner Siko wieder hochrangig besetzt 

Friedensaktivistinnen machen gegen Sicherheitskonferenz mobil 



Protest der Gegendemonstrantlnnen: Bundespräsident Gauck nutzte im vergangenen Jahr die „Konferenz“ als Tribüne 
zur Werbung für eine stärkere deutsche Kriegsbeteiligung. 


„Gesetze gegen Terror“ 

Mehrere „Gesetze gegen den Terror“ 
sind zur Zeit in der Diskussion und 
Vorbereitung. 

★ „Gewaltbereiten deutschen Islamis¬ 
ten“ kann der Personalausweis für drei 
Jahre entzogen werden, um sie dadurch 
an der Ausreise aus Deutschland und 
an der Einreise in den Irak oder nach 
Syrien zu hindern. Sie bekommen ein 
Identifikationsdokument, mit dem sie 
sich in Deutschland ausweisen können. 

★ Militante Islamisten, die sich in ein 
Terrorcamp begeben wollen, machen 
sich bereits mit dieser Absicht strafbar. 

★ Finanzielle Unterstützung von Ter¬ 
roristen wird auch bei Kleinstspenden 
strafbar. 

★ Vorratsdatenspeicherung über meh¬ 
rere Monate von Telefon-, E-Mail- und 
Interverbindungen, die ohne Anlass 
aufgenommen wurden. 

★ Flugpassagierdaten sollen erhoben 
werden. Diese Regelung wird bereits 
für Flugpassagiere praktiziert, die in 
die USA einreisen. Gesammelt wer¬ 
den Name. Adresse, Sitzplatznummer 
und Nummer der Kreditkarte. Diese 
Regelung gilt nicht nur für „Terrorver¬ 
dächtige“ oder potentielle Gefährder, 
sondern ausnahmslos für alle Flugrei¬ 
senden. 

Ob es sich bei den Terrorhel¬ 
fern um V-Feute der Geheimdienste 
Bundesverfassungs„schutz“ (BfV) oder 
Bundesnachrichtendienst (BND) han¬ 
delt, wird durch die neue Gesetzgebung 
nicht ausschließend geklärt. UK 

Axel gegen Hessen 

Am 1. Juni 2013 wurde das Gründungs¬ 
und Vorstandsmitglied der Coordinati- 
on gegen Bayer-Gefahren und der Stif¬ 
tung ethecon, Axel Köhler-Schnura, als 
Teilnehmer der friedlichen Blockupy- 
Demonstration in Frankfurt gegen Fi¬ 
nanz-Spekulation, Konzernmacht und 
Banken-Profite Opfer von brutaler Po¬ 
lizeigewalt. Es gelang ihm, die skanda¬ 
lösen Vorfälle damals direkt bundes¬ 
weit breit öffentlich zu machen. 

Auch reichte er zwei Klagen ein: 
Eine Strafanzeige gegen die unbekann¬ 
ten Täter sowie eine Verwaltungsklage 
zur Klärung der Zulässigkeit der von 
den zuständigen Behörden gedeck¬ 
ten polizeilichen Gewalt- und Terror- 
Maßnahmen. Beide Klagen sind noch 
immer anhängig, im Fall der Verwal¬ 
tungsklage kommt es jetzt, mehr als 
anderthalb Jahre später, zur ersten (!) 
Verhandlung. 

Ethecon und Coordination erklä¬ 
ren sich mit unserem Vorstandsmitglied 
Axel Köhler-Schnura solidarisch, ver¬ 
urteilen das Vorgehen der Staatsmacht 
und fordern die juristische Aufklärung 
und Aburteilung der Täter und der Ver¬ 
antwortlichen. 

Sie wünschen Axel viel Erfolg bei 
der anstehenden öffentlichen Ver¬ 
handlung vor dem Verwaltungsgericht 
Frankfurt (am 23.1., 10.30, nach Redak¬ 
tionsschluss) und freuen sich über mög¬ 
lichst große öffentliche Beteiligung an 
diesem Termin. 

Die UZ wird weiter berichten. 

Christen gegen Politikerinnen 

Christen im Bremer Friedensforum 
finden es sehr seltsam, dass sich aus¬ 
gerechnet jetzt angesichts der Pegida- 
Demonstrationen Vertreterinnen aus 
den Parteien CDU, CSU und der Grü¬ 
nen zu Wort melden und den Wert des 
Christseins hervorheben. CSU-Fan- 
desgruppenchefin Gerda Hasselfeldt, 
die saarländische Ministerpräsidentin 
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) 
und die Fraktionsvorsitzende der Grü¬ 
nen, Katrin Göring-Eckardt fordern ein 
klares Bekenntnis zu „unseren“ christ¬ 
lichen Traditionen, sagen, dass es kei¬ 
nen Grund gäbe, christliche Traditionen 
aufzugeben und z.B. mit Rücksicht auf 
Bürger anderer Religionen Martinsum¬ 
züge in Faternenfeste umzubenennen. 

Die Christen im Bremer Friedens¬ 
forum hätten sich gewünscht, wenn die¬ 
se drei Personen bei den militärischen 
Auslandseinsätzen Deutschlands, be¬ 
sonders gegen Jugoslawien 1999 und 
Afghanistan sowie und bei der jetzi¬ 
gen Sanktionspolitik gegen Russland 
sich zum christlichen Gebot „Friede auf 
Erden“ bekannt und protestiert hätten. 
Stattdessen unterstützen sie diese frie¬ 
densfeindliche Politik. 


V om 6. bis 8. Februar trifft sich 
in München wieder das Terror¬ 
netzwerk der NATO unter dem 
Vorwand, eine Sicherheitskonferenz zu 
veranstalten. Schwerpunkt des dreitägi¬ 
gen Treffens mit Regierungschefs, Spit- 
zen-Diplomaten und -Militärs, Waffen¬ 
händlern und Kriegsstrategen werden 
nach Angaben des Veranstalters, Wolf¬ 
gang Ischinger, der „Ukraine-Russ- 
land-Konflikt“ sowie der Kampf gegen 
islamistischen Terror sein. 

Deshalb wird neben Bundeskanzle¬ 
rin Angela Merkel, u. a. auch der ukra¬ 
inische Präsident Petro Poroschenko an 
der 51. „Sicherheitskonferenz“ teilneh¬ 
men. „Rote Finie wird in diesem Jahr 
sicher die zusammenbrechende Welt¬ 
ordnung sein - und die Abwesenheit 
von Ordnungsmächten, die sich enga¬ 
gieren wollen“, teilt Ischinger auf seiner 
Internetseite mit. 

Tribüne zur Werbung für 
stärkere Kriegsbeteiligung 

Es geht nicht um Sicherheit - je¬ 
denfalls nicht um die von Menschen -, 
es geht bei der „Siko“ um die Diskus¬ 
sion darüber, wie der Metropolenkapi¬ 
talismus um die G7-Staaten seine glo¬ 
bale Hegemonie absichern kann, not¬ 
falls auch mit militärischen Mitteln der 
NATO. Und es geht auch nicht um eine 
„Konferenz“, sondern um ein Propagan¬ 
daforum, das u.a. militärische Interven¬ 
tionen, Rüstungsexporte und Ausland¬ 
seinsätze der Bundeswehr legitimieren 
soll. Das wurde bei der „Siko“ im ver¬ 
gangenen Jahr deutlich. 

Bundespräsident Gauck nutzte die 
„Konferenz“ als Tribüne zur Werbung 
für eine stärkere deutsche Kriegsbetei¬ 
ligung. Deutschland müsse sich „frü¬ 
her, entschiedener und substanzieller“ 
militärisch engagieren. Außenminis¬ 
ter Steinmeier und Kriegsministerin 
von der Feyen stießen ins selbe Horn. 
Die neue Großmachtpolitik Deutsch¬ 
lands - getarnt als „weltpolitische 
Verantwortung“ - ist inzwischen Be¬ 
standteil einer offensiven Propaganda- 
Kampagne staatstragender Politiker 
und Medien und Richtschnur deut¬ 
scher Außenpolitik. Dabei wird selbst 
die Unterstützung der von Faschisten 
durchsetzten Kiewer Regierung akzep¬ 
tiert. 

Nach dem Scheitern der NATO 
im Irak, in Afghanistan und Fibyen 
wird jetzt Russland als Feindbild wie¬ 
derbelebt und ein brandgefährlicher 
Konfrontationskurs in Gang gesetzt: 
Durch Errichtung und Ausbau von 


Im Münchner NSU-Prozess begin¬ 
nen am 20. Januar die Anhörungen 
von Betroffenen und Nebenklägern 
aus der Kölner Keupstraße. Die In¬ 
itiative „Keupstraße ist überall“ ist 
dabei. Sie organisiert die Solidari¬ 
tät mit den Opfern des Anschlags in 
Köln-Mülheim vom 9. Juni 2004 und 
kommt nach München. „Über den 
gesamten Zeitraum der Verhandlung 
des Keupstraßen-Anschlags werden 
Initiativen aus ganz Deutschland vor 
und im Gericht präsent sein, um An¬ 
gehörige und Betroffene nicht allein 
zu lassen.“ Zunächst sind am Diens¬ 
tag ab 9.00 Uhr ganztägig Aktionen 
vor dem Gerichtsgebäude in der 
Nymphenburger Straße vorgesehen, 
wenn im Gericht die Betroffenen als 
Zeugen gehört werden. Es sind in der 
Regel Nebenkläger. Für den frühen 
Abend, ab 1730 Uhr, ist eine Demons¬ 
tration angemeldet. Aber die Kölne- 
rinnen und Kölner wollen zusammen 
mit dem bundesweiten Aktionsbünd¬ 
nis „NSU-Komplex auflösen!“ auch 
an jedem weiteren Verhandlungstag 
Präsenz zeigen. 

Die Beweisaufnahme begann 
schon früher. Am ersten Tag, dem 
12. Januar, ging es um die Ermittlun¬ 
gen am Tatort. Die waren akribisch. 


NATO-Militärstützpunkten in osteu¬ 
ropäischen Fändern, rückt die NATO 
bis an die Grenzen Russlands vor. Die 
Aufstellung einer 4 000 Mann star¬ 
ken „Schnellen Eingreiftruppe“, die 
militärische Aufrüstung Kiews, NA- 
TO-Truppenmanöver in der Ukraine, 
Handelssanktionen gegen Russland 
und Ausbau der NATO-Raketenab- 
wehr schaffen das Klima eines neuen 
kalten Krieges in Europa. Nicht zuletzt 
versucht die NATO unter Verweis auf 
einen vermeintlich neuen Gegner, noch 
höhere Rüstungsausgaben zu rechtfer¬ 
tigen und durchzusetzen. 

Attentate von Paris 
als Thema der „Siko“ 

Der Chef des Springer-Konzerns, 
Döpfner, ernannte den 7.1., den Tag der 
Pariser Attentate, zum neuen „9/11“. 
Das lässt Schlimmes befürchten. Der 
„Krieg gegen den Terror“, der nach den 
Anschlägen vom 11. September 2001 
mit Hilfe der NATO begann, hat Hun¬ 
derttausenden Menschen das Feben 
gekostet und eben diesen Terror ver- 


Ausführlich wurde von der Spurensi¬ 
cherung berichtet. Der Zeuge sprach 
von der Wucht der Detonation, vom 
Glas, das zu Bruch ging, den Splittern 
im Blech parkender Autos. 702 lange 
Nägel flogen durch die Straße, einige 
über die Häuser hinweg. Die Explo- 


„Wie viel Staat steckt 
im NSU?“ 


sion der Bombe hinterließ Trümmer, 
verwüstete Fadenlokale, auf der Stra¬ 
ße lagen Scherben, Splitter, Stoff und 
Draht - und 22 Verletzte, schwer Ver¬ 
letzte darunter. Gisela Friedrichsen 
vom Spiegel : „Sieht man ihre vorbild¬ 
liche Tatortarbeit, fällt die Entschlos¬ 
senheit, einen rechtsterroristischen 
Hintergrund nicht ins Auge zu fassen, 
umso mehr auf.“ Diese Bombe sollte 
Menschen töten. Deswegen war sie in 
der lebendigen Keupstraße platziert. 
Glücklichen Zufällen ist es zu verdan¬ 
ken, dass niemand zu Tode kam. In der 
schmalen Keupstraße reiht sich Fa¬ 
den an Faden, hier wird kommunika¬ 
tiv und gesellig geparkt, hier wohnen 
Türken und andere Migranten auf en¬ 
gem Raum, vor allem: hier lässt es sich 
leben. Der NSU wollte das ändern. 


stärkt, den wir heute erleben. Die indi¬ 
sche Schriftstellerin Arundhati Roy hat 
recht wenn sie sagt: Der Terror ist aus 
der Rippe einer Welt gemacht, die vom 
Imperialismus verwüstet wurde. 

Was Ischinger eine „zusammen¬ 
brechende Weltordnung“ nennt, ist in 
Wirklichkeit der Aufstieg der BRICS- 
Staaten zu globalen Konkurrenten der 
alten kapitalistischen Metropolen um 
die G7-Staaten. Nicht die „Weltord¬ 
nung bricht zusammen“ sondern die 
NATO bringt mit ihrer Politik neue 
Kriege und weiteren Terror hervor. Da¬ 
gegen richten sich die Aktionen gegen 
die „Siko“. 

Seit dem Jahr 2002 finden größere 
Demonstrationen und Gegenaktionen 
statt. Diese Demonstrationen sind zu 
einer festen Institution der Friedens¬ 
bewegung geworden. Auch in diesem 
Jahr rufen wieder über hundert Orga¬ 
nisationen, viele Einzelpersonen und 
Friedensbündnisse unter dem Motto 
„Kein Frieden mit der NATO - Stoppt 
den Konfrontationskurs und die neue 
NATO-Aufrüstung“ zu Gegenakti- 


Aber es wird so bleiben. Die Be¬ 
wohner der Keupstraße verstehen im¬ 
mer besser, dass sie in Köln zu Hau¬ 
se sind. Und viele Kölnerinnen und 
Kölner zeigen, dass sie das so wollen. 
Nicht zur Sprache kam im Prozess, 
dass die Spurensicherung nicht die 
ersten Beamten am Tatort waren, wie 
überhaupt alle Hinweise auf staatli¬ 
ches Versagen oder gar Beteiligung 
im Münchner Prozess außer Betracht 
bleiben. 

Tatsächlich wurden bei den polizei¬ 
lichen Vernehmungen damals die Op¬ 
fer als Täter verdächtigt. Dem Rassis¬ 
mus des Anschlags folgte der Rassis¬ 
mus der Ermittlungen. Erst nach der 
Selbstenttarnung des NSU im Novem¬ 
ber 2011 war nicht mehr abzustreiten, 
dass das Attentat auf die Keupstraße 
Teil einer Mord- und Anschlagserie 
des NSU war. 

„Keupstraße ist überall“ aus Köln 
will zusammen mit weiteren Gruppen 
und Initiativen aus anderen Städten 
den NSU-Komplex aufklären, seine 
gesellschaftliche Dimension sicht¬ 
bar machen und die Betroffenen des 
rassistischen Terrors solidarisch be¬ 
gleiten: „Wir protestieren gegen ihre 
jahrelange rassistische Ausgrenzung 
und Diskriminierung und fordern 


onen auf. Höhepunkt wird eine De¬ 
monstration am 7. Februar und ein 
Abschlusskonzert mit Konstantin 
Wecker auf dem Münchner Marien¬ 
platz sein. 

Die Aktionen gegen die Siko wen¬ 
den sich auch gegen jeden Nationalis¬ 
mus, gegen Rassismus und Fremden¬ 
feindlichkeit, wie dies derzeit bei den 
sogenannten Pegida-Demonstrationen 
zum Ausdruck kommt. Wir sind solida¬ 
risch mit den Zehntausenden, die sich 
diesem rechten Spuk entgegenstellen 
und werden bei der Abschlusskundge¬ 
bung aufrufen, sich an den Aktionen 
gegen den G7-Gipfel im Juni in Elmau 
zu beteiligen. Deshalb heißt es im Auf¬ 
ruf zu den Gegenaktionen: „Wir er¬ 
klären den selbsternannten Weltherr¬ 
schern, die zur Siko nach München 
kommen und den Regierungschefs 
beim G7-Gipfel im Juni 2015 in Elmau: 
Ihr seid hier und überall auf der Welt 
unerwünscht!“ 

Infos und Unterstützungsunterschrif¬ 
ten unter www.sicherheitskonferenz.de 

Walter Listl 


eine schonungslose Aufklärung: Wer 
gehört(e) alles zum NSU? Wie viel 
Staat steckt in ihm und welche Rolle 
spielen Politik, Polizei und Geheim¬ 
dienste? Deshalb brauchen wir die 
Unterstützung von allen gesellschaft¬ 
lichen Gruppen, denen bewusst ist, 
dass der Gerichtsprozess alleine nicht 
ausreichen wird, um die Geschich¬ 
te der Mord- und Anschlagserie und 
die jahrelangen Drangsalierungen der 
Betroffenen und Angehörigen aufzu¬ 
klären und die Ursachen des rassisti¬ 
schen Terrors zu beseitigen. Mit einem 
Aktionstag am 20. Januar 2015 sowie 
einer dauerhaften Anwesenheit wäh¬ 
rend der gesamten Verhandlung der 
Keupstraße wollen wir mit Vielen vor 
und im Gericht ein sichtbares Zeichen 
setzen!“ 

Gegenwärtig erleben wir in Ge¬ 
stalt von Hogesa und Pegida in einem 
größeren, aber nicht weniger organi¬ 
sierten Maßstab wieder eine rassisti¬ 
sche Opfer-Täter-Umkehrung. Sollte 
eine vollständige juristische Aufarbei¬ 
tung zusammen mit einer schonungs¬ 
losen parlamentarischen Aufklärung 
des NSU-Komplexes gelingen, besteht 
die Hoffnung, dass die Wellen rassisti¬ 
scher Hetze künftig abflachen. 

Klaus Stein 


Keupstraße reicht bis München 

Kölner Opfer fahren zum NSU-Prozess 







m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

NRW: Zehntausende gegen Rechts 

Neonazis dominieren hier die „Pegida“-ProtesteFlüchtlinge fürchten um ihre Sicherheit 



M ittlerweile wird täglich in na¬ 
hezu allen Zeitungen der Bun¬ 
desrepublik lang und breit 
über die „Pegida“-Bewegung berichtet. 
Damit wird den rechten „Wutbürgern“ 
die oftmals verharmlost werden, ein 
wichtiges Podium geboten. Am Montag¬ 
abend waren der „Pegida“-Aufmarsch 
in Dresden sowie die antifaschistischen 
Gegendemonstrationen untersagt wor¬ 
den. In München gingen dagegen 12 000 
Nazigegner gegen einen Aufzug von 800 
Anhängern des lokalen „Pegida“-Netz- 
werks auf die Straße. In Würzburg ver¬ 
sammelten sich über 1 200 Nazigegner. 
In Nürnberg waren es 2 000 Menschen, 
die an einer Kundgebung gegen Neo¬ 
faschismus teilnahmen. Weitere Pro¬ 
teste, bei denen die „Pegida“-Gegner 
meist das Zehnfache an Teilnehmern 
aufbrachten als die braunen Volksver- 
hetzer, fanden in Wiesbaden und Braun¬ 
schweig statt. In Braunschweig mussten 
die antimuslimischen Rassisten ihren 
Aufmarsch sogar aus „Sicherheitsgrün¬ 
den“ abbrechen, da sie von rund 5 000 
Gegendemonstranten umzingelt waren. 

Auch in Duisburg und Düsseldorf 
fanden wie in anderen Städten Aufzüge 
der Rassisten statt. Im Unterschied zu 
den bisherigen Aufmärschen in Sach¬ 
sen gelingt es den Rechten in NRW je¬ 
doch keineswegs, auch nur annähernd 
mehrere Tausend Teilnehmer für ihre 
Aufmärsche zu gewinnen. Vielmehr be¬ 
stimmen das Geschehen im bevölke¬ 
rungsreichsten Bundesland seit Jahren 
bekannte Neofaschisten. Erst am Mon¬ 
tag versammelten sich beispielsweise in 


Duisburg - unter anderem - Anhänger 
der NPD und der Partei „Die Rechte“, 
sowie Neonazis aus den Reihen zuvor 
verbotener Kameradschaftsorganisatio¬ 
nen. Sie standen 4 000 Nazigegnern ge¬ 
genüber, die gegen die neuerliche Pro¬ 
vokation der rund 600 extremen Rech¬ 
ten protestierten. In Düsseldorf folgten 
mehr als 1 000 Antifaschisten den Auf¬ 
rufen zum Protest und machten gegen 
nur 160 Rechte mobil. 

Am Dienstag bestätigte auch Lan¬ 
desinnenminister Ralf Jäger (SPD), 
dass „Pegida“ in NRW maßgeblich von 
Neonazis gesteuert werde. Der Minister 


bezeichnete „Pegida“ außerdem als ein 
„Ärgernis“. 

Die Aufmärsche der „Pegida“-An- 
hänger in Ost und West sorgen unter¬ 
dessen für Entsetzen und Angst bei 
Migrantinnen und Migranten. Seit 
Monaten verschärfe sich „die rassis¬ 
tische Rhetorik gegen Muslime und 
Geflüchtete in Deutschland“, kons¬ 
tatierte etwa die „Initiative Schwar¬ 
ze Menschen in Deutschland Bund 
e.V.“ (ISD). „Nach den Erfahrungen 
mit dem sogenannten ,NSU‘ muss ge¬ 
lernt werden. Es kann nicht sein, dass 
schwarze Menschen in Deutschland 


nicht den gleichen Schutz vom Staat 
und seinen Behörden erfahren, wie 
weiße Menschen“, warnte Jonas Berhe 
vom Vorstand des ISD. Berhe forder¬ 
te die etablierte Politik außerdem „zu 
einer klaren anti-rassistischen Positio¬ 
nierung auf, die über die üblichen Lip¬ 
penbekenntnisse hinausgeht“. „Eben¬ 
so mahnen wir an, nicht die gleichen 
Fehler der so genannten NSU-Er- 
mittlungen zu wiederholen und Spu¬ 
ren nach rassistischen Motiven ernst¬ 
zunehmen und diesen nachzugehen“, 
sagte er weiter. 

Markus Bernhardt 


Sigmar Gabriel in der Klemme 

Kotau vor dem Wirtschaftsminister 


Seit 2013 verhandeln die USA und 
die EU über ein Freihandelsabkom¬ 
men (TTIP). Laut den Verhandlungs¬ 
partnern ist der Abbau von Handels¬ 
hemmnissen das Ziel von TTIP. Deren 
Beseitigung fördere das Wachstum 
und senke die Kosten für Unterneh¬ 
men in den USA und in der EU. Man¬ 
che Studien sprechen von erheblichen 
Einsparungen und positiven Auswir¬ 
kungen auf dem Arbeitsmarkt. An¬ 
dere sagen voraus, dass die volkswirt¬ 
schaftlichen Folgen negativ ausfallen 
und die Arbeitslosigkeit steigen könn¬ 
te. Kritiker erwarten zudem die Be¬ 
seitigung gesetzlicher Standards beim 
Umwelt- und Verbraucherschutz, bei 
Gesundheit, Arbeit und Soziales. Im 
Brennpunkt steht aktuell die Einfüh¬ 
rung von nicht-staatlichen Schiedsge¬ 
richten. Prof. Heinz Bierbaum von der 
Linkspartei sieht „erhebliche Nachtei¬ 
le“ für Länder und Kommunen, Arbeit¬ 
nehmer und Verbraucher. „Tritt TTIP 
in Kraft, werden mühsam erkämpfte 
Rechte, Standards und Schutzmecha¬ 
nismen über Bord geworfen, nur damit 
Konzerne mehr Profit machen. Aufträ¬ 
ge der öffentlichen Hand sollen künftig 
transatlantisch ausgeschrieben und Ta¬ 
riftreue-Gesetze ausgehebelt werden. 
Die Handwerker vor Ort, die kleinen 
und mittleren Unternehmen in den 
Regionen und ihre Angestellten wer¬ 
den in die Röhre gucken.“ 

Inzwischen haben mehr als 1,2 Mil¬ 
lionen Bundesbürgerinnen und Bun¬ 
desbürger eine selbstorganisierte Bür¬ 
gerinitiative gegen TTIP unterschrie¬ 
ben. 97 Prozent der EU-Bürger lehnen, 
einer aktuellen Studie zufolge, die im 
Rahmen von TTIP geplanten Sonder¬ 
gerichte unter Ausschluss der Öffent¬ 
lichkeit ab. Dies machen auch die De¬ 
batten und Positionierungen in Partei¬ 
en, in Gewerkschaften und in anderen 
Verbänden bis hin zu mittelständischen 
Unternehmerverbänden deutlich. 

Erhebliche Nachteile auch 
für den Mittelstand 

So schrieben laut „Handelsblatt“ der 
Präsident des Bundesverbandes mit¬ 
telständische Wirtschaft, Mario Opho¬ 


ven, und der Verdi-Vorsitzende, Frank 
Bsirske, vor einigen Wochen an Wirt¬ 
schaftsminister Gabriel: „In Anbe¬ 
tracht der potenziellen Gefahren für 
die parlamentarische Kontrolle von 
TTIP, halten wir es für geboten, dass 
sich der TTIP-Beirat mit dem The¬ 
ma ,Regulatory Cooperation Coun¬ 
cil’ (RCC) befasst.“ Das RCC ist eine 
Art deutsch-amerikanische Binnen¬ 
marktbehörde. Bsirske und Ophoven 
befürchten, „dass dieses Gremium 
ohne die Einbeziehung der Legislati¬ 
ve handelt und Anhänge des geplanten 
TTIP-Vertrages auch ohne Abschluss 
der Vertragsverhandlungen und der 
Ratifizierungen ohne Einbeziehung 
der Parlamente verändert werden kön¬ 
nen“. Das RCC könnte Gesetzesvorha¬ 
ben eng mit Lobby-Gruppen abstim¬ 
men, ohne dass nationale Parlamente 
rechtzeitig einbezogen werden könn¬ 
ten. Bsirske und Ophoven warnten 
weiter vor erheblichen Nachteilen für 
den Mittelstand durch TTIP und ver¬ 
langten von Gabriel Nachbesserungen. 
Insbesondere mit dem geplanten In- 
vestor-Staat-Schiedsgerichtsverfahren 
werde faktisch eine „Sondergerichts¬ 
barkeit für ausländische Großkonzer¬ 
ne geschaffen“, kritisieren die beiden. 
Dies bedrohe „die Souveränität demo¬ 
kratischer Entscheidungsträger“ in den 
EU-Mitgliedsstaaten und stelle „einen 
Angriff auf den Rechtsstaat“ dar. 

Kritik aus dem TTIP-Beirat 

In dem von Gabriel gegründeten 
TTIP-Beirat - dem Beirat gehören 22 
Vertreter von Gewerkschaften, Sozi¬ 
al- und Verbraucherschutz sowie des 
Kulturbereichs an - äußerten inzwi¬ 
schen mehrere Beiratsmitglieder in 
einem Brief an Gabriel Kritik daran, 
dass sie nicht angemessen Gehör fän¬ 
den. Sie zeigten sich zudem irritiert, 
dass der Minister den Eindruck erwe¬ 
cke, dass Deutschland dem Abkom¬ 
men zustimmen müsse, wenn die an¬ 
deren europäischen Mitgliedsstaaten 
dies wollten. Diese Haltung, so die 
Kritiker, „löst bei uns die Frage aus, 
welche Funktion ein TTIP-Beirat hat, 
wenn die Bundesregierung entweder 


sich den Entscheidungen der anderen 
Mitgliedsländer anschließt oder aber 
in ihrer Haltung bereits festgelegt ist“. 
Unterzeichnet wurde der Brief u.a. 
von den Vorsitzenden des DGB, der 
IG Metall, von Verdi, der Mittelstands¬ 
vereinigung, der Verbraucherzentrale 
und von Transparency International 
Deutschland. Gabriel solle doch mal 
erklären, ob er bereit sei, TTIP „insge¬ 
samt abzulehnen“ wenn bestimmte für 
Deutschland wichtige Aspekte von der 
EU-Kommission nicht auf genommen 
würden, oder ob er dem Votum ande¬ 
rer EU-Mitgliedsstaaten folgen werde. 

Parteitagsbeschluss 
nicht bindend? 

Sigmar Gabriel steckt also in einer 
Klemme zwischen Wirtschaftsminister 
und SPD-Chef. Für ihn selbst scheint 
das gar keine Klemme zu sein. Einer¬ 
seits laufen die Meinungsbildungs¬ 
prozesse der EU-Mitgliedsländer auf 
eine Zustimmung zu TTIP hinaus und 
auch die Bundeskanzlerin hat erst vor 
wenigen Tagen auf einen zügigen Ab¬ 
schluss der TTIP-Verhandlungen ge¬ 
drängt. Andererseits hat sich gehöriges 
Protestpotenzial gegen TTIP oder an 
wichtigen Details von TTIP entwickelt. 
So musste der SPD-Parteivorsitzende 
erst vor wenigen Monaten einen Par¬ 
teitagsbeschluss gegen TTIP, insbe¬ 
sondere gegen die Schiedsgerichtsbar¬ 
keit - hinnehmen. „Der Beschluss gilt“ 
ist von einigen sozialdemokratischen 
Funktionären zu hören. Der SPD-Par- 
teichef will inzwischen nichts mehr von 
dieser Festlegung wissen. Der Wirt¬ 
schaftsminister antwortete im Bundes¬ 
tag auf die Frage, ob er die Schieds¬ 
gerichtsfrage noch herausverhandeln 
könne: „Meine Antwort ist: Nein (...) 
und das werde ich auch meiner Partei 
sagen, die in Teilen eine andere Auf¬ 
fassung hat.“ 

Gerade diese Aussage wird von 
SPD-Mitgliedern äußerst kritisch gese¬ 
hen. So hält der Bundestagsabgeordne¬ 
te Carsten Sieling Schiedsgerichte und 
auch Gabriels Einlassungen im Bun¬ 
destag für einen Fehler. „Gabriel hat 
sich das Leben selbst schwer gemacht, 


weil das viele Menschen innerhalb und 
außerhalb der SPD alarmiert hat“, sag¬ 
te er dem ARD-Hauptstadtstudio. Der 
stellvertretende SPD-Vorsitzende, Ralf 
Stegner, lehnt Schiedsgerichte nicht 
grundsätzlich ab, jedoch dürften sich 
am Ende nicht Konzerne gegen Par¬ 
lamente durchsetzen. Entscheidend 
sei, so tönt Stegner, „dass niemals zu¬ 
gelassen werden darf, dass sich ein in¬ 
ternationaler Konzern über Beschlüsse 
demokratisch legitimierter Parlamen¬ 
te oder Urteile ordentlicher Gerichte 
hinwegsetzen kann. Das wäre die Ab¬ 
schaffung der Demokratie und niemals 
von Sozialdemokratinnen und Sozial¬ 
demokraten akzeptabel“. Politik müs¬ 
se immer den Primat behalten. „Wenn 
dies nicht gewährleistet wird, werden 
wir keinem Vertrag zustimmen.“ 

★ 

Gabriel hat sich längst entschieden, wie 
er aus der Klemme kommen kann. Als 
SPD-Vorsitzender kuscht er vor dem 
Wirtschaftsminister. Das entspricht 
auch dem Willen der Kanzlerin und 
dem Wirtschaftsflügel der CDU. Von 
dort ist aktuell zu hören: „TTIP ist 
vielleicht die letzte Chance für Europa 
und die USA, die globalen Standards 
des 21. Jahrhunderts zu setzen. Setzen 
die westlichen Demokratien jetzt nicht 
gemeinsam diese Standards, zum Bei¬ 
spiel beim Umwelt- und Verbraucher¬ 
schutz, so werden Andere es tun. Vor 
allem China, auch Indien und andere 
stehen in den Startlöchern.“ 

Das sieht die selbstorganisierte euro¬ 
päische Bürgerinitiative „Stop TTIP“ 
natürlich ganz anders: 

★ Internationale Konzerne sollen bei 
einem geheimen Schiedsgericht auf 
entgangene Gewinne klagen können 
(zum Beispiel wenn wir das umwelt- 
schädliche Fracking-Verfahren zur 
Gasgewinnung nicht erlauben wollen). 

★ Unsere mühsam errungenen Le¬ 
bensmittelstandards werden deutlich 
verschlechtert (Gentechnologie, Hor¬ 
mongaben, Chlorbehandlungen, etc., 
sind dann erlaubt). 

★ Die öffentliche Daseinsvorsorge 
soll dereguliert werden (öffentliche 
Dienstleistungen, zur Gesundheits-, 
Wasser- und Energieversorgung, bei 
der Bildung, im Finanzsektor, etc., sol¬ 
len zunehmend internationaler Kon¬ 
kurrenz ausgesetzt werden). 

Rolf Priemer 


Freitag, 23. Januar 2015 


Rassistischer Ungeist 

„Ein rassistischer Ungeist scheint wei¬ 
terhin Teile der Polizei zu beherrschen. 
Anders ist das eklatante Versagen der 
Dresdener Polizei bei den Ermittlungen 
zum Tode des eritreischen Asylbewer¬ 
bers Khaled Idris B. nicht erklärbar“, 
beklagt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke. 
Die Abgeordnete weiter: „Ein dunkel¬ 
häutiger Flüchtling wird wenige Stun¬ 
den nach einer fremdenfeindlichen 
Großdemonstration in Dresden mit 
blutenden Wunden tot aufgefunden. 
Wenige Wochen davor waren an die 
nahegelegene Flüchtlingsunterkunft 
Hakenkreuze geschmiert worden. 

Doch die Ermittler wollen zunächst 
keine Fremdeinwirkung am Tod des 
Mannes erkennen. Sie ordnen keine 
Obduktion an. Erst nachdem Freunde 
des Toten deutliche Zweifel über eine 
natürliche Todesursache geäußert ha¬ 
ben, untersucht die Spurensicherung 
30 Stunden nach der Bluttat den Tat¬ 
ort. Dass die Polizei so nachlässig auch 
im Falle eines weißen, deutschen Toten 
gehandelt hätte, ist kaum vorstellbar. 

Im Falle der türkischen Opfer der 
NSU-Terrorzelle hatten die Ermitt¬ 
lungsbehörden jahrelang einen neofa¬ 
schistischer Hintergrund ausgeschlos¬ 
sen und die Opfer und ihre Familien 
durch angebliche Mafia-Verbindungen 
noch nach ihrem Tod kriminalisiert. 
Erinnert sei auch an den afrikanischen 
Flüchtling Oury Jalloh, der 2005 in Des¬ 
sau in Polizeihaft verbrannte. Obwohl 
der Mann an Händen und Füssen auf 
einer feuerfesten Matratze gefesselt 
war und bei seiner Einlieferung kein 
Feuerzeug dabei hatte, gingen Polizei 
und Gericht von einer Selbsttötung aus. 

Als eine Lehre aus dem NSU-Skan- 
dal hatte die Bundesregierung im ver¬ 
gangenen Jahr beschlossen, dass die 
Staatsanwaltschaften rassistische oder 
fremdenfeindliche Motive bei Morden 
berücksichtigen müssen. Doch solange 
für manche Polizisten ein migrantisches 
Opfer erst einmal kein Opfer sein darf, 
bleibt dies reine Symbolpolitik. Denn 
es wird dann oftmals gar nicht erst in 
eine fremdenfeindliche Richtung ermit¬ 
telt. Hierfür müsste sich schon in der 
Polizeiausbildung grundsätzlich etwas 
ändern und eine entsprechende Sensi¬ 
bilität der Beamten geschaffen werden.“ 

Protest im „Herzen der Bestie“ 

Im März wollen Politik und die Finanz¬ 
größen der Europäischen Zentralbank 
(EZB) den Umzug in ihr neues Gebäu¬ 
de in Frankfurt am Main feiern. Das lin¬ 
ke „Blockupy“-Bündnis will diesen Um¬ 
zug begleiten, allerdings wohl nicht im 
Sinne der beteiligten Banker. Die Pla¬ 
nungen dazu wurden am vergangenem 
Sonntag im Frankfurter Gewerkschafts¬ 
haus von etwa 150 Aktivisten diskutiert. 

Am Vormittag des 18. März sollen 
mit Blockaden die EZB-Umzugsfeiern 
gestört werden. Am Mittag soll eine zen¬ 
trale Großkundgebung mit Kulturpro¬ 
gramm in der Innenstadt stattfinden, der 
Tag soll mit einer Großdemonstration 
beendet werden. Die Organisatoren 
bitten, sich dazu mit Sonnenbrillen und 
Regenschirmen auszustatten. Mit dem 
Mitführen dieser Gegenstände und ih¬ 
rer Bewertung als „passive Bewaffnung“ 
rechtfertigten die Verantwortlichen den 
Frankfurter Polizeikessel von 2013. 
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70. Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus 



Am 27. Januar jährt sich zum 70. Mal der 
Jahrestag der Befreiung des KZ Ausch¬ 
witz durch die Rote Armee. Zu diesem 
Anlass hat dieVVN-BdAein neues Plakat 
herausgegeben. 
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Pinochet-Erbstück abgeschafft 

Chile wird das undemokratische bino- 
miale Wahlgesetz abschaffen. Das be¬ 
schloss der Senat am 14. Januar. Das 
bisherige Wahlrecht sorgte dafür, dass 
nur Kandidaten des Rechtsblocks oder 
des Mitte-Links-Bündnisses „Concer- 
taciön“ ins Parlament oder den Senat 
gewählt wurden. 

Damit war vor allem die in Chi¬ 
le traditionell starke Kommunistische 
Partei benachteiligt. Bei den letzten 
Wahlen hatte die KP Chiles jeweils die 
Kandidaturen der Concertaciön bzw. 
das Bündnis, das davon nach diversen 
Spaltungen übrig war, unterstützt. Im 
Gegenzug hatte die Sozialistische Par¬ 
tei in bestimmten Wahlkreisen nicht 
kandidiert, so dass kommunistische 
Abgeordnete ins Parlament gelangten. 
Dennoch blieb die Zahl der Sitze hinter 
dem eigentlichen Anteil an den Wäh¬ 
lerstimmen zurück. 

Nach dem bisherigen Wahlrecht 
wurden in jedem Wahlkreis zwei Ab¬ 
geordnete gewählt - also nur Abgeord¬ 
nete der beiden Listen, die die meisten 
Stimmen erhielten. Stimmen für kleine¬ 
re Parteien blieben wirkungslos. Dieses 
Wahlrecht stammt noch aus der Pino¬ 
chet-Diktatur. Mit der 1980 verabschie¬ 
deten Verfassung wollte das Regime 
seine Macht weiterhin sichern, ihr aber 
einen demokratischen Anstrich geben. 


Karawane ins Donbass 

Die linke italienische Ska-Punk-Band 
Banda Bassotti unterstützt die antifa¬ 
schistischen Kräfte in der Ukraine. Sie 
ruft auf, im Mai, zum Jahrestag des Sie¬ 
ges über den Hitlerfaschismus, mit ei¬ 
ner antifaschistischen Karawane in die 
„Volksrepubliken“ von Donezk und 
Lugansk, die den „Staat Neurussland“ 
bilden, zu reisen. Im Gespräch mit jun¬ 
ge Welt erklärte der Sänger der Band: 
„Wir sind Kommunisten und Arbei¬ 
ter - dort aber werden Kommunisten 
und Arbeiter von Faschisten umge¬ 
bracht. Und die wiederum werden von 
den Kapitalisten aus den USA und der 
EU unterstützt.“ Bereits im vergange¬ 
nen September war die Gruppe in die 
Ostukraine gereist, um ihre Solidarität 
für die Kämpfe gegen die Kiewer Re¬ 
gierung und ihre faschistischen Unter¬ 
stützer zu zeigen. 


Antiterrorkampf 

Bei einem Hubschrauberangriff auf 
dem syrisch kontrollierten Teil der Go¬ 
lanhöhen tötete die israelische Armee 
einen iranischen General der Revolu¬ 
tionsgarden und einige Mitglieder der 
libanesischen Hisbollah. Nach israeli¬ 
schen Angaben sei dies ein „Schlag ge¬ 
gen Terroristen“ gewesen, die iranische 
Nachrichtenagentur Fars meldete, der 
General habe syrische Regierungstrup¬ 
pen im Kampf gegen den IS beraten. 

Einige Kräfte aus den USA hei¬ 
zen währenddessen den Krieg in Sy¬ 
rien weiter an. Eine Delegation von 
Senatoren um den Republikaner John 
MacCain, die zur Zeit die Region be¬ 
reist, will die Aufstellung einer Söldner¬ 
truppe vorbereiten, die als „moderate 
Rebellen“ den US-Interessen dienen 
könnte. Die kurdischen Streitkräfte, 
die tatsächlich konsequent gegen den 
IS kämpfen, konnten dessen Truppen 
dagegen fast komplett aus dem Gebiet 
der umkämpften Stadt Kobane vertrei¬ 
ben. 


Stabiler Apparat 

Das Verfahren gegen den ehemaligen 
ägyptischen Präsidenten Mubarak wird 
neu aufgerollt, entschied das zuständige 
Gericht. Mubarak war im Mai vergan¬ 
genen Jahres zu drei Jahren Haft we¬ 
gen Korruption verurteilt worden. Nun 
wird mit einem Freispruch gerechnet. 
Schon im November war ein Verfahren 
gegen Mubarak niedergeschlagen wor¬ 
den. Dabei ging es um den Fall einiger 
hundert Demonstranten, die Anfang 
2011 gegen seine Regierung protes¬ 
tiert hatten und getötet worden waren. 
Mubarak war zunächst wegen Beihilfe 
zum Mord zu lebenslanger Haft verur¬ 
teilt worden. Der „arabische Frühling“ 
hat in Ägypten nicht dazu geführt, dass 
die alten Strukturen im Staat wirklich 
überwunden worden wären. 


Granaten auf die Innenstadt 


Abzug vorgeschlagen, Aufmarsch vollzogen 


Am Sonntag haben ukrainische Trup¬ 
pen auf Befehl des Präsidenten Poro- 
schenkos unter Einsatz schwerer Waf¬ 
fen eine Offensive im Donbass begon¬ 
nen. Stellungen der Miliz, aber auch 
das Zentrum von Donezk sowie Wohn¬ 
viertel der Stadt werden von schwerer 
Artillerie, von Granatwerfern und aus 
Panzerkanonen beschossen. Getroffen 
wurde auch ein Krankenhaus, es gibt 
Tote und Verletzte, darunter Frauen 
und Kinder. 

Nachdem sich die Situation in dem 
umkämpften Gebiet bereits in den Vor¬ 
tagen zugespitzt und die Gefahr einer 
weiteren Eskalation abgezeichnet hat¬ 
te, hatte sich der russische Präsident 
Putin, wie dessen Pressesprecher Pes- 
kow gegenüber Journalisten bekannt 
gab, am Donnerstag mit einer schrift¬ 
lichen Botschaft an Poroschenko ge¬ 
wandt. 

Darin wurde beiden Seiten des 
Konflikts ein konkreter Plan zum Ab¬ 
zug schwerer Waffen unterbreitet. Den 
Brief erhielt der ukrainische Präsident 
am Freitagmorgen. Peskow fügte hin¬ 
zu: „Leider hat die ukrainische Seite 
den vorgeschlagenen Plan abgelehnt 
und auch keinerlei eigene Vorschläge 
vorgelegt, mehr noch, es begannen er¬ 
neut Kampfhandlungen.“ Moskau, so 
der Pressesprecher weiter, sei äußerst 
über die Entwicklung der Situation 
besorgt. „Erneut werden Wohnviertel 
in Donezk beschossen, erneut sterben 
Menschen.“ 

Gleichzeitig meldete die Agentur 
„Pressa Ukrainy“ unter Berufung auf 



Die Putschisten-Armee beschießt auch Wohnhäuser. Zerstörtes Haus in der Region Donezk, November 2014. 


den offiziellen Vertreter des General¬ 
stabs der ukrainischen Streitkräfte, 
Wjatscheslaw Seljesnew, dass in den 
nächsten Tagen Vertreter des US-Mili- 
tärs die Situation im Donbass beurtei¬ 
len sollen. Im Ergebnis eines Monito¬ 
rings werde dann die Frage der notwen¬ 


digen Hilfe für die ukrainische Armee 
entschieden. 

Vor diesem Hintergrund ist die bis¬ 
her massivste Verletzung des Minsker 
Abkommens durch die Kiewer Putschis¬ 
tenregierung besonders beunruhigend. 
„Pressa Ukrainy“ erinnert in diesem Zu¬ 


sammenhang daran, dass US-Präsident 
Obama am 18. Dezember ein „Gesetz 
zur Unterstützung der Freiheit in der 
Ukraine“ unterzeichnet hat, das vorsieht, 
der Ukraine Waffen und den Status ei¬ 
nes Verbündeten außerhalb der NATO 
zur Verfügung zu stellen. Willi Gerns 


Alle Charlie, aber anders 

Französische Regierung plant „Antiterrorgesetze“, KPF fragt: „Welches Frankreich wollen wir?“ 


D ie sieben Millionen Exempla¬ 
re der jüngsten Ausgabe von 
Charlie Hebdo waren sofort 
ausverkauft - ein Zeichen des Muts 
und der Solidarität mit den Getöteten, 
des Widerstands gegen finsteren Fa¬ 
natismus und Rassismus, obwohl die 
vergangene Woche noch im Zeichen 
der Trauer um die Opfer stand, die bei 
bei den Attentaten auf Charlie Heb¬ 
do und einen jüdischen Supermarkt 
getötet wurden. Seitdem entwickelt 
sich die Auseinandersetzung darum, 
welche Konsequenzen aus den Ereig¬ 
nissen zu ziehen sind. 

Dabei zeichnen sich zwei Linien 
ab. Auf der einen Seite steht eine Art 
„große Koalition“ zwischen den re¬ 
gierenden „Sozialisten“ und der kon¬ 
servativen Rechtspartei UMP, die den 
Schwerpunkt auf verschärfte „Sicher¬ 
heitsmaßnahmen“ legen. Rechtskon¬ 
servative Politiker fordern Ausnahme¬ 
gesetze und einen „französischen Pat¬ 
riot Act“ - Vorbild dafür soll die von 
G.W. Bush in den USA durchgesetzte 
„Antiterrorgesetzgebung“ nach dem 
Attentat auf das World Trade Center 
am 11. September 2001 sein. Im Parla¬ 
ment rief der UMP-Fraktionsvorsitzen- 
de Jacob zur Verteidigung des „jüdisch¬ 
christlichen Erbes“ auf. Wenn dafür die 
demokratischen Freiheiten „zeitweise“ 
eingeschränkt werden müssen, dürfe 
man nicht zögern, das zu tun. 

„Patriot Act“ wollte der „sozialis¬ 
tische“ Premier Valls seine Vorhaben 
nicht genannt haben. Aber auch er 
sprach im seiner Parlamentsrede da¬ 
von, dass Frankreich „im Krieg gegen 
den Terrorismus und den radikalen Is¬ 
lamismus“ sei. Immerhin fügte er hin¬ 
zu: „nicht im Krieg gegen den Islam 
und die Moslems“. In Abstimmung 
mit Staatschef Hollande verfügte er 
wegen befürchteter weiterer Attentate 
die Erhöhung der Präsenz der Armee 
an „sensiblen Punkten“ im Land auf 
10 000 Soldaten und die Verstärkung 
der eingesetzten Polizei- und Gendar¬ 
merietruppen um 4 700 Mann. Parallel 
dazu wurde die landesweite Terroris¬ 
tenjagd nach Verwandten, Bekannten 


und Helfern der Attentäter und sonsti¬ 
gen Verdächtigen vorangetrieben. Valls 
will die „Nachrichtendienste“, also die 
mit der Überwachung und Ausfor¬ 
schung von mutmaßlichen Verdächti¬ 
gen befassten Geheimdienste, um 1000 
Mann aufstocken. Außerdem plant er 
die erweiterte Bürgerüberwachung 
durch verschärfte Kontrollen im In¬ 
ternet und die „Verbesserung der Ab¬ 
hörsysteme“. Staatschef Hollande per¬ 
sönlich verkündete vor hohen Offizie¬ 
ren auf dem Flugzeugträger „Charles 


de Gaulle“ im Hafen von Toulon, der 
Rhythmus der 2013 beschlossenen 
Kürzungen bei der Armee werde über¬ 
prüft und „angepasst“. Jean-Christophe 
Cambadelis, Generalsekretär der „Par¬ 
ti Socialiste“, machte sich für einen „na¬ 
tionalen Pakt des Kampfes gegen den 
Terrorismus“ stark. 

Linke Kräfte warnen dagegen vor 
voreiligen Schritten, Panikmache und 
Hysterie. Ihnen geht es darum, den 


Nährboden trockenzulegen, aus dem 
die Anschläge erwachsen sind - und 
das heißt: Sie wollen die öffentliche 
Debatte auf die Ursachen lenken und 
auf die notwendigen sozialen und po¬ 
litischen Maßnahmen. 

Unterschiedliche Kräfte der Linken 
betonten, dass noch mehr Sicherheits¬ 
maßnahmen nicht ausreichen und nicht 
das richtige Mittel sind, um den Nähr¬ 
boden von Hass und fanatischem Ter¬ 
rorismus auszutrocknen. Ein Sekretär 
der Eisenbahnergewerkschaft der CGT 


in Paris wies darauf hin, dass es die so¬ 
ziale Krise ist, die Rassismus und Ex¬ 
tremismus aufkommen lässt. Es müsse 
für „alle Enkel der Immigranten“, wie 
er einer ist, ein gesicherter Platz zum 
Leben und vor allem ein Arbeitsplatz 
geschaffen werden. Die Teilnehmerin 
einer Demo am Sonntag sagte, die Leu¬ 
te in den Vorstädten seien es müde, als 
die ewigen Verdächtigten behandelt zu 
werden. Der Bürgermeister einer klei¬ 


nen Stadt erklärte unter Verweis auf 
seine Erfahrung und die Situation in 
seiner Gemeinde, das beste Mittel für 
den Kampf gegen das fanatische Dun¬ 
kelmännertum sei „ein besserer Zugang 
zur Bildung und Kultur“. Aber das ver¬ 
lange mehr Mittel, während die drasti¬ 
sche Kürzung der Staatszuschüsse für 
die Kommunen das Gegenteil bedeute. 
Auch Attac Frankreich verwies in einer 
Stellungnahme darauf, dass die Ideolo¬ 
gen und geistigen Väter der Attentäter 
„aus den Gefühlen der Ungerechtigkeit 
und der Revolte Kapital schlagen, die 
durch Diskriminierungen und sozialen 
Abstieg hervorgerufen werden.“In der 
Debatte im französischen Parlament er¬ 
klärte der Vorsitzende der Linksfront- 
Fraktion und PCF-Abgeordnete Andre 
Chassaigne, jetzt müsse die Frage be¬ 
antwortet werden: „Welches Frankreich 
wollen wir?“ Er erklärte: „Die Gewalt¬ 
taten der letzten Woche sind das Sym¬ 
ptom eines immer mehr Ungleichheit 
hervorbringenden Wirtschaftssystems, 
Symptom eines diskriminierenden So¬ 
zialsystems, Symptom eines demokrati¬ 
schen Systems im Ruin. Ein System, das 
den fanatischen und kriminellen Ideolo¬ 
gen die sozial Ausgegrenzten liefert, die 
die Schwäche haben zu glauben, dass 
die ihrer Existenz einen Sinn geben“. 

PCF-Nationalsekretär Pierre Lau¬ 
rent hatte schon am 12. Januar auf einer 
Gedenkfeier am Sitz der Französischen 
Kommunistischen Partei am Place du 
Colonel Fabien in Paris, an der auch 
die Witwe des ermordeten Zeichners 
Georges Wolinski und seine zwei Töch¬ 
ter sowie Angehörige anderer getöte¬ 
ter Charlie-Hebdo-Mitarbeiter teilnah- 
men, Forderungen nach einem „Patriot 
Act“ in Frankreich eine deutliche Ab¬ 
sage erteilt. Die Attentate seien kein 
isoliertes Ereignis gewesen, sondern 
aus einem widerlichen Klima von Aus¬ 
grenzung, Fremdenfeindlichkeit, Schü- 
rung von Hass und Gewalt hervorge¬ 
gangen. Deshalb müsse es jetzt darum 
gehen, „die Republik der Freiheit mit 
mehr Brüderlichkeit und sozialer Ge¬ 
rechtigkeit zu verbinden“. 

Pierre Poulain 


Kampf dem Terror - 

Kampf den imperialistischen Kriegen 

Auch aus dem Libanon: Solidarität mit den Opfern der Anschläge 


Das Politische Büro der Kommu¬ 
nistischen Partei des Libanon (PCL) 
schrieb in einem Solidaritätsbrief 
an die Französische Kommunisti¬ 
sche Partei: „Das abscheuliche Ver¬ 
brechen gegen die Journalisten von 
Charlie Hebdo ist nicht nur das Er¬ 
gebnis einer dumpfen und Obsku¬ 
ranten Geisteshaltung, sondern 
auch der Politik, die der Imperia¬ 
lismus und die arabische Reaktion 
durchgesetzt haben, um die Kon¬ 
trolle über die Völker zu erhalten, 
die sie im Namen der Interessen 
der herrschenden Klasse unterdrü¬ 
cken ... Der Kampf gegen den Ter¬ 
rorismus ist nicht zu führen durch 
imperialistische Kriege, sondern 
durch eine Sozialpolitik, die die Ar¬ 
mut, aber auch die Ausgrenzung, 
die Fremdenfeindlichkeit und den 


Faschismus bekämpft, die sich in 
Frankreich mehr und mehr instal¬ 
lieren“. 

In einem Beileidsbrief der PCL an den 
französischen Botschafter in Beirut 
hieß es:„Wir glauben,dass dieses ab¬ 
scheuliche Verbrechen die logische 
Folge der von den reaktionären ara¬ 
bischen Regimes und dem USA-Impe- 
rialismus verfolgten Politik ist... Unse¬ 
re eigene Erfahrung gegenüber dem 
Terrorismus, ob israelischem oder 
sektenbedingtem, dessen Opfer un¬ 
ser Land und Volk seit mehr als drei¬ 
ßig Jahren sind, regen uns dazu an,die 
französische Regierung zu einer Poli¬ 
tik mit klarerer Haltung sowohl ge¬ 
genüber den terroristischen Gruppen 
als auch ihren Auftraggebern in Katar, 
Saudi-Arabien oder anderswo in der 
mittelöstlichen Region aufzufordern.“ 
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Verhandlungslösung 

Griechenland: Syriza will funktionierenden Kapitalismus, nicht dessen Überwindung 



Treffen des stellvertretenden Ministerpräsidenten und Außenministers Evangelos Venizelos mit Alexis Tsipras 


„Wir haben nie gesagt, dass wir Vorha¬ 
ben, aus der NATO auszutreten. Was 
wir gesagt haben, ist, dass wir kämpfen 
sollten, damit die NATO von selbst zer¬ 
bricht.“ Das erklärte der Syriza-Funkti- 
onär Dimitris Vitsas laut der Tageszei¬ 
tung Kathimerini. Ein Abgeordneter der 
linken Partei hatte zuvor im Parlament 
das Gegenteil gesagt und sich für einen 
NATO-Austritt stark gemacht. Auch in 
den Beschlüssen des ersten Syriza-Par- 
teitages 2013 wird der Austritt aus der 
NATO zu einer „Richtlinie der Außen¬ 
politik“ erklärt. Auf diesem Parteitag 
hatte Syriza sich von einem Bündnis 
verschiedener Organisationen zu einer 
einheitlichen Partei umgewandelt - auf 
eine Weise, die bei linkeren Kräften in¬ 
nerhalb des Bündnisses auf Kritik stieß. 

Solche widersprüchlichen Aussa¬ 
gen sind nicht ungewöhnlich für Syri¬ 
za, wirklich verbindliche Dokumente 
gibt es nicht. Allerdings entwickelte 
Alexis Tsipras im vergangenen Sep¬ 
tember in einer Rede auf der interna¬ 
tionalen Messe von Thessaloniki seine 
Vorstellungen für eine linke Regierung, 


dieses „Thessaloniki-Programm“ wird 
von Syriza als Quasi-Programm prä¬ 
sentiert. Auf dem Parteitag traf Syri¬ 
za die Einschätzung, dass Griechen¬ 
land inzwischen zu einer „Schulden- 
Kolonie“ geworden sei. Im Elmgang 
mit den Schulden legte eine Resolu¬ 
tion fest: „Wir werden die Kreditver¬ 
träge neu verhandeln, ihre drücken¬ 
den Bedingungen widerrufen und ein 
Schulden-Audit durchführen.“ In sei¬ 
ner Hauptrede kündigte Tsipras „harte 
Verhandlungen“ an. Bei anderen Gele¬ 
genheiten forderten Syriza-Funktionä- 
re die Streichung der „illegitimen“ oder 
„unfairen“ Schulden - und erweckten 
den Eindruck, als würden die „fairen“ 
Schulden selbstverständlich bedient. In 
seiner Thessaloniki-Rede hat Tsipras 
seine Forderungen nun konkretisiert: 
Eine europäische Schuldenkonferenz 
müsse den „Großteil des Nennwertes“ 
der Staatsschulden abschreiben, „so 
dass sie tragfähig werden“. Die Rück¬ 
zahlung solle vom Wirtschaftswachs¬ 
tum abhängig gemacht werden und 
für eine gewisse Zeit ganz eingestellt 


werden. Auf dieser Grundlage solle 
eine Lösung erarbeitet werden, mit 
der Griechenland die verbleibenden 
Schulden „durch die Schöpfung neu¬ 
en Wohlstandes“ zurückzahlen könne. 

Syriza fordert keine Streichung 
der Schulden, sondern eine Verhand¬ 
lung darüber. Die Alternative, vor der 
Griechenland steht, beschreibt Tsipras 
so: „Europäische Verhandlungen durch 
eine Syriza-Regierung oder Anerken¬ 
nung der Bedingungen der Gläubiger 
durch die Samaras-Regierung. Ver¬ 
handlung oder keine Verhandlung. 
Wachstum oder Austerität.“ Die Mög¬ 
lichkeit, die Profiteure der Sparmaß¬ 
nahmen, der Krise, des Kapitalismus 
zur Kasse zu bitten, bildet keinen Teil 
dieser Alternative. Tsipras fordert zwar, 
große Vermögen stärker zu besteuern. 
Er führt jedoch auch aus, was er sich 
unter „Steuergerechtigkeit“ vorstellt: 
„Vor allem geht es darum, den Steu¬ 
erdruck auf die Realwirtschaft zu lin¬ 
dern, Bürger von finanziellen Lasten 
zu befreien, Liquidität zu injizieren 
und die Nachfrage anzukurbeln.“ Im 


„Neuen Deutschland“ erläuterte der 
Syriza-Wirtschaftspolitiker Milios die 
geplante Steuerpolitik weiter: „Wir 
müssen ein gerechtes, stabiles und 
transparentes Steuersystem aufbauen, 
das auch das Investitionsklima im Land 
verbessert.“ Syriza setzt nicht auf eine 
Überwindung des Kapitalismus, das ist 
nicht neu. Aber die Partei setzt nicht 
einmal auf einen Kurs der „Umvertei¬ 
lung“ - statt dessen will sie mit staat¬ 
lichen Eingriffen in die Wirtschaft die 
Nachfrage ankurbeln. Es geht nicht um 
eine grundsätzliche Alternative, son¬ 
dern um die Frage, auf welche Weise 
die Profitwirtschaft so verwaltet wer¬ 
den kann, dass sie durch Massenelend 
und Schuldenlast nicht weiter ins Sto¬ 
cken gerät. Die Rhetorik von Syriza ist 
mehr oder weniger radikal, je nachdem, 
ob Tsipras in Griechenland Wahlkampf 
macht oder im „Handelsblatt“ erklärt: 
„Die deutschen Steuerzahler haben 
von einer Syriza-Regierung nichts zu 
befürchten.“ Der Inhalt ist durchaus be¬ 
scheidene sozialdemokratische Politik. 

Dabei könnte auch diese beschei¬ 
dene Politik durchaus das massenhafte 
Elend der griechischen Bevölkerung et¬ 
was abschwächen. So verspricht Syriza, 
„die humanitäre Krise zu bewältigen“, 
indem Arbeitsplätze geschaffen werden 
und einige Maßnahmen der letzten Re¬ 
gierungen zurückgenommen werden. 
Die kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE) bewertet diese Verspre¬ 
chen als „Krümel“ - denn Tsipras ma¬ 
che alle seine sozialen Versprechungen 
davon abhängig, dass Griechenland Teil 
der EU und der Eurozone bleibe. Die 
KKE weigert sich, sich an einer „Links¬ 
regierung“ mit Syriza zu beteiligen. Sie 
sieht den einzig möglichen Ausweg in 
den Kämpfen der Bevölkerung um klei¬ 
ne Verbesserungen und um eine sozia¬ 
listische Gesellschaft, darin, dass sich 
in diesen Kämpfen das Bewusstsein, 
Organisation und Handlungsfähigkeit 
der Arbeiterklasse entwickeln. Einfa¬ 
che, parlamentarische Lösungen für die 
Probleme des Landes halten die griechi¬ 
schen Kommunisten für unrealistisch. 
Allerdings erklärte Dimitris Koutsum- 
bas, Generalsekretär der KKE: In dem 
„hypothetischen Fall, dass eine Regie¬ 
rung oder eine Partei ein gutes, positi¬ 
ves, für das Volk vorteilhaftes Gesetz 
im Parlament zur Abstimmung bringt“, 
werde die KKE selbstverständlich dafür 
stimmen. Und er bekräftigte, dass die 
KKE selbstverständlich für den Austritt 
aus allen imperialistischen Organisati¬ 
onen und die einseitige Streichung der 
Staatsschulden kämpft. 

Olaf Matthes 


Kein Grund zur Entwarnung 

Griechenland: Die „Goldene Morgendämmerung“ profitiert von rassistischer Stimmungsmache 


Die griechische Nazipartei „Goldene 
Morgendämmerung“ (Chrysi Avgi) 
kann bei den Parlamentswahlen am 
25. Januar nach verschiedenen Pro¬ 
gnosen mit 5 bis 6 Prozent der Stim¬ 
men rechnen. In den vergangenen Jah¬ 
ren war ihr in einigen Umfragen schon 
mehr als das Doppelte vorausgesagt 
worden. Die „Goldene Morgendäm¬ 
merung“ hat sich in den 80er Jahren 
gebildet, blieb aber lange eine neona¬ 
zistische Splittergruppe fernab des rele¬ 
vanten politischen Spektrums. Bei den 
beiden Parlamentswahlen des Jahres 
2012 gewann sie dann, praktisch aus 
dem Nichts, etwa 7 Prozent der Stim¬ 
men, bei den Europawahlen im vergan¬ 
genen Jahr kam sie sogar auf 9,4 Pro¬ 
zent. 

Der Trend einer ständig steigenden 
Popularität der Partei scheint nun je¬ 
doch vorerst gebrochen. Grund zur 
Entwarnung gibt es trotzdem nicht. 
Die Faschisten hatten seit Ausbruch 
der Krise in Griechenland trotz - oder 
gerade wegen - der mörderischen Ge¬ 
walt ihrer Mitglieder und Anhänger 
gegen Migranten und Andersdenken¬ 
de ihren Masseneinfluss in der griechi¬ 


schen Gesellschaft ständig ausgebaut. 
Mit ihrem Auftreten und ihrer offen 
am deutschen Faschismus angelehn¬ 
ten Ideologie mögen sie immer noch 
die Mehrheit der Griechen abstoßen. 
Gleichzeitig konnten sie sich so aber 
auch das Image einer Anti-Establish- 
ment-Bewegung „von unten“ erarbei¬ 


ten. Zu den vielen Missständen in der 
griechischen Gesellschaft gehören für 
viele auch die „illegalen Migranten“, 
die militanten Nazis konnten sich als 
„zupackende Problemloser“ profilie¬ 
ren. Die Mainstream-Medien grenzten 
die Partei als Schmuddelkinder aus, 
die nutzte das in ihrem Sinne, indem 
sie sich als Opfer und Stimme der an¬ 
geblich schweigenden Mehrheit prä¬ 
sentierte. 

In Folge der Krise und der Sparpro¬ 
gramme kämpft fast jeder in Grie¬ 
chenland um seine mehr oder weniger 
nackte Existenz, viele suchen nach Al¬ 
ternativen. Rassismus und Fremden¬ 


feindlichkeit sind attraktive Erklä¬ 
rungsmuster, solange die Menschen die 
Perspektive nicht darin sehen, selbst für 
gesellschaftliche Veränderungen aktiv 
zu werden, solange sie größere Ge¬ 
meinsamkeiten zwischen sich selbst 
und den „Arbeitgebern“ als zwischen 
sich und den Einwanderern sehen. Ras¬ 


sistische Propaganda fällt so auf einen 
fruchtbaren Boden - und dieser Boden 
ist jahrelang von konservativen Politi¬ 
kern und Medien mit rassistischen Aus¬ 
fällen bestellt worden. 

So kam es, dass zahllose brutale Über¬ 
fälle und auch Morde der Neonazis an 
Immigranten ihrer Popularität kaum 
Abbruch taten. Auch der tätliche An¬ 
griff des faschistischen Abgeordneten 
Ilias Kasidiaris auf die kommunistische 
Abgeordnete Liana Kanelli vor lau¬ 
fenden Fernsehkameras oder der bru¬ 
tale Überfall auf kommunistische Ak¬ 
tivisten in Athen im September 2013 
brachten der Partei eher noch zusätzli¬ 


che Sympathien innerhalb der reaktio¬ 
närsten Schichten der Wählerschaft ein. 
Zu einem Einbruch der Wählerun¬ 
terstützung kam es erst nach der Er¬ 
mordung des linksradikalen Rappers 
Pavlos Fyssas durch einen Faschisten. 
Fyssas, bekannt unter dem Pseudonym 
Killah P, war eben kein vermeintlich 
„namenloser“ und „illegaler“ Migrant, 
sondern Grieche. Erst danach sah die 
herrschende Politik Handlungsbedarf 
und ließ den „Führer“ der Partei Mich- 
aloliakos sowie große Teile der höchs¬ 
ten Funktionärsebene wegen Bildung 
einer kriminellen Vereinigung verhaf¬ 
ten. 

Seitdem steckt die Partei zwar in der 
Krise. Trotzdem hat sie sich so weit 
etabliert, dass man mit ihr auch in ab¬ 
sehbarer Zukunft rechnen muss. Die 
Kommunistische Partei Griechenlands 
(KKE) bezieht diesen Faktor in ihre 
Strategie und Taktik ein, indem sie be¬ 
sonderes Gewicht auf die politische 
Bekämpfung und Isolierung der Fa¬ 
schisten an den Arbeitsplätzen, in den 
Schulen, Universitäten und Nachbar¬ 
schaften legt. 

Thanasis Spanidis 


„Die Nazipartei präsentiert sich als Opfer 
und als Anti-Establishment-Bewegung.“ 


Staatsterrorismus 

Die deutschen Medien schüren die 
Terror-Angst, bieten dem Rassis¬ 
mus eine Plattform und feiern die 
neue Offensive der ukrainischen 
Putschisten. Wohin führt die Pro¬ 
paganda? 

Kommentar von Uli Brockmeyer. 

Ganz EU-Europa ist im Terroristen¬ 
fieber. In Brüssel und Paris wird die 
Armee zur Sicherung von wichtigen 
Objekten eingesetzt - wir sollen uns 
offenbar schon an diesen Anblick von 
Soldaten mit Maschinenpistolen in 
den Innenstädten gewöhnen. Aller¬ 
dings soll hier wieder einmal der Teu¬ 
fel mit dem Beelzebub ausgetrieben 
werden: ein Teufelskreis! Denn bei 
all den Sicherheitsmaßnahmen, die 
angeblich zu unserem Schutz ergrif¬ 
fen werden, wird die völlig verfehlte 
Politik der Regierungen, die erst die 
Voraussetzungen für den scheinbar 
wachsenden Terror geschaffen hat, 
nicht nur fortgesetzt, sondern sogar 
verstärkt. 

Damit keine Zweifel auf kommen: 
Tödliche Angriffe auf Journalisten oder 
Kunden eines Supermarkts sind mit 
keiner Begründung der Welt zu recht- 
fertigen. Ebensowenig zu rechtfertigen 
ist jedoch, wenn nun offensichtlich von 
langer Hand vorbereitete „Sicherheits¬ 
konzepte“ aus dem Hut gezaubert wer¬ 
den und wenn allerorten mit Verweis 
auf „vermutlich geplante“ Anschläge 
eine Situation der zunehmenden Unsi¬ 
cherheit hergestellt wird. Über die Rol¬ 
le von Geheimdiensten, die entweder 
in bestimmte Anschlagsvorbereitungen 
involviert waren oder von Attentaten 
total überrascht wurden, wollen wir an 
dieser Stelle vornehm schweigen. 

Tatsache ist, daß sich die verschärf¬ 
ten Maßnahmen de facto - auch wenn 
es von den Regierenden heftig bestrit¬ 
ten wird - gegen alle Muslime richten. 
Und wenn gleichzeitig führende Politi¬ 
ker und staatliche Medien in Deutsch¬ 
land völlig ungeniert ihre Sympathie 
für die dumpfen xenophoben Pegida- 
Demonstrierer zum Ausdruck bringen, 
wenn in Dresden ein Demonstrations¬ 
verbot verhängt wird, das eindeutig in 
erster Linie Anti-Pegida-Proteste ver¬ 
hindern soll, dann geht der Schuss nach 
hinten los. Und das ist offensichtlich 
so gewollt. Denn in einem Klima der 
Angst lassen sich jegliche Maßnahmen 
zur Einschränkung der bürgerlichen 
Freiheiten viel leichter durchsetzen. 
Wir müssen nur wissen, daß diese Maß¬ 
nahmen, wenn sie einmal in Kraft sind, 
so bald nicht mehr abgeschafft werden. 

Gleichzeitig verschärfen Regie¬ 
rungen der NATO-Staaten ihre Ein¬ 
mischung in Angelegenheiten anderer 
Länder. In Pakistan wurden am Wo¬ 
chenende die Drohnenmorde unge¬ 
hindert fortgesetzt, die für einen Re¬ 
gimewechsel in Syrien Krieg führen¬ 
den Terroristen erhalten noch mehr 
Unterstützung, und Israel durfte mit 
Duldung der NATO die syrischen Go¬ 
lan-Höhen bombardieren. 

Und damit nicht genug. Zustim¬ 
mende Genugtuung herrscht in den 
bürgerlichen Medien angesichts der 
militärischen Großoffensive der Re¬ 
gierungstruppen und der faschisti¬ 
schen Milizen in der Ostukraine. Prä¬ 
sident Poroschenko von Washingtons 
und Brüssels Gnaden darf lauthals 
verkünden, er werde den Donbass 
zurückerobern. Bei dessen Rede ste¬ 
hen hinter ihm die Oberpopen des 
Kiewer Klerus, und ihm gegenüber 
erscheint an der Wand des zerstörten 
früheren Gewerkschaftshauses in rie¬ 
sigen Lettern die Losung der ukraini¬ 
schen Altfaschisten „Ruhm der Ukra¬ 
ine - den Helden Ruhm“. In den Me¬ 
dien wird dieser eklatante Bruch der 
Waffenruhe, dieser Staatsterrorismus 
mit den Lügen von der angeblichen 
Anwesenheit russischer Truppen und 
Panzer in der Ostukraine „gerechtfer¬ 
tigt“ - ohne allerdings den geringsten 
Beweis dafür zu liefern. Die ansonsten 
üblichen Phrasen von einer friedlichen 
Lösung sind schnell vergessen. Jeder 
ehrliche Journalist sollte sich dafür in 
Grund und Boden schämen, sich mit 
diesem Staatsterrorismus gemein zu 
machen. 
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Bild oben: Gaza - Helfer bringen einen Verletzten in ein Krankenhaus 
Bilder unten: Zerstörte Ambulanz im Gaza-Streifen / Jesidische Flüchtlinge in 
Syrien / Fylako, Griechenland: Eingesperrte Flüchtlinge in einem Lager - viele 
Tausende starben bisher bei der Flucht über das Mittelmeer oder an den 
anderen Außengrenzen der EU 




Wir sind... 


Sahra Wagenknecht, stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende der Partei „Die 
Linke“, erklärte vergangene Woche 
nach den Terroranschlägen von Paris 
in einem Interview: „Wenn eine vom 
Westen gesteuerte Drohne eine un¬ 
schuldige arabische oder afghanische 
Familie auslöscht, ist das ein genauso 
verabscheuenswürdiges Verbrechen 
und es sollte uns mit der gleichen Be¬ 
troffenheit und dem gleichen Entset¬ 
zen erfüllen.“ Wagenknecht weiter: 
„Der US-Drohnenkrieg etwa, der auch 
von Deutschland aus geführt wird, hat 
schon tausende Unschuldige ermordet 
und erzeugt in den betroffenen Län¬ 
dern Gefühle von Ohnmacht, Wut und 
Hass“ Damit bereite man den Boden 
für den Terror, den man offiziell be¬ 
kämpfen wolle. Das gelte auch für den 
Afghanistan-Krieg, der über viele Jahre 
mit deutscher Beteiligung geführt wur¬ 
de. „Auch die Bundeswehr ist für den 
Tod unschuldiger Menschen in Afgha¬ 
nistan verantwortlich.“ Als wichtigste 
Konsequenz aus den Terroranschlägen 
von Paris forderte sie das Ende aller 



Militäreinsätze des Westens im Nahen 
und Mittleren Osten. 

Über ihre Aussagen gab es viel Auf¬ 
regung. Vor allem die SPD reagierte 
empört. SPD-Fraktionsvorsitzender 
Thomas Oppermann entsetzt: „Den 
Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan mit 
dem Terror-Angriff von Paris zu verglei¬ 
chen ist eine unsägliche Entgleisung und 
Beleidigung für alle deutschen Soldaten. 
Die Linkspartei scheint jegliche außen¬ 
politische Orientierung verloren zu ha¬ 
ben.“ Mittlerweile distanzierte sich auch 
der Bundesgeschäftsführer der Partei 
„Die Linke“, Höhn, vorsichtig von ih¬ 
ren Aussagen. Es sei immer bedauerlich, 
wenn irgendwo auf der Welt Menschen 
unschuldig getötet würden. Das gelte 
nicht nur in Paris, sondern auch anders¬ 
wo. Allerdings werde er die Ereignisse 
nicht gegeneinander aufrechnen 

Sahra Wagenknechts aktuelle Aus¬ 
sagen wären zu ergänzen: Mehr als 
3 000 Menschen verloren im vergan¬ 
genen Jahr im Osten der Ukraine ihr 
Leben, Hunderttausende sind auf der 
Flucht; mitverantwortlich dafür sind die 


USA, die NATO und die EU - vor allem 
auch die Bundesregierung. Im Norden 
des Irak und in Syrien sterben täglich 
Menschen. Hier sind Millionen auf der 
Flucht. Im Gaza-Streifen kamen Tau¬ 
sende um und Zehntausende verloren 
ihr Zuhause. 

Im IPPNW-Report „Body Count - 
Opferzahlen nach zehn Jahren Krieg ge¬ 
gen den Terror“ von 2012 wurde festge¬ 
stellt, dass der „Krieg gegen den Terror“ 
bis zu jenem Jahr allein im Irak, Afgha¬ 
nistan und Pakistan zu 1,7 Millionen To¬ 
desopfern geführt habe. „Präzisionswaf¬ 
fen ändern nichts am hohen Prozentsatz 
getöteter Zivilisten in asymmetrischen 
Kriegen“, erklärte damals IPPNW-Vor¬ 
standsmitglied Dr. Jens Wagner. Der 
Einsatz von Phosphorbomben, Streu¬ 
munition, DIME- und Uranmunition 
sowie das brutale Vorgehen der Besat¬ 
zungstruppen zum Beispiel in Fallujah 
und Basrah zeigten das unmenschliche 
Gesicht des Krieges. 

Die Zahl der Toten hat dort weiter 
zugenommen. 

UZ 




Foto: Gerald Nino, CBP, U.S. Dept. of Homdanid i 


Bild ganz oben: Opfer des Krieges 
in der Ostukraine - tote Zivilisten in 
Lugansk 

Bilder oben: Proteste gegen den 
Polizeiterror und den Rassismus in 
den USA. 

Bild links: Über 3 000 Menschen 
starben allein in Pakistan durch 
Drohnen. Eine Einsatzzentrale der US- 
Streikräfte. Töten aus der „Distanz“. 
Bild unten: US-Marines bei einem 
Einsatz in Afghanistan 
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Solche Herrschaften dürfen nicht über Leben, Unversehrfheitund 
Eigentum von Millionen Menschen gebieten... es tie%rw ms L 


Einigkeit in Grundfragen nötig 

Italien: Neuer Anlauf für eine kommunistische Partei • Gespräch mit Fausto Sorini 


UZ: Am 20. Dezember haben sich Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten mit und 
ohne Parteibuch getroffen, um über die - 
begrüßenswerte - Neugründung einer 
kommunistischen Partei in Italien zu 
sprechen. Was wurde vereinbart? 

Fausto Sorini: Im September wurde ein 
Manifest veröffentlicht, das von ein¬ 
hundert italienischen kommunistischen 
Persönlichkeiten unterschrieben wurde, 
welche von einer politischen und ideo¬ 
logischen Affinität geeint, aber von ver¬ 
schiedener Verortung sind: Führungs¬ 
kräfte der PdCI (jetzt PCdl), Mitglieder 
der Rifondazione Comunista und einige 
ohne Parteibuch (Arbeiterkader, Ge¬ 
werkschafter/innen, Intellektuelle, Ver¬ 
treter/innen von Massenorganisationen). 

Dieses Manifest schlägt einen Wie¬ 
deraufbauprozess der Kommunistischen 
Partei in Italien vor. Dieser soll „alle 
kommunistischen Kräfte, welche sich auf 
verschiedene Weisen auf das beste poli¬ 
tische und ideologische Vermächtnis der 
Geschichte der PCI, der Klassenlinken 
Italiens und der internationalen kom¬ 
munistischen Bewegung berufen sowie 
auf die beste marxistische Tradition, be¬ 
ginnend mit den Beiträgen Lenins und 
Gramscis in einer gemeinsamen politi¬ 
schen Kultur vereinen. Mit einer klaren 
internationalistischen und antiimperia¬ 
listischen Ausrichtung ... “ 

Wir sagen nicht „Wiederaufbau der 
PCI“, denn diese Erfahrung ist geschicht¬ 
lich unwiderruflich, in all ihrem Glanz 
und all ihren Grenzen. Und wir halten es 
heute und in nächster Zeit auch nicht für 
möglich, in Italien eine KP wiederaufzu¬ 
bauen, die revolutionär ist und gleichzei¬ 
tig die gleichen Massen an der Basis hat, 
wie die PCI sie nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg hatte. 

Nicht zufällig haben wir auch unsere 
Partei (die PdCI) in Partito Comunista 
dTtalia (Kommunistische Partei Italiens) 
umbenannt. Das war der Ursprungsna¬ 
me der PCI seit ihrer Gründung 1921 bis 
1945, die Partei zu Zeiten Gramscis. Eine 
Partei, die auch, als sie vor dem Faschis¬ 
mus legal war, eine Partei von Aktiven 
und Kadern war. Klein, aber einflussreich 
in der Massenbewegung. 

Das Bild, das dieses Manifest in Be¬ 
zug auf die Situation in Italien zeichnet, 
ist das einer Kommunistischen Partei der 
Kader und der Massen, von leninistischer 
und revolutionärer Inspiration, im Rah¬ 
men einer einheitlichen breiten Front 
linker Kräfte. 

An der landesweiten Versammlung 
am 20. Dezember haben über 250 Ka¬ 
der teilgenommen. Dort wurden die ers¬ 
ten Monate dieses Prozesses besprochen. 
Inzwischen haben schon über tausend 
Genossinnen und Genossen erklärt, an 
diesem Prozess mitwirken zu wollen. Sie 
kamen von repräsentativen Aktiven und 
aus Regionen und Fabriken. 

Wir setzen in diesem Prozess mehr 
auf Qualität als auf Quantität, auf ein so¬ 
lides ideologisches und politisches Fun¬ 
dament für den Prozess der Neugrün¬ 
dung. 


In der Rifondazione Comunista wa¬ 
ren alle kulturellen Strömungen der Lin¬ 
ken dabei; ein eklektisches Sammelsu¬ 
rium aus allem und dem Gegenteil von 
allem, das sich am Ende aufgelöst hat in 
Dutzende von Gruppen und Minipartei¬ 
en, ohne Einfluss und im Krieg mitein¬ 
ander. 

Diese Erfahrung lehrt uns, dass sich 
eine solide, beständige KP nicht aufbau¬ 
en lässt ohne ein Minimum von politi¬ 
scher, ideologischer Homogenität hin¬ 
sichtlich der Grundfragen. 

Auch aus diesem Grund haben wir 
den Begriff „rifondazione“ (Neugrün¬ 
dung) aufgegeben ... 

Etwas anderes ist die einheitliche 
Front der Arbeiter- und Klassenlinken. 
Diese kann von einem minimal ausgear- 



Fausto Sorini ist Verantwortlicher für 
Internationale Beziehungen der Kom¬ 
munistischen Partei Italiens (PCdl) 

beiteten Programm zusammengehalten 
werden. Und sie ist das zweite und vom 
ersten untrennbare Standbein, auf dem 
dieses Projekt fußt. 

UZ: Deine Partei, die PCdl, ist treibende 
Kraft in diesem Prozess der Zusammen¬ 
führung? Wie verhält sich Rifondazione 
Comunista? 

Fausto Sorini: Ja, die PCdl hat sich auf 
ihrer Organisationskonferenz im Sep¬ 
tember 2014 einstimmig diesem Prozess 
angeschlossen und sich ihm zur Ver¬ 
fügung gestellt. Wir sind bereit, in den 
Prozess der Konstituierung einer neuen 
vereinten Kommunistischen Partei ein¬ 
zufließen, wenn die Bedingungen dafür 
gegeben sein werden. 

Über diesen Punkt ist das, was von 
Rifondazione Comunista übrig ist, geteil¬ 
ter Meinung: eine Minderheit der Füh¬ 
rungsgruppen ist dafür, ein weiterer Teil 
dagegen oder zögerlich. 

Aber die aktive Basis der Rifondazi¬ 
one will die Aussicht auf eine Kommu¬ 
nistische Partei in Italien nicht aufgeben 
und sich nicht in einer italienischen Va¬ 
riante der Syriza auflösen. Dieser Teil 
äußert nicht unwesentliches Interesse 
an unserem Projekt. 


Wir sind in einer Phase von Diskus¬ 
sionen, Zerlegung und Neubildung aller 
kommunistischen, links-antikapitalisti- 
schen Komponenten, die die Zeit in Ita¬ 
lien nach der Auflösung der PCI charak¬ 
terisiert haben. 

Ein Zeitalter geht zu Ende, ein neu¬ 
es beginnt. 

UZ: Wie schätzt ihr die Lage innerhalb 
der Demokratischen Partei ein - wird ein 
Teil der Linken diese Partei verlassen und 
der zu gründenden PCI beitreten? 

Fausto Sorini: Die politische Dialektik 
innerhalb der PD, der „Demokratischen 
Partei“, spielt sich zwischen liberalen Po¬ 
sitionen und moderaten sozialdemokra¬ 
tischen Positionen ab. Man braucht ja 
bloß daran zurückdenken, dass zu Zeiten 
des Angriffskriegs gegen Libyen nicht 
eine Gegenstimme von der PD kam. Es 
existiert also kein Teil, der sich der neuen 
KP anschließen könnte. 

Das könnte höchstens der Fall für ei¬ 
nige Wähler/innen der PD sein, die sich 
noch wie Kommunist/inn/en fühlen, aber 
bisher im linken Spektrum nichts Ernstes 
gesehen haben und die manchmal, um 
gegen die PD zu protestieren, die „Be¬ 
wegung 5 Sterne“ (M5S) oder gar nicht 
wählen (wie es neulich bei den Regional¬ 
wahlen der Fall war). 

UZ: Präsident Napolitano hat seinen 
Rückzug vollzogen ... 

Fausto Sorini: Wir halten Napolitano für 
einen der schlechtesten Präsidenten der 
Republik, den Italien je hatte; eine echte 
Stütze und Garant des EU- und NATO- 
Systems in Italien. Darum feiern wir sei¬ 
nen Rücktritt. 

Heute hat ein Präsident, der wenigs¬ 
tens teilweise die Verwicklung Italiens 
in das atlantische Kriegssystem (NATO) 
ablehnt, Priorität. Der radikale US-Im- 
perialismus will Italien in einen globalen 
Konflikt mit Russland und China ziehen. 

UZ: Wie die DKP seid ihr Beobachter 
in der Partei der Europäischen Linken 
(ELP). Welche Vor- und Nachteile seht 
ihr in der Konstruktion der ELP? 

Fausto Sorini: Auf strategischer Ebene 
sind wir gegen das ELP-Projekt, weil es 
zum Ziel hat, die kommunistische Be¬ 
wegung in Europa zu entzweien und zu 
schwächen und weil es sich der Logik ei¬ 
ner EU-Angehörigkeit unterordnet. 

Wir haben beschlossen, als Beob¬ 
achter daran teilzuhaben, nicht um das 
Projekt als solches zu unterstützen, son¬ 
dern weil linke Kräfte und Komponen¬ 
ten im Projekt sind, zu denen wir trotz 
allem gute bilaterale Beziehungen pfle¬ 
gen. Und die Beteiligung an den Treffen 
der ELP vereinfacht deren Aufrechter- 
haltung. Wir sind, im Rahmen der gegen¬ 
seitigen Autonomie, für den Dialog mit 
Linken anderer Gesinnungen als der un¬ 
seren offen. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 
Übers.: Cianna Pietro 


Gastkolumne von Ulla Jelpke 


Drohkulisse 


Die Morde fanatischer Dschihadis- 
ten in Frankreich werden in Kürze zu 
verschärften „Sicherheitsgesetzen“ 
führen, die erfahrungsgemäß gegen 
Terrorismus nichts helfen werden, 
aber einen weiteren Demokratieab¬ 
bau befördern. 

Wenn man nach positiven Reak¬ 
tionen in der deutschen Innenpoli¬ 
tik auf die Massaker in Paris suchen 
will, ließe sich sagen: Die Hatz gegen 
Muslime bleibt aus. Oder besser: Sie 
wird nicht weiter verstärkt. Rechte 
Rassisten vom Schlage der „Pegida“ 
schrecken zwar nicht davor zurück, 
die Morde an linken Journalisten zu 
instrumentalisieren. Aber selbst die 
Bundeskanzlerin hat klargestellt, 
dass der Islam zu Deutschland gehö¬ 
re. „Jede Ausgrenzung von Muslimen 
in Deutschland, jeder Generalver¬ 
dacht verbietet sich.“ Nachgeschoben 
hat sie, die Führer der muslimischen 
Gemeinden müssten „dringend“ das 
Verhältnis zwischen Islam und Ter¬ 
ror klären. 

Eigentlich sollten so etwas Selbst¬ 
verständlichkeiten sein. Warum muss 
eine Regierungschefin betonen, die 
hier lebenden Muslime seien nicht 
schuld an der Tat fanatisierter Dschi- 
hadisten im Nachbarland? Das deu¬ 
tet darauf hin, dass in Deutschland 
eben auch andere Töne denkbar 
wären. Man ist hierzulande ja schon 
froh, wenn bei einer massenhaften 
„Betroffenheit“, wie sie nach den At¬ 
tentaten vorherrschte, nicht zum Po¬ 
grom aufgerufen wird. 

Dass sich Muslime in Deutsch¬ 
land mehrfach - und massenhaft - 
von den Anschlägen distanziert ha¬ 
ben, war ein klares Zeichen dafür, 
dass die Attentäter in keiner Weise 
als Rächer der (real) unterdrückten 
muslimischen Welt zu verstehen sind. 
Wobei es schon an Unterwerfungs¬ 
gesten unter den gesellschaftlichen 
Mainstream grenzt, wenn Bürger 
muslimischen Glaubens in Deutsch¬ 
land glauben, sich in Deutschland für 
Verbrechen von Franzosen entschul¬ 
digen zu müssen. Dahinter steckt 
wohl auch die Angst, andernfalls als 
„Sympathisanten“ verteufelt zu wer¬ 
den und den Volkszorn der (Mehr- 
heits-)Deutschen zu wecken. Umge¬ 
kehrt funktioniert das natürlich nicht: 
Als die Bundeswehr - mithin die Ar¬ 
mee eines Landes, das sich immer 
noch dem Christentum zurechnet - 
im September 2009 in Kundus rund 
100 muslimische Afghanen in die 
Luft jagte, gab es nicht die Spur einer 
trauernd-protestierenden Volksbe¬ 
wegung gegen diesen Massenmord. 
Terroristen sind eben immer nur die 
anderen. 

An eindeutig negativen Reaktio¬ 
nen auf die Attentate ist zu erwarten, 
dass der Widerstand gegen weitere 
Verschärfungen in der „Antiterror¬ 
gesetzgebung“ geringer wird. 


Um Salafisten daran zu hindern, 
sich dem „Islamischen Staat“ anzu- 
schließen, soll ihnen künftig neben 
dem Reisepass auch der Personalaus¬ 
weis entzogen werden können. Ein 
Ersatzausweis verkündet großfor¬ 
matig das Ausreiseverbot. Wer so ein 
Papier vorlegt, ist damit als „Dschi¬ 
hadverdächtiger“ geoutet, was seine 
Integration in die Gesellschaft kaum 
befördern wird. Und das nur auf Ver¬ 
dacht, ohne dass ein Gericht darüber 
entscheiden muss. Ist die Maßnah¬ 
me erst einmal eingeführt, kann sie 
selbstverständlich auch auf andere 
„Terrorverdächtige“ angewandt wer¬ 
den, etwa auf PKK-Anhänger, die ge¬ 
gen die IS-Banden in Rojava kämp¬ 
fen wollen. 



Auf europäischer Ebene wird 
nun der Druck auf das Europaparla¬ 
ment zunehmen, seinen Widerstand 
gegen die Passagierdatenspeiche¬ 
rung aufzugeben. Geplant ist, die bei 
der Buchung von Flügen anfallenden 
persönlichen Daten fünf Jahre lang 
zu speichern, teilweise soll dies auch 
Flüge innerhalb der Union betref¬ 
fen. Unmittelbar nach den Anschlä¬ 
gen haben die EU-Innenminister in 
einer gemeinsamen Erklärung den 
„entscheidenden und dringenden“ 
Bedarf an der Speicherung betont. 
Es ist wohl eine Frage der Zeit, bis 
die Neuregelung, die die Anlage ei¬ 
nes Bewegungsprofils reisefreudiger 
Bürgerinnen und Bürger ermöglicht, 
verabschiedet wird. 

Auch die Debatte um die Vor¬ 
ratsdatenspeicherung ist in eine neue 
Runde gegangen. Merkel will die 
EU-Kommission „drängen“, endlich 
eine neue Richtlinie zu verabschie¬ 
den, und die SPD weicht ihren Wi¬ 
derstand sichtbar auf. Das ist unlo¬ 
gisch, weil es diese Speicherung von 
Telefon- und Internetverbindungsda¬ 
ten in Frankreich schon gibt, sie aber 
im Zusammenhang mit den jüngsten 
Anschlägen keinerlei Rolle gespielt 
hat. Man merkt: Antiterrorgesetze 
dienen nicht dem Kampf gegen Ter¬ 
ror, sondern dem Aufbau einer poli- 
zeistaatlichen Drohkulisse. 
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Ein grauenvolles Bild faschistischer Barbarei 

Am 27. Januar 1945 befreite die Rote Armee Auschwitz 


„Auschwitz“ steht für den fabrikmäßigen Mas¬ 
senmord an den europäischen Juden, für eines 
der größten Verbrechen in der Geschichte der 
Menschheit. Am 27. Januar 1945 erreichten so¬ 
wjetische Truppen Auschwitz und befreiten die 
Überlebenden. 

Auich diese Befreiungstat soll offenbar - 
durch Geschichtsklitterung und Lügen - umge¬ 
deutet werden. Dazu dient auch der Umgang mit 
der russischen Seite im Zusammenhang mit den 
Gedenkfeiern zur Befreiung von Auschwitz in 
diesem Jahr. 

Einen Vorgeschmack auf das, was in den 
kommenden Monaten noch folgenden könnte, 
gab das Interview des ukrainischen Ministerprä¬ 
sidenten Jazenjuk in der ARD. Ungerügt und 
unkorrigiert konnte er in diesem Interview von 
einer „Invasion“ durch die Rote Armee spre¬ 
chen: „Wir können uns alle sehr gut an die sow¬ 
jetische Invasion der Ukraine und Deutschlands 
erinnern ...“ Moderatorin Atalay widersprach 
ihm nicht. 

Damit meinte Jazenjuk den Vormarsch der 
Roten Armee, die die besetzten Teile der Sow¬ 
jetunion und andere Länder Europas vom fa¬ 
schistischen Joch befreite, deren Truppen auch 
in Auschwitz dem Morden ein Ende setzte. 

★ 

Erinnern wir uns: Das KZ Auschwitz entstand 
nach der Okkupation Polens durch die faschisti¬ 
sche deutsche Wehrmacht nahe der in Auschwitz 
umbenannten Stadt Oswiecim. Oswiecim wurde 
völlig geräumt. 

1941 wurde in der Nähe des Stammlagers 
Auschwitz I im Rahmen der „Endlösung der Ju¬ 
denfrage“ das Konzentrationslager Auschwitz- 
Birkenau errichtet. Zwischen 1940 und Januar 
1945 waren in den drei Konzentrationslagern 
Auschwitz und seinen Nebenlagern knapp über 
400 000 Häftlinge registriert. Etwa zwei Drittel 
der registrierten Häftlinge waren Männer, ein 
Drittel Frauen. 1942 begannen die Massende¬ 
portationen. 

Mindestens 1,1 Millionen Menschen verloren 
in Auschwitz, vor allem im Lager Auschwitz-Bir¬ 
kenau das Leben. Etwa 900 000 der Deportier¬ 
ten - Frauen, Männer, Kinder - wurden direkt 
nach ihrer Ankunft in den Gaskammern von 
Auschwitz-Birkenau ermordet; ihre Leichen 
wurden in den Krematorien verbrannt. Weite¬ 
re 200 000 starben aufgrund von Krankheiten, 
Unterernährung, Misshandlungen, durch „me¬ 
dizinische“ Versuche oder wurden später als zur 
Arbeit untauglich erklärt und vergast. Die Er¬ 
mordeten, darunter eine Million Menschen jü¬ 
discher Herkunft, aber auch Roma und andere 
kamen aus fast ganz Europa. 

Zwischen dem 17. Januar 1945 und dem 
23. Januar wurden - als die Rote Armee immer 
näher kam - etwa 60 000 Häftlinge bei Frost auf 
Todesmärschen nach Westen getrieben. Etwa 
9 000 marschunfähige Häftlinge, die zu krank 
und schwach waren, wurden zurückgelassen. Nur 
unter Lebensgefahr konnten sie Essbares orga¬ 
nisieren. Mehr als 300 wurden durch ein Spezial¬ 
kommando der SS erschossen. Die geplante Ver¬ 
nichtung der Verbleibenden wurde nur durch das 
rasche Vorrücken der Roten Armee verhindert. 

Vor ihrer Flucht wollte die SS die Zeugen 
und die Spuren ihrer Verbrechen beseitigen. Sie 
verfeuerte große Teile der Lagerakten, setzte 
mehrere Magazinbaracken mit der den Depor¬ 


tierten geraubten Habe in Brand und sprengte 
letztlich in der Nacht zum 26. Januar in Birke¬ 
nau auch das bis zuletzt funktionsfähige fünfte 
Krematorium. 

Trotz hartnäckigen Widerstands der faschisti¬ 
schen deutschen Truppen erreichten die Armeen 
der Hauptgruppierung der 1. Ukrainischen Front 
vom 22. bis 25. Januar 1945 in einem 200km brei¬ 
ten Streifen die Oder. Sie überquerten sie und 
bildeten in den Räumen Steinau, Brieg und Op¬ 
peln Brückenköpfe, um deren Ausweitung harte 
Kämpfe entbrannten. 

Während die Truppen der Angriffsgruppie¬ 
rung der Front um den Durchbruch der Befes¬ 
tigungsanlagen an der alten polnisch-deutschen 
Grenze kämpften und die Oder erreichten, über¬ 
wanden die Armeen des linken Flügels die Ver¬ 
teidigungsgürtel von Krakow. 

In der Geschichte des Zweiten Weltkrieges 
1939-1945 ( Bd. 10) heißt es zu dieser Operation: 
„Bereits seit dem Sommer 1944 hatten die deut¬ 
schen Faschisten Krakow für eine lang andau¬ 
ernde Verteidigung vorbereitet. Um die Stadt 
herum waren mehrere ringförmige Erdbefesti¬ 
gungen angelegt und in den Straßen 240 Stahl¬ 
betonhöcker aufgestellt sowie zahlreiche Unter¬ 
stände und Barrikaden vorbereitet worden. Noch 
im letzten Augenblick wurden viele wichtige In¬ 
dustrieanlagen und Kulturstätten vermint. Selbst 
die Burg auf dem Wawel, ein überaus wertvolles 
Baudenkmal, Schatzkammer nationaler Reliqui¬ 
en und Heiligtümer des polnischen Volkes, be¬ 


reiteten die deutschen Faschisten zur Sprengung 
vor. Die schnellen Handlungen der Truppen der 
Front sowie der Einsatz sowjetischer Aufklärer 
und polnischer Widerstandskämpfer verhinder¬ 
ten die Verwirklichung dieser barbarischen Ab¬ 
sicht. Am 19. Januar befreiten die 59. und 60. Ar¬ 
mee durch ein geschicktes Umgehungsmanöver 
in Verbindung mit einem Frontalangriff das be¬ 
deutende politische und kulturelle Zentrum Po¬ 
lens, Krakow. Die Bevölkerung begrüßte begeis¬ 
tert die Sowjetarmee. Der Kriegsrat der Front 
und die Provisorische Regierung Polens ergriffen 
alle erforderlichen Maßnahmen zur Normalisie¬ 
rung des Lebens in der Stadt. Schon am Tag nach 
der Befreiung arbeiteten in Krakow wieder das 
Kraftwerk und die große Mühle, war ein Eisen¬ 
bahnreparaturwerk zur Inbetriebnahme vorbe¬ 
reitet und begannen Arbeiten, um die Wasser¬ 
versorgung wieder in Gang zu bringen. 

Die Befreiung Krakows öffnete den Weg 
nach Oberschlesien (...) Am 27 Januar nahm 
die 60. Armee Oswiecim ein und besetzte das 
Gelände des faschistischen Konzentrationsla¬ 
gers Auschwitz.“ ( S . 98/99) 

Zuerst wurde das Hauptlager Monowitz 
(siehe Kasten) am Vormittag des 27. Januar 1945 
durch die sowjetischen Truppen, die 322. Infan¬ 
teriedivision der 60. Armee der 1. Ukrainischen 
Front unter dem Oberbefehl von Generaloberst 
Pawel Alexejewitsch Kurotschkin befreit. 

Von den dort zurückgelassenen Gefange¬ 
nen - die Angaben reichen von 600 bis 850 Per¬ 


sonen - starben trotz medizinischer Hilfe 200 in 
den Folgetagen an Entkräftung. 

Das Stammlager und Auschwitz-Birkenau 
wurden - auch durch die Soldaten der 322. Di¬ 
vision - schließlich am frühen Nachmittag des 
27. Januar befreit. 

Den sowjetischen Soldaten bot sich ein grau¬ 
envolles Bild faschistischer Barbarei. „Auf dem 
Gelände des Lagers befanden sich, angefüllt mit 
der Zivilkleidung der Häftlinge, 35 Speicher, von 
denen die faschistischen Henker noch im letzten 
Augenblick 29 hatten vernichten können. Der 
schnelle Vorstoß der Sowjetarmee hatte sie dar¬ 
an gehindert, die Spuren ihrer Verbrechen völlig 
zu verwischen. Allein in den sechs erhalten ge¬ 
bliebenen Lagergebäuden fand man ungefähr 
1 200 000 Stück Ober- und Unterbekleidung 
umgebrachter Häftlinge, und in der Lederfabrik 
des Lagers Auschwitz lagerten 7 000 kg Haare, 
die 140 000 Frauen abgeschnitten worden wa- 
ren. (...) 

Den angreifenden sowjetischen Truppen 
kam ein Strom aus faschistischer Knechtschaft 
befreiter ehemaliger Häftlinge entgegen. Der 
Anblick dieser erschöpften Menschen erfüllte 
selbst die gestählten Kämpfer mit Schauder. Der 
Hass gegen den Feind und der Drang, ihre Brü¬ 
der und Schwestern aus der Sklaverei zu befrei¬ 
en, steigerten den Angriffsgeist der Truppen.“ 
(S. 99) 

Zusammenstellung: nh 


Die I.G. Farbenindustrie AG in Auschwitz 

25 000 wurden Opfer der „Vernichtung durch Arbeit“ 


In Auschwitz-Monowitz ließ die I.G. von 
Zwangsarbeitern ein Werk für synthetischen 
Treibstoff und für synthetisches Gummi er¬ 
richten. 

Der Standort wurde gewählt, weil sich 
die I.G. vom nahen KZ Auschwitz und aus 
der Stadt Oswiecim (Auschwitz), die to¬ 
tal geräumt wurde, viele und billige Ar¬ 
beitskräfte Juden und Polen versprach. Die 
Zwangsarbeiter wurden von der I.G. bei der 
SS angefordert, nicht etwa der I.G. aufge¬ 
drängt, wie später gern behauptet wurde. 
Die Nürnberger Dokumente des Kriegsver¬ 
brechertribunals NI-1240 und NI-11115 be¬ 
legen dies. Die I.G. revanchierte sich mit 
Material zum Ausbau des KZ, denn sie war 
an einer Kapazitätserweiterung des Lagers 
interessiert. In NI-15148 wird ein Besuchs¬ 
bericht von Betriebsleiter Walther Dürrfeld 
zitiert: I.G.-Werksleitung und Lagerführung 
besiegelten die gute Zusammenarbeit in ei¬ 
ner Besprechung vom 27.3.1941 in Auschwitz 
und trafen u.a. folgende,Verabredungen’: 1. 
Das Lager stellt 1941 ,etwa 1 000 Hilfskräfte 
und Fachkräfte’. 2.1942 wird die Lagerver¬ 
waltung den ,Bedarf’der I.G.an,etwa 3000 
Häftlingen’decken.3. Die I.G.zahlt an die SS 
,pro Hilfsarbeiter und Tag 3 RM, pro Fachar¬ 
beiter und Tag 4RM’, die Arbeitszeit beträgt 
,10-11 Stunden im Sommer, im Winter min¬ 
destens 9 Stunden’.“ In NI 11116 heißt es: 
„Der Einsatz der Strafgefangenen erfolgt 
zunächst in Gruppen, die von Kapos beauf¬ 


sichtigt werden. Jeder Kapo hat ungefähr 
20 Mann unter sich.“ Dieses „Baukomman¬ 
do Buna“ war gefürchtet, Abend für Abend 
brachte es tote Kameraden vom sechs Kilo¬ 
meter entfernten Baugelände mit zurück ins 
Lager. I.G. Farben-Oberingenieur Max Faust 
war mit den Arbeitsleistungen unzufrieden. 
Im Dezember 1941 stellte er fest, „dass mit 
freien Polen 50%, Häftlingen 30% der Leis¬ 
tung von deutschen Arbeitern erreicht wird“ 
(NI-11130). 

Für fünf Millionen Mark baute sich die 
I.G. mittels Zwangsarbeit ein firmeneigenes 
KZ am Standort Monowitz. Es war Ende 1942 
fertiggestellt und wies bis auf ein Kremato¬ 
rium alle Einrichtungen auf, die für ein NS- 
KZ üblich waren. Allerdings lehnte die I.G. 
ab, genügend Krankenbaublöcke zu errich¬ 
ten, „da die I.G. nicht mehr Krankenblocks 
haben wolle“, der Krankenstand musste 
niedrig gehalten werden (NI. 12373). Die 
Häftlinge wurden zu höchstem Arbeitstem¬ 
po angetrieben, schwerste Lasten mussten 
im Laufschritt getragen werden. Nicht we¬ 
nige Meister prügelten die Häftlinge. Laut 
Wochenbericht 90/91 aus dem Jahre 1943 
(NI-14546) sagte die SS zu, dass durch die 
I.G. Farben „alle schwachen Häftlinge abge¬ 
schoben werden können, so dass die Gewähr 
für eine fast volle Leistung, verglichen mit ei¬ 
nem deutschen Hilfsarbeiter, herausgeholt 
werden kann.“ Dazu stellte der Historiker 
Werner Renz vom Fritz Bauer Institut laut 


„Frankfurter Rundschau“ vom 20. Oktober 
1998 fest:„Diese Übereinkunft zwischen I.G. 
und Wirtschafts-Verwaltungs-Hauptamt 
der SS bedeutete den Tod von Tausenden 
von Häftlingen.“ 

Renz: „Der, Aufenthalt im Krankenbau 
wurde im Durchschnitt auf zwei Wochen 
beschränkt, länger wollte die I.G. für Kranke 
den vereinbarten Tagessatz an die SS nicht 
zahlen. Wer nicht ins Lager zur Arbeit entlas¬ 
sen werden konnte, fiel einer Selektion zum 
Opfer und wurde meist nach Birkenau zur 
Vergasung überstellt!“ Der ehemalige Häft¬ 
ling Robert Elie Waitz sagte laut NI-12373 
aus: Der Wunsch der I.G.,„nur arbeitsfähige 
Häftlinge in groesstmoeglichem Umfang zu 
bekommen, war der Grund, dass in Mono¬ 
witz Selektionen vorkamen, d.h. dass Kranke 
und schwache Häftlinge ins Gas nach Birke¬ 
nau geschickt wurden!“ 

Laut NI-4827 nahmen Zivilangestellte 
der I.G. Farben an den Selektionen teil. Ins¬ 
gesamt nahm die Zahl der Häftlinge von 
Buna/Monowitz infolge des Arbeitskräfte¬ 
bedarfs ständig zu. Renz: Von den insgesamt 
35 000 Häftlingen, die für die I.G. Zwangs¬ 
arbeit haben leisten müssen, wurden nach 
den Ergebnissen der Forschung mindestens 
25 000 Opfer der von den I.G.-Managern 
praktizierten,Vernichtung durch Arbeit’.“ 

U.S. 

Quelle: 

www.verbrechen-der-wirtschaft.de/ 
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Triple A für die Kunstausstellung 

„Nein, wir wollen nicht Eure Kriege - eine bessere Welt ist möglich!“ 



Rainer Roeder: Send more II (Installation; dahinter ein Werk von Kyungwon Kim 


„Triple A“ heißt das Prinzip, das einen 
guten Führungsstil ausmacht: Es setzt 
sich zusammen aus Aufmerksamkeit, An¬ 
erkennung und Anregung. Diese wurden 
den Künstlerinnen und Künstlern zuteil, 
die sich an der Ausstellung anlässlich der 
XX. Rosa-Luxemburg-Konferenz in der 
Urania Berlin beteiligt hatten. 

Zur Vernissage am Vormittag gab es ein 
kleines Rahmenprogramm. Neben der 
Laudatio des Künstlers Joachim Geserick 
von der Gruppe tendenzen Berlin trug der 
Berliner Schauspieler Reinhard Kuhnert 
einen Text aus der Edition Steffen Trödler 
vor. Wojtek Jurgiel ließ mit seinem Akkor¬ 
deonspiel die Herzen der Anwesenden hö¬ 
her schlagen, besonders als er in der Zuga¬ 
be einen „Tango für Charlie“ erklingen ließ. 
Von weit her und aus vielen Orten der 
Bundesrepublik waren 44 Kunstschaffende 
nach Berlin gekommen, um ihre Werke zu 
zeigen. Es entstand eine Präsentation, die 
es nur selten zu erleben gibt. Nicht nur das 
Publikum war begeistert von der medialen, 
stilistischen und technischen Vielfalt sowie 
der Farbigkeit der Exponate; auch die Aus¬ 
stellenden selbst zollten sich gegenseitigen 
Respekt und genossen die Kommunikati¬ 
on untereinander sowie mit den Besuche¬ 
rinnen und Besuchern. 

Einig in der Parteinahme gegen Krieg, 
Elend und Not, blieb in den Kunstwerken 
kaum ein Aspekt des Themas unangespro- 
chen. Aufklärung über Hintergründe ver¬ 
logener Kriege, deren historische Konti¬ 
nuität, die schlimmen Folgen für die zum 
„Kollateralschaden“ reduzierte Zivilbevöl¬ 


kerung; deren Vertreibung aus ihrer mit 
wertvollen Bodenschätzen ausgestatteten 
oder strategisch wichtigen Heimat sowie 
ihre Flucht, auf der sie zu „Wirtschaffs¬ 
flüchtlingen“ diskriminiert werden. Zu se¬ 
hen waren Trauer, Hoffnungslosigkeit und 
Mitgefühl, aber auch Aufruf zum Kampf 
für Leben und eine bessere solidarische 
und humanistische Welt. „Nur das streitba¬ 


re Wort soll vernünftige Waffe sein“, so der 
Titel eines der Antikriegsplakate zu Rosa 
Luxemburg von Klaus Schmidt aus Dres¬ 
den. In diesem Sinne gestaltete auch Rudolf 
Sittner aus Cottbus seine großformatigen 
Grafiken zu Texten von Pablo Neruda und 
Peter Hüchel. Dinara Daniel aus Heidel¬ 
berg zeigte in einer Collage das Porträt ei¬ 
nes Kindes, dessen Mund mit Ausschnitten 


gängiger deutscher Publikationen verklebt 
wurde: „Wir wollen Eure Bomben nicht! 
Kinder der Ostukraine“. Dazu äußerte sich 
auch Marco Schaub aus Gera mit der Iko¬ 
ne einer trauernden „Madonna vom Mai- 
dan“. Clementine Klein aus Köln stellte mit 
ihren Radierungen und einer Installation 
die Frage: „Krieg, und du?“ Sehr beeindru¬ 
ckend war auch die Installation von Rai¬ 
ner Roeder aus Föhren: ein Feld Soldaten 
symbolisierender abgebrannter Streichhöl¬ 
zer - „Send more“ so der Titel. Karin Rind- 
ler malte in „Heimtragung“ großformatig 
eine Szene, in der ein unbekleideter Soldat 
seinen geliebten getöteten Freund trägt. 
Historische Aspekte der Kriegsgräuel the¬ 
matisierten Fidelsdaughter aus Berlin und 
auch Juliana Hümpfner aus Saarbrücken 
mit dem schwer zu ertragenden Anblick 
eines durch „Yperit“ verletzten Soldaten. 
Toni Köhler-Terz aus Lauscha fragte mit 
einem überdimensional groß gestalteten 
uralten Gesicht: „Schon alles vergessen?“ 
„War on people“ könnte man die Werke 
von Narine Zolyan aus Quedlinburg beti¬ 
teln, die Folter und Genozid an der armeni¬ 
schen Bevölkerung thematisierten. 
Ausgrenzung, Verfolgung, Vertreibung 
und Flucht waren Themen von Ula Rich¬ 
ter aus Dortmund, Eberhard Trödler aus 
Stahnsdorf und Brozilla aus Hamburg. An- 
namalt aus Föhren stellte die grausame Si¬ 
tuation der Palästinenser dar.„Deadly cal- 
culation“ betitelte Mariele Bergmann ihre 
Installation, um die über Leichen gehende 
Ausbeuterpraxis zu thematisieren. Bärbel 
Brede aus Teltow stellte in einem ihrer Bil- 


Der schwarze Schwan Israels 

Zu Else Lasker-Schülers 70. Todestag 


E lseLasker-Schülerstarb am22. Ja¬ 
nuar 1945 in Jerusalem und wur¬ 
de einen Tag später auf dem Öl¬ 
berg beerdigt. Einige wenige Nachrufe 
erschienen in englischer Sprache. Ihr 
Freund in den letzten Lebensjahren 
Werner Kraft trug in sein Tagebuch ein: 
„... wir klagen um die große jüdische 
Dichterin in deutscher Sprache 4 . 4 Ihre 
Bedeutung ist unbestritten, die Person 
zu fassen weit schwieriger, ihre Dich¬ 
tung ist immer noch deutungsschwer. 
Das wollte sie so. 

Als sie 1920 für die heute berühmte 
Anthologie „Menschheitsdämmerung 44 
eine Kurzbiografie schrieb, hieß es dar¬ 
in: „Ich bin in Theben (Ägypten) gebo¬ 
ren, wenn ich auch in Elberfeld zur Welt 
kam im Rheinland. Ich ging 11 Jahre zur 
Schule, wurde Robinson, lebte fünf Jahre 
im Morgenlande, und seitdem vegetie¬ 
re ich. 44 Diese Auskunft enthielt das Le¬ 
bens- und Dichtungsprogramm der Else 
Lasker-Schüler: Nachprüfbare biografi¬ 
sche Fakten waren ihr gleichgültig; sie 
begriff ihr Leben und die sie umgeben¬ 
de Welt als Dichtung und brachte sie in 
eine eigenständige Wortwelt. Sie nahm 
dafür auf sich, arm leben zu müssen und 
verhöhnt zu werden. Mystifizierung war 
ihre Denk- und Schreibmethode, da¬ 
durch aber entstand eine beeindrucken¬ 
de neue Wirklichkeit der Dichtung: „Die 
Sterne fliehen schreckensbleich/Vom 
Himmel meiner Einsamkeit,/Und das 
schwarze Auge der Mitternacht/Starrt 
näher und näher. 44 In dieser Wirklich¬ 
keit haben traditionelle poetische Bil¬ 
der ihre Bedeutung verloren und wer¬ 
den verbannt („Sterne fliehen 44 ); in ihren 
Lenz-Gedichten verbindet sich oft der 
Frühling mit Tod; Ängste gewinnen an 
Gewicht, Herbst und Winter sind nahe. 
Traditionell nachvollziehbare Verse 
(„Wir wollen wie der Mondenschein/ 
Die stille Frühlingsnacht durchwachen 44 ) 
sind selten und fehlen im späten Werk 
völlig. Gegensätze gehen Bindungen ein 
(„O, meine schmerzliche Lust 44 ). 

Ihre Dichtung hat eine zunehmen¬ 
de Zahl von Anhängern gefunden, vor 
allem in weltoffenen Kreisen der euro¬ 
päischen Jugend; aber Bestseller sind 
ihre Werke bis heute nicht geworden. 
Schon ihr erstes Buch „Styx 44 (1902) 
löste zahlreiche Kritiken aus, die zu¬ 
meist von Unverständnis und Ableh¬ 


nung „des Gewollten und Gequälten 
dieser Mystik 44 (Paul Remer) geprägt 
waren. Ihr Schauspiel „Die Wupper 44 
(1908, Uraufführung 1919) verbindet 
die soziale Komponente der naturalis¬ 
tischen Dramatik, bezogen aus der In¬ 
dustrialisierung, mit dem expressiven 
Anspruch der Jungen um 1910 und ih¬ 
ren visionären Weltsichten; „Arthur 
Anonymus 44 (1932) steht im Zeichen 
der Toleranz, Bischof und Rabbi sind 
gegenseitig Gäste, der Hintergrund ist 
die Welt der westfälischen Bauern. Er¬ 
folge wurden beide Werke nicht. 

Im Jahr 1932 erhielt sie den Kleist¬ 
preis und erlebte praktizierte Toleranz, 
als der faschistische „Völkische Beob¬ 
achter 44 titelte „Die Tochter eines Be¬ 
duinenscheichs 44 erhält den Kleistpreis! 44 
Noch schlimmer geschah es ihrer Dich¬ 
tung, sie wurde im gleichen Artikel als 
„rein hebräische Poesie der Lasker- 
Schüler 44 denunziert, die „uns Deutsche 
gar nichts angeht 44 . Das war 1932, klingt 
aber sehr gegenwärtig. Es war kein 
Wunder, dass die Stücke Seltenheiten 
auf den Spielplänen der europäischen 
Bühnen waren und geblieben sind. 

Im April 1933 floh sie vor den Na¬ 
zis in die Schweiz. Im Mai 1933 wies die 
Bayrische Politische Polizei an, von der 
Dichterin „alles 44 einzuziehen. 1938 wur¬ 
de sie aus Deutschland ausgebürgert. 
Doch musste sie auch in Zürich erleben, 
dass Toleranz nichts Selbstverständli¬ 
ches war. Sie litt unter kaum überbietba¬ 
rer sozialer Armut und auch ihr Aufent¬ 
halt war ständig gefährdet. Die Auffüh¬ 
rung des „Arthur Aronymus 44 wurde in 
Zürich verkannt und musste abgesetzt 
werden: Man empfand die Verweise auf 
die Toleranz als „so dick aufgetragen 44 
und deshalb für die Schweizer nicht 
angemessen, denen man „in solchen 
Dingen keine derartige Schwerhörig¬ 
keit nachsagen 44 (Jakob Welti) könne. 
Andererseits wurde aber ein weiterer 
Aufenthalt der Lasker-Schüler in der 
gleichen Schweiz „in Hinblick auf die 
große Überfremdung 44 abgelehnt. Es 
war jene Zeit, in der sie sich politisch 
engagierte: Für David Frankfurter, der 
den Landesgruppenleiter der Schweizer 
NSDAP Wilhelm Gustloff erschossen 
hatte, setzte sie sich nachdrücklich ein 
und bemühte sich um eine angemessene 
juristische Vertretung für ihn. 


Kehren wir noch einmal zu der fikti¬ 
ven Biografie zurück: Else Lasker-Schü¬ 
ler verstand sich nicht als eine Dichte¬ 
rin nur in deutschen Traditionen, ob¬ 
wohl sie diese in zahlreichen Essays 
über Dichter und Maler würdigte. Sie 
fand diese deutschen Traditionen ein¬ 
gebunden in eine poetische Bilderwelt, 
die das Morgen- und das Abendland 
gleichermaßen umfasste. Das findet 
sich nicht nur in ihrer Dichtung wieder, 
sondern sie selbst schritt im orientali¬ 
schen Kostüm durch das expressionis- 



Else-Lasker-Schüler-Denkmal in 
Wuppertal, eine der beiden Stelen 


tische Berlin und war dabei befreundet 
mit jungen Dichtern, die sich der neuen 
Kunst verschrieben hatten, aber auch 
mit Sozialisten und Anarchisten, immer 
auf der Suche nach Schönheit und Ge¬ 
rechtigkeit, geprägt von einem nicht zu 
bändigenden Freiheitsdrang, der anar¬ 
chistische Züge bekam. 

Tatsächlich wurde Elisabeth Lasker- 
Schüler am 11. Februar 1869 in Elber¬ 
feld als jüngstes Kind des Kaufmanns 
und Bankiers Aron Schüler und seiner 
Ehefrau geboren. Mit ihrem Geburts¬ 
datum ging sie sehr variabel um, je nach 
Lebenssituation. Als sie in der Schweiz 
1934 ein neues Personaldokument aus¬ 
stellen ließ, wurde aus der Fünfundsech- 
zigjährigen eine Dreiundvierzigjährige. 
Ihr Geburtsjahr war ein fortwährendes 
Geheimnis, immer nahm sie Rollen an. 

Fragt man nach den sozialen Bezie¬ 
hungen der Dichterin, stellen sich diese 
insbesondere über die Freundschaften 
her, nicht über ihre Teilnahme an Grup¬ 
pen oder Vereinigungen. Mit denen hatte 
sie, die ihre Individualität zum Maßstab 


ihrer Umgebung machte, stets Schwie¬ 
rigkeiten. Das beschrieb schon Gerhart 
Hauptmann in seinem Roman „Der 
Narr in Christo Emanuel Quint 44 . Im 
„Musenhain 44 blickte eine Frau, Annette 
van Rhyn, „schmachtend und abhängig 44 
auf ihren Begleiter, „der ein fast Subsis¬ 
tenz- und obdachloser Dichter war 44 . Tat¬ 
sächlich war es „ein zeitfremder Mensch, 
hinter dessen steiler, gewaltiger Stirn 
sich eine ferne Zukunft und eine fer¬ 
ne Vergangenheit in ein ewig gärendes 
Märchen zusammenbildeten 44 Dieser Pe¬ 
ter Hullenkamp war Peter Hille, der für 
die Dichterin seit 1898 von herausragen¬ 
der Bedeutung wurde. Hille lebte in der 
Kommune der „Neuen Gemeinschaft 44 , 
in die er die Lasker-Schüler mitnahm; 
er arbeitete publizistisch und organi¬ 
sierte sich, im Vorstand von Herwarth 
Waldens, seit 1903 ihr zweiter Ehemann, 
„Teloplasma 44 wie in Adolf Brands „Der 
Eigene 44 der ersten Homosexuellenzeit¬ 
schrift der Welt. Er veröffentlichte, wie 
auch die Lasker-Schüler, in Senna Hoys 
anarchistischer Zeitschrift „Kampf 44 , un¬ 
ter anderem die erste und bis heute un¬ 
übertroffene Charakteristik der Dichte¬ 
rin, in der auch die schönen Worte ste¬ 
hen: „Der schwarze Schwan Israels, eine 
Sappho, der die Welt entzweigegangen 
ist. Strahlt kindlich, ist urfinster. In ihres 
Haares Nacht wandert Winterschnee. 44 
Else Lasker-Schüler, die den Revolutio¬ 
när Johannes Holzmann zu Senna Hoy 
gemacht hatte, fuhr 1913 nach Moskau 
und versuchte, Senna Hoy aus seiner 
Gefängnishaft zu befreien. Hille bestritt 
1903 regelmäßig montags ein kleines Ka¬ 
barett bei Dalbelli, in dem ihn Mühsam, 
Samuel Lublinski, die Lasker-Schüler 
und andere unterstützten. Hier fanden 
die Texte Lasker-Schülers endlich die öf¬ 
fentliche Anerkennung, die sie bis dahin 
vergeblich als eine der bedeutendsten 
deutschen Dichterinnen gesucht hatte, 
aber ihre Schöpferin war auch da mit ih¬ 
rer Antibürgerlichkeit umstritten. Noch 
1917 wurde der längst vergangene Kreis 
um Hille verdächtigt, als „eine mächti¬ 
ge Literaturclique 44 Else Lasker-Schülers 
Ruhm verkündet zu haben. Es war die 
Zeit ihrer großen Erfolge. Größeres kam 
nicht nach, auch wenn ihre Dichtung im¬ 
mer bedeutender wurde. 

Manche behaupteten bis in die 
Gegenwart, Hille sei eine Erfindung 


der den Zusammenhang zwischen den Ka¬ 
tastrophen von Bangladesh und unserem 
bedenkenlosen Konsumverhalten dar. 

Ein weiterer Aspekt der Ausstellung wa¬ 
ren die Gestaltung von Mut, Widerstand 
und Solidarität. „Con tu querida presencia, 
commandante Che Guevara“ nannte Ger¬ 
rit Marsen aus Frankfurt am Main sein an 
Rousseau erinnerndes Triptychon. Holger 
Hertwig aus Bremen malte die Szene ei¬ 
ner Verbrüderung gegnerischer Soldaten, 
die gemeinsam durch Umarmung einen 
Panzer aufhalten wollen. Dabei gehen die 
Gedanken zu denjenigen, die im 1. Welt¬ 
krieg wegen Verbrüderung zum Tode ver¬ 
urteilt worden sind. Kerstin Wüstenhöfer 
gibt einem ihrer Gemälde als Titel die wei¬ 
se Mahnung „Red Indian Prophecy“. Joa¬ 
chim Geserick aus Berlin fordert in einer 
Demonstrationsszene mit Frauen aus Ban¬ 
gladesh: „Menschliche Würde für arbeiten¬ 
de Frauen und Männer!“ Irmgard Voelz 
aus Berlin setzte jener Friedensaktivistin 
ein Denkmal, die seit über 20 Jahren in 
Washington in einem Zelt vor dem Weißen 
Haus lebt und gegen Kriege demonstriert. 
Michael Chrapek aus Berlin verleiht seiner 
Überzeugung Ausdruck, dass der Wunsch 
des Menschen nach einer gerechten, soli¬ 
darischen Welt unbesiegbar ist. 

Eine sehenswerte Ausstellung! Sie soll¬ 
te noch mehr Künstlerinnen und Künst¬ 
ler ermutigen und Ariadnefaden für ihr 
künstlerisches Engagement sein. Für die 
einfache Sache, die so schwer zu machen 
ist: eine gerechte Welt für alle Menschen. 

Bärbel Brede 


von Else Lasker-Schüler, die ihn zum 
St. Petrus erhob und über ihn das „Pe¬ 
ter Hille-Buch 44 schrieb, eines ihrer 
bedeutendsten Werke. 1897/98 führte 
Else Lasker-Schüler Hille und Gerhart 
Hauptmann, der sich zeitweise in Berlin 
aufhielt, zusammen. Auch hier sind die 
Beschreibungen biografisch nicht gesi¬ 
chert, aber es gehörte bereits zu ihrem 
späteren „Peter Hille-Buch 44 wenn sie 
Hille zu Hauptmann sagen ließ, als er 
Else Lasker-Schüler vorstellte: „Dies ist 
mein Kamerad, Tino nenne ich sie. Es 
ist der Name ihres Blutes, die grünro¬ 
te Ausstrahlung ihrer Seele. 44 Tino war 
sie von Hille genannt worden. Später, 
nach 1912, löst sie den Namen Tino 
durch „Jussuf 44 ab. Es gehörte zu ihrer 
poetischen Welt, dass die Gestalten der 
Wirklichkeit für ihre Welt andere Na¬ 
men bekamen, Gerhart Hauptmann 
wurde Onit von Wetterwehe, Onit - 
die Umkehrung von Tino. Es war wie 
alles bei ihr Absicht, Symbol und Poesie. 
Kaum ein Buch ist deutlicher Zeitdoku¬ 
ment für die poetische Welt nach 1900 
geworden als dieses, aber es erschließt 
sich nur schwierig. Auch andere Freun¬ 
de wie Gottfried Benn und Georg Trakl, 
Franz Marc und Senna Hoy bekamen 
fiktive Namen, um in die poetische 
Welt der Dichterin Eingang zu erhal¬ 
ten. Über allem aber stand lebenslang 
der St. Petrus (Peter Hille), dem „gro¬ 
ßen Propheten St. Peter Hille in Ehr¬ 
furcht 44 widmete sie das Gedicht „Ab¬ 
raham und Isaak 44 : „Die Engel ruhten 
gern vor seiner frommen Hütte/Und 
Abraham erkannte jeden;/Himmlische 
Zeichen ließen ihre Flügelschritte.//Bis 
sie dann einmal bang in ihren Träumen/ 
Meckern hörten die gequälten Böcke,/ 
Mit denen Isaak Opfern spielte hinter 
Süßholzbäumen. 44 Vertrauen in Erlö¬ 
sung und Glauben klingen anders. 

Bei ihrer Beerdigung wurde ihr Ge¬ 
dicht „Ich weiß 44 gesprochen: „Ich weiß, 
dass ich bald sterben muss/Es leuchten 
doch alle Bäume/Nach langersehntem 
Julikuss -//Fahl werden meine Träume -/ 
Nie dichtete ich einen trüberen Schluss/ 
In den Büchern meiner Reime. 44 Die In¬ 
halte ihrer Dichtungen werden aktueller 
von Tag zu Tag, ihre Hoffnung auf Tole¬ 
ranz zwischen Menschen unterschiedli¬ 
chen Glaubens immer gefährdeter. 

Rüdiger Bernhardt 
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Abstieg und Aggression 

Zu ökonomischen Hintergründen der Geopolitik der „Einzigen Weltmacht“ • Von Klaus Wagener 


F ür die Atlantiker des „Focus“ ha¬ 
ben die USA „den Zweikampf 
zwischen den USA und Russland 
(...) endgültig entschieden“Das Blatt 
jubelt über „18 Gründe, warum Oba- 
ma Putin haushoch überlegen ist“ Wie 
in der „Qualitätspresse“ weitgehend 
üblich, werden auch hier kurzfristige 
Kursbewegungen von einigen an sich 
schon fragwürdigen Psycho-Werten 
zu fundamentalen Trends verklärt. Es 
kann aber nicht übersehen werden, 
dass einige von ihnen (Ölpreis, Rubel¬ 
sturz) als Indikatoren einer seit dem 
Schwenk der USA in Richtung auf ag¬ 
gressive Eskalation der Ukraine-Krise 
spürbaren Modifikation der geopoliti- 
schen wie politökonomischen Grund¬ 
orientierungen durchaus Aussagekraft 
haben. Und diese Modifikationen be¬ 
treffen nicht nur Russland. 

Vom größten Gläubiger 
zum größten Schuldner 

1945 stellten die USA in etwa die Hälf¬ 
te der auf dem gesamten Globus indus¬ 
triell produzierten Güter her. Europa, 
Japan, große Teile Chinas und Asiens 
lagen in Trümmern. Vor allem in der 
Sowjetunion hatte der faschistische 
Überfall „verbrannte Erde“ hinterlas¬ 
sen und 27 Mio. Menschen das Leben 
genommen. In den unzerstörten USA 
löste der Nachkriegs- den Kriegs- 
Keynesianismus ab. Die Dollarprivi¬ 
legierung des Bretton-Woods-Systems 
ermöglichte historisch hohe Wachs¬ 
tumsraten, den Aufbau einer wohlha¬ 
benden Mittelschicht und generierte 
die Fähigkeit, der Herausforderung der 
Großen Alternative zumindest in den 
Zentren mit vorwiegend integrativen 
Mitteln zu begegnen. Diese Hochphase 
des American Way of Life endete auf 
den Schlachtfeldern Südostasiens. Am 
15. August 1971 musste Richard Nixon 
den Goldstandard des Dollars aufkün¬ 
digen. Das Bretton-Woods-System zer¬ 
brach. 

Mit der Einnahme Saigons, Mai 
1975, stürzten die USA und mit ih¬ 
nen die kapitalistische Weltwirtschaft 
in eine tiefe Krise. Der Nachkriegs- 
Keynesianismus, der unter dem Re¬ 
gime des Kalten wie auch des Viet¬ 
namkriegs zu einem erheblichen Teil 
wieder Kriegskeynesianismus gewor¬ 
den war, hatte sein gesamtwirtschaft¬ 
liches Expansionspotential erheblich 
eingebüßt. Der Lösungsversuch von 
Ronald Reagan und Margret Thatcher 
bestand substantiell, innenpolitisch in 
einer Aufkündigung des „New Deal“ 
genannten Klassenkompromisses und 
außenpolitisch in einer schuldenfinan¬ 
zierten, auf eine endzeitliche atomare 
Entscheidungsschlacht ausgerichtete 
Hochrüstung gegen die Sowjetunion. 
Daneben bedeutete der Einstieg in 
einen neoliberal geprägten angebots¬ 
orientierten Verwertungsmodus eine 
strukturelle Verschärfung der imperi¬ 
alistischen Konkurrenz. Diese wurde 
zusätzlich angefacht durch die Entfes¬ 
selung der Finanzmärkte. Klassisch ist 
da der 27. Oktober 1986, Thatchers „Big 
Bang“ für die Londoner City. 

Die Entfesselung der globalen Kon¬ 
kurrenz nach dem vorläufigen Sieg des 
Imperialismus begünstigte eine rasante 
Akkumulation und Zentralisation des 
globalen Finanzkapitals in den gro¬ 
ßen Zockerzentren des Globus, New 
York und London, einerseits und an¬ 
dererseits die Deindustrialisierung des 
nun zum „Rust Belt“ heruntergekom¬ 
menen, ehemals bedeutendsten Wirt¬ 
schaftsgebietes des Globus: des in¬ 
dustriellen Nordostens der USA, das 
nun mit Hungerlöhnen der asiatischen 
„Sweatshops“ nicht mehr mithalten 
konnte. Die industrielle Basis der Welt¬ 
macht ist verfallen. Ihr Anteil an der 
globalen Industrieproduktion ist auf 
etwa 20 Prozent, am US-BIP sogar auf 
klägliche 12 Prozent gefallen. Daraus 
folgt ein chronisches Außenhandelsde¬ 
fizit. Es lag 2013 bei 475 Mrd. Dollar. 
Allein das kumulierte Handelsbilanz¬ 
defizit zu China seit 1987 beläuft sich 
auf mittlerweile satte 11 Bio. Dollar. 
Die VR China hat als Werkbank der 
Welt die USA inzwischen deutlich von 


Platz Eins verdrängt. Ihre Währungs¬ 
reserven liegen bei 4 Bio. Dollar. Ein 
Konsumentenkredit in Höhe von etwa 
einem Viertel des US-BIP. Dass die 
USA für diesen Haufen grünen Pa¬ 
piers jemals reale Warenäquivalente 
liefern werden, mögen wohl nur beson¬ 
ders gläubige Seelen vermuten. Diese 
Verpflichtung dürfte, wenn überhaupt 
jemand, wohl eher der Rest der Dollar- 
Welt übernehmen. 

Laut Bureau of Economic Analysis 
des US Handelsministeriums (BEA) ist 
die US-Nettoauslandsverschuldung im 
III. Quartal 2014 auf 6,158 Bio. Dollar 
hochgeschossen. In QIII/2013 lag sie 
noch bei 4,995 Bio. Dollar. Die USA 
sind vom größten Gläubiger zum größ¬ 
ten Schuldner des Globus geworden. 
Mit beachtlicher Dynamik. Der Ge¬ 


genpart: Die chinesische State Admi¬ 
nistration of Foreign Exchange (SAFE) 
meldet ein chinesisches Nettoauslands¬ 
vermögen von 1,97 Bio. Dollar. 

Die neoliberale Steuersenkungs¬ 
politik zugunsten der ohnehin reichen 
US-Oberschicht, begonnen unter Ro¬ 
nald Reagan und weiter vorangetrie¬ 
ben unter George W. Bush haben ei¬ 
nen politisch gewollten und offenbar 
nicht aufzuhaltenden Marsch in die 
Verschuldung in Gang gesetzt. Zum 
Jahreswechsel 2014/15 ist die Brutto¬ 
staatsverschuldung auf imponierende 
18,14 Bio. Dollar, ca. 105 Prozent/BIP 
hochgeschossen. Entsprechend verfällt 
die öffentliche Infrastruktur. Die US- 
Ingenieursvereinigung ASCE schätzt 
den Investitionsstau auf (konserva¬ 
tive) 3,6 Bio. Dollar. Andere nennen 
noch weit höhere Zahlen. 

Die Krise als Katalysator 

Die Große Krise 2007 ff. hat die struk¬ 
turelle Schwäche der US-Wirtschaft 
noch einmal verstärkt. Seit 1998 ist 
jeder dritte Arbeitsplatz im produzie¬ 
renden Gewerbe verschwunden. Die 
staatstragende Mittelschicht, ohnehin 
massiv verschuldet (18,8 Prozent der 
US-Hausbesitzer, 9,7 Mio., waren An¬ 
fang 2014 „underwater“ d.h. ihr Kredit 
war höher als der Wert ihrer Immobi¬ 
lie), ist akut gefährdet ihren Sozialsta¬ 
tus unwiederbringlich zu verlieren oder 
hat ihn schon verloren. 47 Mio. US- 
Bürger beziehen Lebensmittelmarken. 
Der „starke US-Arbeitsmarkt“ (Welt) 
ist ein trotz kreativer Statistik kaum er¬ 
kennbarer „Boom“ der Billigjobs, von 
denen man weder leben noch sterben 
kann. 40 Millionen US-Bürger arbei¬ 
teten 2013 für unter 10 000 Dollar im 
Jahr. 


In dem Maße, wie die überlegene 
industriell-ökonomische Basis des US- 
Imperialismus verfällt, wächst die Be¬ 
deutung seiner parasitären und repres¬ 
siven und politisch abenteuerlichen 
Elemente. Eines der letzten großen in- 
tegrativ motivierten Strukturprogram¬ 
me dürfte Kennedys „Allianz für den 
Fortschritt“ (1961 ff.) gewesen sein. Pa¬ 
rallel zu Bretton Woods zerbrach auch 
die „Allianz“ während des großen Mor- 
dens in Südostasien. Mit dem Siegeszug 
des Neoliberalismus gewannen zuneh¬ 
mend parasitäre Akkumulationsmodi 
(Finanzderivate, Hedge-Fonds, Private 
Equity) an Volumen und Bedeutung 
und, wie in Chile erprobt, erlangte die 
Repression einen mehr und mehr do¬ 
minierenden Status unter den imperi¬ 
alen Herrschaftsmethoden. 


Statt mit mehr oder weniger nütz¬ 
lichen Wirtschaftsgütern glänzen die 
USA nun mit zweifelhaften „Finanz¬ 
produkten“, die große Teile des global 
erarbeiteten Mehrwerts (insbesonde¬ 
re Chinas) in Richtung Wall Street zu 
schleusen versuchen. Laut Bank for 
International Settlement (BIS) er¬ 
reichte das Volumen des unregulierten 
Derivate-Marktes (Over the Counter, 
OTC) im 2. Halbjahr 2012 mit 710,182 
Bio. Dollar in etwa das 10-fache der ge¬ 
samten globalen Wirtschaftskraft. Das 
Casino hat, angetrieben von reichlich 
WZentralbank-Billionen, locker zu al¬ 
ter Größe zurück gefunden. 

Bei dieser Grundtendenz kann 
nicht übersehen werden, dass nach wie 
vor in den machtpolitisch relevanten 
Schlüsselindustrien Energie und Roh¬ 
stoff IT, Elektro, Auto, Chemie und ins¬ 
besondere in der Bewusstseinsindustrie 
eine starke bis dominante Position ver¬ 
blieben ist. 

Machtpolitisch spielt das weltweit 
beherrschende, nuklear hochgerüste¬ 
te und technologisch überlegene US- 
Militär, der Big Stick“ (Roosevelt) des 
US-Imperialismus, die führende Rolle. 
Allein die 10 nukleargetriebenen Flug¬ 
zeugträger der Nimitz-Klasse machen 
seinen imperialen Interventions-An¬ 
spruch auf allen Weltmeeren deutlich. 
Eine neue Klasse (Gerald R. Ford) ist 
im Bau. Mit einem Militärhaushalt von 
640 Mrd. Dollar (SIPRI) wenden die 
USA für ihre Militärmacht ebensoviel 
auf wie die nach Rüstungsaufwand fol¬ 
genden neun Staaten zusammen. Inklu¬ 
sive China und Russland. 

In repressiven Regimen erlangt die 
Überwachung und Spionage besonde¬ 
re Bedeutung. Ihr großes Konjunktur¬ 
programm erhielten CIA und NSA im 


Kalten Krieg. Dass es dabei auch heu¬ 
te nicht nur um globale Totalüberwa¬ 
chung, Big Data und Cyberwar geht, 
machen die zahllosen Morde, Umstür¬ 
ze, bunten Revolutionen und Putsch¬ 
manöver, wie zuletzt in der Ukraine, 
deutlich. Die CIA hat sich mit com¬ 
putergestützten Massenmorden einen 
Namen gemacht. Wie mit der „Opera¬ 
tion Phoenix“ in Vietnam bei der etwa 
80 000 Menschen „neutralisiert“, 40 000 
umgebracht wurden. Oder wie bei der 
„Operation Condor“in den 1970er/80er 
Jahren bei der etwa 50 000 umgebracht 
wurden und 350 000 „verschwanden“. 
Das „Verbrechen“ der Opfer: Der 
Computer hatte sie als Zielperson iden¬ 
tifiziert. 

Diese blutige Taktik der prophy¬ 
laktischen Mordprogramme feiert ihr 


Comeback heute im Drohnenkrieg 
der Obama-Administration wie auch 
in den geheimen schmutzigen Kriegen 
der in über 70 Staaten operierenden 
US-Killerkommandos wie den Delta 
Forces, Navy Seals oder dem JSOC 
(Joint Special Operation Command). 
Sie „arbeiten“ die heute mit globaler 
Totalüberwachung generierten To¬ 
deslisten ab. Ergänzt wird das Ganze 
durch das outgesourcete Morden der 
boomenden Privatarmeen wie Black - 
water (heute Academi). 

Wie nun auch Russland zur Kennt¬ 
nis nehmen durfte, ist die Ebene unter¬ 
halb der offen militärischen Kriegfüh¬ 
rung, der Wirtschaft, des Rechts und 
der Finanzen, kein herrschaftsfreier 
Raum. Im Juli 1941, vier Monate vor 
Pearl Harbor, froren die USA alle ja¬ 
panischen Assets in den Staaten ein. 
Mit Hilfe von Briten und Niederlän¬ 
dern blockierte die Roosevelt-Admi¬ 
nistration so rund 90 Prozent der ja¬ 
panischen Ölversorgung. Der Point of 
no Return für die großflächige japani¬ 
sche Kriegführung - und ein nicht ganz 
nachrangiges Faktum, welches die chi¬ 
nesische Führung zum Abschluss des 
lange verhandelten Gas-Deals mit 
Russland bewogen haben dürfte. Russ¬ 
land zahlt momentan hohe Milliarden¬ 
beträge für seine volle Integration in 
das westliche Finanzsystem. Ähnlich 
wie den „Dritte-Welt“-Staaten in den 
1970er Jahren wurden auch Jelzin- 
Russland (und seinen Unternehmen) 
billige internationale Kredite aufge¬ 
drängt. Über welche Fähigkeiten der 
mit den „gehebelten“ Mitteln seiner 
elaborierten Finanzindustrie sowie 
seiner willigen Vasallen operierende 
US-Imperialismus in solch einem Fall 
verfügt, lässt sich unschwer an dem von 


keinerlei Fundamentaldaten gedeck¬ 
ten Einbruch des Ölpreises sowie des 
Rubelkurses ablesen. „Ironischerwei¬ 
se war Amerika finanzpolitisch nie so 
mächtig wie heute“, resümiert Amb- 
rose Evans-Pritchard vom britischen 
„Torygraph“ (Telegraph). 

Vor einem Neuen Ameri¬ 
kanischen Jahrhundert? 

Das existentiell prioritäre Kernelement 
der US-Weltmachtkonzeption, der 
„Grand-Area-Strategie“ (s. beispiels¬ 
weise Project for the New American 
Century, PNAC; Council on Foreign Re- 
lations, CFR; RAND Corporation) ist 
die Verhinderung eines potenten stra¬ 
tegischen Herausforderers. Der kann in 
dieser geopolitischen Sicht nur auf der 
eurasischen Landmasse entstehen. Der 


kalte Krieg fokussierte demzufolge auf 
die (erfolgreiche) Vertiefung und Ver¬ 
festigung des „kommunistischen Schis¬ 
mas“ zwischen der Sowjetunion und der 
VR China. Heute hat sich die Priorität 
der „US-Sicherheitsinteressen“ von der 
untergegangenen SU zur VR China ver¬ 
schoben. Ein bei weitem diffizileres Un¬ 
terfangen als schlichte Embargopolitik. 
China ist Herausforderer und gleichzei¬ 
tig wichtigster Lieferant und Kreditge¬ 
ber der USA. Hierhin hat ein großer 
Teil der US-Konzerne seine Produktion 
outgesourced. Dies bremst momentan 
ein allzu konfrontatives Vorgehen. So 
richtet sich das Augenmerk vor allem 
auf das Umfeld, die Be- und Verhinde¬ 
rung engerer Kooperationen, vor allem 
politischer Integrationsbestrebungen 
auf dem eurasischen Schachbrett. Dies 
betrifft sowohl den „asiatischen“ An¬ 
satz der Schanghaier Organisation für 
Zusammenarbeit (SOZ) wie auch die 
Europäische Union. Die geopolitischen 
Potentiale, die in jedem einzelnen die¬ 
ser Ansätze stecken, reichten aus, den 
hegemonialen Status der USA in Frage 
zu stellen. Zur Kooperation gebracht 
dürfte ein BedeutungsVerlust des He¬ 
gemonen als kaum vermeidbar erschei¬ 
nen. In diesem Kontext erscheinen die 
Containmentversuche des „Pazifischen 
Jahrhunderts“ (Clinton), die konfron¬ 
tative Iran- wie auch die Russland und 
EU polarisierende Ukraine/Russland- 
Politik ebenso wie die als integrativ de¬ 
klarierten Versuche wie TTIP als eine 
kaum verhüllte Variante von „Teile und 
herrsche!“. Die historischen Vorbilder 
dazu sind im Appeasement von 1938 
und - infolge der zunehmend ernsteren 
Bedrohung der anglo-amerikanischen 
Suprematie - im Anti-Hitler-Pakt von 
1941-45 zu finden. 



Vor einem Neuen Amerikanischen Jahrhundert?- Oder vor der Großen Verwüstung? (Wolken über der Golden-Gate-Brücke in San Francisco) 
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Sanktionen ebnen den Weg für US-Kapital 

Von Willi Gerns 



Die Außenminister Russlands, Lawrow, und der USA, Kerry 


Unter der Überschrift: „Die Ukrai¬ 
ne-Krise als Instrument des Kampfes 
zwischen USA und EU“ veröffentlich¬ 
te die russische Internetseite „regnum. 
ru“ am 11. Januar einen Beitrag von 
Kamran Gasanow. Er ist wissenschaft¬ 
licher Mitarbeiter des Salzburger Zen¬ 
trums für Europa-Forschungen. 

Die Ausgangsthese des Artikels 
lautet: „Die Ukraine-Krise ist keine 
Konfrontation zwischen Russland und 
dem Westen, sondern ein Kampf zwi¬ 
schen USA und EU“ Der erste Teil die¬ 
ser Feststellung steht unserer Ansicht 
nach eindeutig im Widerspruch zu den 
Realitäten der Auseinandersetzungen 
um die Ukraine. Die westlichen impe¬ 
rialistischen Mächte - allen voran die 
USA - haben diesen Konflikt mit dem 
Ziel entfesselt, die Ukraine aus ihrer 
jahrhundertelangen Verbindung mit 
Russland zu lösen und zu einer Speer¬ 
spitze ihrer antirussischen Strategie zu 
machen. Zugleich ist die Ukraine-Kri¬ 
se ein Feld, auf dem innerimperialisti¬ 
sche Widersprüche zwischen den west¬ 
lichen Hauptmächten deutlich werden. 
Darum sind die Entwicklungen in der 
Ukraine zutreffender mit der Aussage 
charakterisiert: „Die Ukraine-Krise ist 
sowohl eine Konfrontation zwischen 
dem Westen und Russland als auch ein 
Kampf zwischen USA und EU.“ 

Übrigens verliert der Autor über 
den ersten Teil seiner These kein Wort 
und beschränkt sich ausschließlich auf 
den zweiten. Zu diesem Thema äußert 
er allerdings interessante Gedanken, 
die wir im Folgenden wiedergeben 
wollen. 

Washington, so Gasanow, nutze 
seinen Einfluss auf Brüssel zur Um¬ 
setzung einer Politik, wie es sie seit 
den Zeiten des „Marshall-Plans“ nicht 
mehr gegeben habe. 1945 habe Chur¬ 
chill in Fulton den Europäern mit der 
kommunistischen Gefahr Angst ein¬ 
gejagt und damit in Europa den Weg 
für das amerikanische Kapital frei¬ 
gemacht. Der neue Plan verfolge das 
gleiche Ziel. Der Unterschied bestehe 
im Objekt, um das der Kampf geführt 
werde. Im 21. Jahrhundert sei dies nicht 
West-, sondern Osteuropa, Russland. 

Die Sanktionen führten zum Abzug 
europäischer Investitionen aus Russ¬ 
land. Dies belegt Gasanow mit statis¬ 
tischen Angaben der EU-Kommission. 


Danach betrugen die Direktinvestiti¬ 
onen aus der EU nach Russland 2012 
185,5 Mrd. Euro. Im Zuge der Ukrai¬ 
ne-Krise 2014 sank ihr Umfang bereits 
auf 59,7 Mrd. Bei einer Fortsetzung der 
politischen Spannungen werde diese 
Tendenz anhalten. So prognostiziere 
die Wiener Universität für ökonomi¬ 
sche Forschungen für 2015 ein weiteres 
Absinken der Direktinvestitionen um 
50 Prozent auf 30 Mrd. Euro. 

Als weitere Beispiele für die nega¬ 
tiven Auswirkungen der Sanktionen 
für die wirtschaftlichen Aktivitäten 
der EU-Länder in der Russischen Fö¬ 
deration werden u.a. das Zurückfah¬ 
ren der Geschäfte von VW, Audi und 
BMW und das Scheitern des seit 2011 
vorbereiteten Austauschs von Aktiva 
zwischen Gasprom und BASF ange¬ 
führt. Nach Informationen der BASF 
hat der Konzern durch das geplatzte 
Geschäft für 2013 113 Millionen Euro 
und für 2014 211 Millionen Euro ver¬ 
loren. Auch für die Gewinne der Deut¬ 
schen Bank und anderer Banken aus 
EU-Ländern hat die Sanktionspolitik 
zu Einbußen geführt. 

Wir wollen hinzufügen, dass in 
besonderem Maße auch mittelstän¬ 
dische Unternehmen betroffen sind. 
Darum hat der Präsident des Bun¬ 
desverbandes mittelständische Wirt¬ 
schaft (BVMW), Mario Ohoven, laut 
„Handelsblatt“ die Forderung des Au¬ 
ßenhandelspräsidenten Börner nach 
„noch härteren Strafen für Moskau“ 
entschieden zurückgewiesen. Ohoven 
betonte: „Die Ukraine-Krise kann nur 
am Verhandlungstisch gelöst werden. 
Jeder neue Dreh an der Sanktionsspi¬ 
rale treibt Russland in die Arme Chi¬ 
nas.“ Peking springe sofort für aus¬ 
fallende westliche Exporte ein. Das 
gelte für das Erdgasgeschäft ebenso 
wie für den deutschen Maschinenbau. 
Die Folgen der Sanktionen würden 
für den deutschen Mittelstand zuneh¬ 
mend spürbar“, sagte Ohoven schon 
im Herbst letzten Jahres. Danach ver- 
zeichnete zu diesem Zeitpunkt etwa 
der stark exportorientierte Maschi¬ 
nen- und Anlagenbau in Sachsen-An¬ 
halt bereits Einbußen im Russlandge¬ 
schäft von bis zu 50 Prozent. 

Kehren wir zu Gasanow zurück. Er 
stellt fest: „Die Führung der Europä¬ 
ischen Union handelt Hand in Hand 


mit den USA und ihren Verbündeten 
für die Verwirklichung eines gehei¬ 
men ,Marshall-Plans IP. Seine takti¬ 
schen Ziele bestehen in der Minimie¬ 
rung der gegenseitigen wirtschaftli¬ 
chen und finanziellen Verbindungen 
zwischen der EU und Russland, der 
Zerrüttung der russischen Wirtschaft 
und dem Abzug europäischen Kapi¬ 
tals aus Russland. Zu diesem Zweck 
werden zwei politische Instrumente 
miteinander kombiniert: die Sanktio¬ 
nen und der Ölpreis.“ 

Die Russland auferlegten Sanktio¬ 
nen - so der Autor - fördern die Ver¬ 
wirklichung des ersten und des dritten 
Ziels. Die Senkung des Ölpreises als 
Folge der Steigerung der Fördermen¬ 
ge in den USA und der Weigerung der 
OPEC, die Quoten zu senken, unterstüt¬ 
ze alle genannten Ziele. Die Abwertung 
des schwarzen Goldes, der Hauptquelle 
des russischen Budgets, wirke sich ne¬ 
gativ auf das Tempo des Wirtschafts¬ 
wachstums der Russischen Föderation 
aus. Um die Inflation zu bändigen und 
das Handelsdefizit zu verringern seien 


Putin und seine Regierung gezwungen, 
den Import einzuschränken, besonders 
aus Europa. Zugleich vermindere ein 
instabiler und von Abwertung betroffe¬ 
ner Rubel die Attraktivität des Landes 
für Investoren. Auf diese Weise begüns¬ 
tige die Manipulation des Ölpreises den 
Abbau europäischen Kapitals in Russ¬ 
land und provoziere wirtschaftliche In¬ 
stabilität im Land. 

„Die generelle Aufgabe der drei 
genannten Ziele“ - so Gasanow wei¬ 
ter - „besteht darin, den Boden für 
die Expansion amerikanischen Kapi¬ 
tals auf dem russischen Markt vorzu¬ 
bereiten. Beim Antreiben ihrer Ver¬ 
bündeten zur wirtschaftlichen Blocka¬ 
de Russlands, haben die Amerikaner 
dessen unermessliche Naturreichtü- 
mer im Hinterkopf. Die USA wollen 
an diese weder die Europäer noch die 
Chinesen heranlassen und sind umso 
mehr nicht damit einverstanden, dass 
Russland selbst sie als Monopol nut¬ 
zen kann.“ 

Mit Hilfe der europäischen Sank¬ 
tionen verdränge Washington die 


EU von den russischen Energieres¬ 
sourcen. Mit der Entscheidung vom 
31. Juli 2014 hat die Europäische 
Union den Export von Ausrüstun¬ 
gen und Technologien für die russi¬ 
sche Energiebranche verboten. In 
dem Beschluss heißt es, dass die zu¬ 
ständigen Organe keinerlei Erlaub¬ 
nis für den Verkauf, die Lieferung, 
die Übergabe und den Export von 
Technologien erteilen werden, wenn 
diese einen Bezug zu Projekten der 
Erkundung und Förderung von Erd¬ 
öl in großen Meerestiefen sowie der 
Erkundung und Förderung von Erdöl 
in der Arktis oder zu Projekten auf 
dem Gebiet der Erdölgewinnung aus 
Schiefergestein in Russland haben.“ 
Indem die USA ihre Konkurrenten 
von den russischen Energieressour¬ 
cen fernhalten, so betont der Autor, 
ebnen sie den Weg für die amerika¬ 
nischen Erdöl-Konzerne in Russland. 
Der 400-Milliarden-Kontrakt von Ex¬ 
xon Mobil mit Rosneft für die Arktis, 
stellt Gasanow fest, ist nur die Spitze 
des Eisbergs.“ 



Vor neuen Kriegen: US-Soldaten bei einem Einsatz im Helmand-Distrikt, Afghanistan (2012) 


Der seit der „Machtergreifung“ 
der Neocons radikalisierte außenpoli¬ 
tische Kurs der USA hatte unter Ob- 
ama allenfalls partiell die Formen ge¬ 
wechselt. Operativ zentral bleibt der 
geostrategisch erstrangige Kampf um 
die Kontrolle der Strategischen Ellip¬ 
se. In diesem Gebiet, das vom Golf 
von Aden bis zum sibirischen Nord¬ 
meer reicht, werden zwei Drittel der 
bekannten Erdöl- und Erdgaslager¬ 
stätten vermutet. Die USA haben 
seit 1991 um dieses Gebiet drei große 
Kriege geführt. Zählt man den ersten 
Golfkrieg, in dem Saddam Hussein 
mit US-Rückendeckung Iran angriff, 
hinzu, sind es sogar vier. Die Kosten 
zählen nach Billionen Dollar. Das Er¬ 
gebnis ist, dass sich das zentrale An¬ 
liegen der Obama-Administration, 
der Afghanistan-Krieg, ebenso aus¬ 
sichtslos wie mörderisch ins Endlose 
zieht, dass das imperialistische Sykes- 
Picot-Diktat nach fast hundert Jahren 
Vergangenheit ist, in den Kriegsge¬ 
bieten mehr und mehr jegliche staat¬ 
liche Ordnung zerfällt, dass die Macht 
von Clanchefs und Warlords ebenso 
wächst wie die Rekordproduktionen 
von Opium, und dass nun eine ähn¬ 
lich fundamentalistische Truppe wie 
die Neocons in Washington, der IS, 
ein Gebiet von der Größe Großbri¬ 
tanniens kontrolliert. An ihrer eigenen 
Zielstellung gemessen, ist die US-Geo- 
strategie an ihrem zentralen Vorhaben 
grandios gescheitert. Diese Demonst¬ 
ration der Schwäche vor Augen, dürf¬ 
te der ebenso gescheiterte Versuch ei¬ 
nes syrischen „Regime Change“ einen 
Auslöser zu aggressiverer Gangart, vor 
allem in Osteuropa, dargestellt haben. 


Bislang noch am stabilsten er¬ 
scheint die finanzpolitische Macht der 
USA mit ihrer Speerspitze, dem Dol¬ 
larprivileg als globale Handels- und 
Reservewährung. Nur so sind die gi¬ 
gantischen Defizite mit der Notenpres¬ 
se oder richtiger: mit einem Mausklick, 
finanzierbar, der globale Handel, insbe¬ 
sondere der Asset-, Devisen- und Roh¬ 
stoffhandel und sein Kernelement, das 
Öl, kontrollierbar. Noch immer hält der 
Dollar einen globalen Anteil von etwa 
60 Prozent. Der Wert für den Euro liegt 
bei 24 Prozent. Allerdings ist die Ten¬ 
denz bei beiden seit geraumer Zeit fal¬ 
lend. Auch hier deutet sich eine Wen¬ 
de an. Mit der New Development Bank 
(NDB) bemühen sich die BRICS-Staa- 
ten (Brasilien, Russland, Indien, China, 


Südafrika) um eine Alternative zu Dol¬ 
lar, Weltbank und IWF. Beachtenswert 
in diesem Kontext ist die Vereinbarung 
über Währungsswaps zwischen Russ¬ 
land und der VR China. Sie erlaubt den 
bilateralen Zahlungsverkehr in eigener 
Währung ohne den Umweg über den 
Dollar. Noch sind diese Bemühungen 
zur „Entdollarisierung“ volumenmäßig 
bescheiden. Doch angesichts der zu¬ 
nehmenden finanzpolitischen Aggres¬ 
sivität Washingtons dürfte die Marsch¬ 
richtung klar sein. 

Oder vor der Großen 
Verwüstung? 

Die von den neoliberalen Vorkämp¬ 
fern der Zweidrittelgesellschaft ent¬ 
wickelte Vorstellung, Armut und so¬ 


ziale Desintegration lasse sich mit 
dem Polizeiknüppel und der Total¬ 
überwachung in Schach halten, schei¬ 
tert grandios. Trotz einer gigantischen 
Aufrüstung des zunehmend unkont¬ 
rollierbaren Repressions- und Über¬ 
wachungsapparates, allein die 60 Mrd. 
Dollar teure „Homeland Security“ hat 
208 000 Mitarbeiter, ist der innere 
Zerfall des Landes nicht aufzuhalten. 
Mit 760 Gefangenen pro 100 000 Ein¬ 
wohner haben die USA die höchste 
Gefangenenrate der Welt. Die immer 
bürgerkriegsähnlicheren Machtde¬ 
monstrationen der Staatsgewalt ma¬ 
chen die ganze Hilflosigkeit mit Hän¬ 
den greifbar. 

Das „Land of the Free“ hat sei¬ 
ne Attraktion eingebüßt. Mit Pearl 


Harbor, dem Eintritt und Sieg im 
Zweiten Weltkrieg, zur dominanten 
Supermacht aufgestiegen, versuch¬ 
te der US-Imperialismus mit dem 
längst erhofften, ebenso „katharti- 
schen Ereignis“ 9/11, dem Eintritt in 
den „War on Terror“, seine Hegemo- 
nialposition noch einmal nachhaltig 
zu befestigen. Aber hier gibt es kei¬ 
nen Sieg. Selbst Hollywood vermag 
aus dem Dreck des War on Terror 
keine strahlenden American Heroes 
zu formen. Vietnam, Südamerika, al¬ 
les schien fast vergessen. Aber dann 
erschütterte die Krise das Vertrauen 
in die herrschenden Eliten schwer. 
Die Bilder von Guantanamo, Abu 
Ghuraib, gefolterte Menschen, Hub¬ 
schrauberbesatzungen, die Menschen 
wie Kaninchen abschießen. Videos 
von schwarzen Menschen, die von ei¬ 
ner rassistischen Polizei einfach um¬ 
gebracht werden, prägen das Bild der 
zunehmend als globaler Spitzel und 
brutaler Unterdrücker wahrgenom¬ 
menen Supermacht. Tausende Droh¬ 
nenopfer, Hunderttausende, die den 
US-geführten Angriffskriegen im Na¬ 
hen Osten zum Opfer fielen, die Ver¬ 
wüstungen in Gaza, wo die USA den 
Zuhälter machten, haben im Nahen 
und Mittleren Osten, und nicht nur 
dort, eine tiefe, zunehmend militante 
Verachtung für die eitle Bigotterie des 
American Way of Life geweckt. Eine 
Verachtung, die nach der Zerstörung 
der Großen Alternative ihre geistige 
Heimat primär in der Irrationalität ge¬ 
funden hat. Wie schon die ersten Tage 
des Jahres zeigen, ist die sich daraus 
ergebende Perspektive nicht gerade 
erfreulich. 
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In dem System, das sie gemacht haben / 

Ist Menschlichkeit eine Ausnahme. (Bertolt Brecht) 

Unser langjähriger Freund und Mitstreiter 

Andreas Piontek 

(16.11.1965-4.1.2015) 

lebt nicht mehr. Er konnte seine Erkrankung, die ihm mehr und mehr 
den Lebensmut geraubt hat, nicht abschütteln. Zuletzt war wohl der 
Stein zu schwer oder der Berg zu steil, und er hat aufgegeben. 

Mehr als 20 Jahre hat sich Andreas gegen den Faschismus und 
für die internationale Solidarität engagiert. Von der Sehnsucht nach 
einem guten, solidarischen und sozialistischen Leben erfüllt und 
voller revolutionärer Ungeduld, war er uns ein ideenreicher und 
kritischer, nicht immer bequemer Begleiter. Ihm, dem Bewunderer 
der kubanischen Revolution, konnte die Freilassung der Cuban Five 
keinen Mut mehr machen. Er, der die Welt bereist hat wie es nur 
wenigen vergönnt ist, der immer wieder den Blick über den deut¬ 
schen Tellerrand erhoben hat, der mit fesselnden und ermunternden 
Eindrücken u. a. aus Kuba, Venezuela und China zurückkam, konnte 
den Weg aus seinem persönlichen Labyrinth nicht finden. 

Wir sind sehr traurig, aber wir machen weiter - für die Sache, die so 
einfach und so schwer zu machen ist. 

DKP Hamm-Hellweg 
VVN-BdA Hamm 


Zu sagen was ist, bleibt die revolutionärste Tat. 

Rosa Luxemburg 

Unsere Genossin 

Marianne Schulte 

8.4.1929-27.12. 2014 
lebt nicht mehr. 

Marianne hatte ein hartes und arbeitsreiches Leben. Seit ihrer frü¬ 
hesten Jugend war sie in der kommunistischen Bewegung aktiv. 
Durch ihre schwere Erkrankung konnte sie schon lange nicht mehr 
an Veranstaltungen teilnehmen. Aber sie war immer informiert. Über 
die politischen Entwicklungen und auch die persönlichen Dinge ihrer 
Genossinnen und Genossen. Sie hatte für alle ein offenes Ohr, trotz 
eigener Sorgen. Wir werden Marianne nicht vergessen. 

DKP-Gruppe Frohnhausen/Holsterhausen 
DKP Kreisorganisation Essen 

Die Trauerfeier ist am Freitag, dem 30.01.2015 um 12.30 Uhr auf dem 
Südwest-Friedhof in Essen. 



Anzeigen helfen der UZ! 

Anzeigenvorlagen bitte immer an diese E-Mail: info@unsere-zeit.de 



Festival der Jugend 

UM Soli- 
Buttons 


Unterstützt das 'Festival der 
Jugend 1 der SDAJ mit dem 
Kaufeines Solidaritäts-Buttons. 


1 Button 5,- Euro 
10 Buttons 40,- Euro 


CommPress Verlag GmbFI. Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 


Unser Genosse 

Helmut Büdinger 

feiert am 26. Januar 2015 

seinen 90. Geburtstag! 

Helmut ist im positivsten Sinne des 
Wortes kommunistisches Urgestein 
- 65 Jahre Mitglied der kommunisti¬ 
schen Partei, Kreisvorsitzender, lange 
Jahre Kreiskassierer und Mitglied im 
Kreisvorstand unserer Partei. 



Bestimmend für seine gesellschaftliche und politische Tätigkeit 
war der 2. Weltkrieg - Helmut verlor durch Amputation seinen lin¬ 
ken Oberschenkel. Auch heute wird er nicht müde „ausdrücklich die 
Schuldigen zu benennen“ an Faschismus und Krieg. Der Einsatz für 
Frieden und Abrüstung war für ihn daher ein wichtiger Schwerpunkt 
- sein mutiges Eintreten gegen die Stationierung von Kurz- und Mit¬ 
telstreckenraketen oder die Teilnahme an Friedensdemonstrationen 
gegen die Munalager in Münster und am Hainhaus im Odenwald. 

Der Kampf gegen die Remilitarisierung, KPD-Verbot und Illegalität 
prägten den Kommunisten Helmut Büdinger. 1961 musste er wie vie¬ 
le andere Genossinnen und Genossen den Weg ins Gefängnis antre- 
ten. Zerbrechen konnte ihn das nicht, 1968 bei der Konstituierung der 
DKP war Helmut mit dabei. Die Aufzählung seiner Funktionen in der 
DKP würde den Rahmen sprengen. UZ-Verantwortlicher in Hessen, 
Vorsitzender des Sozialpolitischen Arbeitskreises der DKP Hessen, 
Mitglied der Sozialpolitischen Kommission beim PV der DKP sind nur 
eine kleine Auswahl - bis heute ist er Mitglied in der hessischen Be¬ 
zirksrevisionskommission und nimmt an Bezirksvorstandssitzungen teil. 

Gestern wie heute war sein Anliegen immer starke, kämpferische Ge¬ 
werkschaften. Er war Mitglied im Bezirksvorstand der HBV, später in 
zahlreichen Funktionen des DGB aktiv. 

Sein Engagement auf der Orts-, Kreis-, Bezirks- und Landesebene 
des VdK hat ihm hohes Ansehen beschert. Mitten im kalten Krieg, auf 
einem Höhepunkt des Antikommunismus, wird er 1956 Vorsitzender 
der Ortsgruppe Brensbach. Als Ehrenvorsitzender ist sein Rat immer 
noch gefragt. 

Seine offene, kollegiale und menschliche Art haben ihm große Aner¬ 
kennung und viele Freunde verschafft. 

Wir gratulieren herzlich zum Geburtstag, wünschen uns viele weitere 
gemeinsame Jahre und Dir vor allem Gesundheit, Wohlergehen und 
Kraft! 

Anstelle von Geschenken bittet der Jubilar um eine Spende zuguns¬ 
ten der internationalen Solidarität. 


DKP Hessen 

DKP Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim 
DKP Odenwald 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wohnung! 

47501 Neukirchen-Vluyn 

3,5-Raum-Wohnung, 72 qm, 
KD, Bad, Keller Renovierter 
Altbau, 2.Etage, Dachgeschoß 
485 EURO WM inkl. NK, ab 
1.3.2015 

Kontakt: 03375-201859 oder 
0163-9825485 


Weltordnung 
im Umbruch 


Friedlich oder militärisch? 
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Im Übergang zur Multipolarität Beate 
Landefeld ★ China im Mittelpunkt der 
amerikanischen Militärstrategie Marc 
BotengaAObamas Anspruch auf eine glo¬ 
bale Vorwärtsverteidigung Kai Ehlers ★ Die 
Ukraine und Deutschlands Griff nach 
Osten Jürgen Wagner ★ Das Hackenknallen 
der Atlantiker Klaus WagenerADas Putin- 
sche Russland - Machtverhältnisse 
und Politik Willi GernsA Lage und Per¬ 
spektive der lateinamerikanischen In¬ 
tegration Carlos Arrue Puelma 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Weitere Themen u.a.: 

Detlef Hensche, Koalitionsfreiheit unter Be¬ 
schuss | Tariq Ali u. Allyson Pollock, Ursprünge 
der Ebolakrise | Evo Morales, Für eine weltweite 
Gemeinschaft der Völker | Hermann Klenner, 
Grundsätzliches zum Rechtsstaat | Reiner Zilke- 
nat, Die „Fischer-Kontroverse“ | Phillip Becher, 
Die bürgerliche „Partei neuen Typs“ - Faschismus¬ 
deutung der italienischen Kommunisten | Lucas 
Zeise, Weltwirtschaftkrise, Kriege und Kriegsge¬ 
fahr | Diskussionsbeiträge von Andreas Wehr und 
Arnold Schölzel, Russland - imperialistischer 
Konkurrent oder Friedensmacht? 


I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


Meiner Genossin und Freundin 

Katharina Koch 

in Odenthal-Glöbusch 
zum Geburtstag am 29.1.2015 
die allerbesten Glückwünsche 
Grüß Dich, Kathi, und grüße mir Norbert. 

Dein Genosse Reinhold 
aus Kalk 


Liebe Freundinnen und Freunde, Genossinnen und Genossen. 

Wir haben uns sehr über die vielen Gratulationen und Glückwünsche 
zu unserem 85. Geburtstag gefreut. 

Hierfür ein herzliches Dankeschön und für Euch alle auch unsere 
besten Wünsche in der Hoffnung auf friedliche und sozial gerechte 
Zeiten. 

Karl Bühn. Anni Seehof 


Unser Genosse Heinz Keßler wird 95! 


Wenn der Jubilar am 26. Januar 2015 im Kreise seiner Familie die¬ 
sen Geburtstag begeht, kann er sicher sein, dass eine große Zahl 
von Freunden und Genossen in Gedanken mit dabei ist. Sie werden 
aus verschiedenster Sicht ihre Verbundenheit mit einem Menschen 
bekunden, der sich durch seine Treue zur Sache der Arbeiterklasse 
auszeichnet. 

Der Chemnitzer Arbeitersohn, von den kommunistischen Eltern und 
ihren politischen Aktivitäten geprägt, trifft mit 21 Jahren mitten im 
beginnenden faschistischen Sturm auf die Sowjetunion als Soldat 
dieser gewaltigen deutschen Militärmacht die Entscheidung, die 
Fronten zu wechseln. Er reiht sich an der Seite der Roten Armee in 
den antifaschistischen Kampf ein, den er bis heute führt. 

Es gibt keine Phase in seinem Leben, in der er vor der Verantwortung 
ausweicht, gegen den Faschismus und für den Sozialismus zu wir¬ 
ken, ob im „Nationalkomitee freies Deutschland“, als Jugendfunktio¬ 
när oder in der Nationalen Volksarmee der DDR. In vielen Funktionen 
tätig, vom Frontbeauftragten des Nationalkomitees bis zum Armee¬ 
general, oft geehrt und allseitig geschätzt, blieb er der Arbeitersohn. 

Dann, nach der Konterrevolution, als er zum exponierten Vertreter der 
politisch Verfolgten und Geächteten wurde, bot er dem Feind, der ihn 
schon einmal zum Tode verurteilt hatte und nun ihn ins Gefängnis 
schickte, nicht die Chance auch nur eines kleinen Zugeständnisses 
an die Absichten und Ziele seiner Verfolger. 

So bleibt es dabei, dass die Kommunisten, Sozialisten, Antifaschisten 
und Demokraten in der Person unseres Genossen Heinz Keßler alles 
das würdigen, was die deutsche Arbeiterklasse geleistet und als Er¬ 
rungenschaften hervorgebracht hat. 

Seine Mahnung lautet: Wer die Sache aufgibt, gibt sich selber auf! 

Herzlichen Glückwunsch! Glückauf! SalutCompagnero! 
Venceremos! 

Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Partei 
Landesvorstand Berlin der Deutschen Kommunistischen Partei 
Vorstand der Gruppe Berlin-Lichtenberg der DKP 


Veranstaltungen des Kuratoriums 
der „Gedenkstätte Emst Thälmann“ e.V. 
im Thälmann-Haus, Tarpenbekstr. 66 
Emst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 


In der Woche des Gedenkens anlässlich der Befreiung des KZ Auschwitz 
durch die Rote Armee der UdSSR 1945 und der Machtübertragung an die 
Nazis am 30. Januar 1933 rufen wir auf: 

Zur Ehrung der Hamburger Widerstandskämpfer im Ehrenhain auf dem 
Hamburger Ohlsdorfer Friedhof / Bergstraße Nähe Haupteingang 

Am 30. Januar 2015 ab 15.30 Uhr 

Es sprechen Vertreter antifaschistischer Organisationen. 

Kranz- und Blumenniederlegung an den Gräbern. 

Um 19.00 Uhr haben wir den bekannten Rechtsanwalt R. Dobrawa 
in der Gedenkstätte am Ernst-Thälmann-Platz zu Gast. 

Er liest aus seinem Buch: 

„DER AUSCHWITZ-PROZESS, ein Lehrstück deutscher Geschichte“ 
mit anschließender Diskussion 

Vorankündigung der Ausstellung: 

Sonntag, 8.2.2015 
„Befreiung 1945 - Verpasste Chance“ 

11.00 Uhr: Eröffnung der Ausstellung und Neujahrsempfang 

In der Gedenkstätte Ernst Thälmann 

(Busverbindung Linien 20, 22, 25 und Schnellbus 34+39 U-Bahn 
Kellinghusenstraße) 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Tarpenbekstr.66, 
Ernst-Thälmann-Platz, 20251 Hamburg 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 

Spendenkonto: IBAN:DE 98 2001 0020 0133 7372 04 BIC : PBNKDEFF 




















































Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 23. Januar 2015 


m 


unsere zeit 


Dritte Möglichkeit? 

Betr.: „Den Weg für grundlegende 
Änderungen öffnen“, 

UZ vom 9.1.2015, S. 7 

Ich bin schon etwas überrascht, dass das In¬ 
terview mit dem griechischen PV-Mitglied 
Marinos weder beim Interviewer noch bei 
den Lesern irgendeine Reaktion hervorge¬ 
rufen hat. Sowohl in seiner Einschätzung 
der aktuellen Situation vor der Wahl („Kei¬ 
ne Polarisierung, da ja keiner der beiden 
Kontrahenten ND und Syriza die System¬ 
frage stellt“) noch in seiner angebotenen 
Alternative („Stärkung der KKE auf dem 
Weg in den Sozialismus“) ignoriert der Ge¬ 
nosse die dritte Möglichkeit: Die äußerste 
Rechte, vielleicht auch das Militär über¬ 
nimmt das Regime! 

Wir als deutsche Kommunisten haben 
genau diesen Fehler 1933 ausbaden müs¬ 
sen, zusammen mit den von uns vorher als 
Weicheier beschimpften Sozis, Gewerk¬ 
schaftern, fortschrittlichen Bürgerlichen 
und Christen. Unter sehr viel günstigeren 
Bedingungen als heute für die KKE - welt¬ 
weites Fiasko des Kapitalismus, dafür er¬ 
folgreicher Fünfjahresplan des ersten sozi¬ 
alistischen Landes, eine starke, wachsende 
KPD - war es durchaus nachvollziehbar, 
den deutschen Arbeitern als einzige Lösung 
„Sowjetdeutschland“ vorzuschlagen. Wie wir 
heute wissen, - es war falsch! Selbst die völ¬ 
lig verelendete Arbeiterschaft, zu schwei¬ 
gen vom antikommunistisch verhetzten 
„Rest“ der Bevölkerung, war bereit, die be¬ 
kannte Misere durch die unbekannten Ri¬ 
siken einer Revolution auszutauschen und 
sich dafür mit Leib und Leben einzusetzen! 

Also hätten wir damals, heute die KKE, 
mit allen noch so inkonsequenten Nazi¬ 
gegnern eine linkskeynesianische Politik 


(Roosevelts New Deal) möglichst auf Kos¬ 
ten des Großkapitals... und unter ständiger 
antikapitalistischer Propaganda betreiben 
müssen. Denn entgegen Marinos‘ Meinung 
von der ungenügenden Polarisierung hätte 
schon diese (systemimmanente!) Variante 
mit dem geballten Widerstand des Großka¬ 
pitals zu rechnen. 

So steht zu befürchten, dass die KKE 
zuschauend ein Scheitern der nichtrevo¬ 
lutionären Regierung Syriza kommentiert: 
„Wir habeiTs ja gleich gesagt, - aber auf uns 
hat ja keiner gehört!“ Damit stünde sie auf 
dem gleichen Balkon wie die Troika, die ge¬ 
nau dasselbe sagen würde, - allerdings aus 
rechter Perspektive. Die Zeche zahlen die 
Werktätigen. 

Übrigens zu allererst die Kommunisten, 
wie wir seit der Münchner Räterepublik 
wissen: Sie haben die Arbeiterschaft vor ei¬ 
ner Erhebung zum ungünstigen Zeitpunkt 
gewarnt, aber sich nicht von den Aufstän¬ 
dischen isoliert und ihre Niederlage geteilt. 

Diese Fragen hätte ich gerne vom In¬ 
terviewer gelesen. Die griechische Antwort 
hätte mich sehr interessiert. 

Bernd Bücking, München 

Rein sozialdemokratische 
Forderungen? 

Betr.: „Solidarität organisieren“, 

UZ vom 16.1.2015, S. 7 

Günter Pohl schreibt in seinem Bericht 
in der UZ von 16.1.2015 über die EL- 
Vorstandstagung, Syriza habe „die an¬ 
gekündigten radikalen Maßnahmen ... 
Stück für Stück zurückgezogen (Aus¬ 
tritt aus EU und Euro)“. 

Richtig ist, dass diese Forderungen 
von Syriza nie gestellt wurden. Es sind 
vielmehr die Gegner Syrizas, die die¬ 


se Maßnahmen als Schreckgespenst 
im Falle eines Wahlsiegs von Syriza an 
die Wand malen. (...) 

Ein starkes Stück ist die Behauptung, 
das bei der Beratung vorgetragene Sy- 
riza-Programm bestehe aus „rein sozi¬ 
aldemokratischen Forderungen.“ 

Seit wann gehören die Erhöhung der 
Renten, die stärkere Besteuerung der 
Reichen zugunsten der Armen, die 
Streichung von Schulden und das Ende 
der Austeritätspolitik zum Repertoire 
von Sozialdemokraten? Syriza geht es 
um die Abwendung der humanitären 
Katastrophe in Griechenland. Wäre die 
Abwendung humanitärer Katastrophen 
sozialdemokratische Politik, gäbe es u. a. 
keinen Flüchtlingsmassenfriedhof im 
Mittelmeer. Pohls Definition von „rei¬ 
ner sozialdemokratischer Politik“ hat 
die SPD einfach nicht verdient. 

Walter Listl, München 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 

Anzeigen 
in der UZ 
helfen 
der UZ 


Dieser Jahresauftakt war großartig 

Dankeschön allen Helferinnen des LLL-Wochenendes 


Das Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Wo- 
chenende war ein großartiger Jahresauf¬ 
takt. Tausende zogen am Sonntag unter 
roten Fahnen zu den Gräbern von Rosa 
und Karl und setzten ein deutliches Zei¬ 
chen gegen Kriegspolitik, Rechtsentwick¬ 
lung und Sozialkahlschlag! DKP und 
SDAJ waren dabei nicht zu übersehen! 
Die DKP machte mit zahlreichen Materi¬ 
alien deutlich: „Nie wieder Faschismus - 
Nie wieder Krieg!“ und läutete so das 70. 
Jahr nach der Befreiung vom deutschen 
Faschismus ein. 

Die DKP hat das Wochenende auch 
genutzt, um für sich und ihre Zeitung, 
die UZ, zu werben. Mehr als 4 000 UZ 
konnten verteilt und weit über 50 Probe- 
Abos an den verschiedenen Infotischen 
abgeschlossen werden. Wir konnten zehn 
Aufnahmeanträge in unsere Partei zählen. 
Das Cafe K auf der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz von DKP, UZ und SDAJ war 
ein toller Erfolg. Es ist zum Treffpunkt 
auf der Konferenz geworden. Eine posi¬ 


tive Überraschung war die „Eintrittsrun¬ 
de“ unter dem Titel „Warum wird (so) ei¬ 
ner Kommunist?“ mit Patrik Köbele und 
Erika Baum im Cafe K. Der Raum war 
rappelvoll und die spannende Diskussion 
wollte nicht enden. Tolle Stimmung und 
einen vollen Saal hatten wir auch auf un¬ 
serer LLL-Veranstaltung am Abend. Nach 
den Reden von Patrik, Peter Mertens aus 
Belgien, Anne von der SDAJ und dem ku¬ 
banischen Botschafter begrüßte auch To¬ 
bias Pflüger (Die Linke) spontan die Gäs¬ 
te und rief zur gemeinsamen Teilnahme 
an den Protesten gegen die NATO-Sicher- 
heitskonferenz in München auf. Mit zahl¬ 
reichen Ordnerinnen und der Übernahme 
der Helferversorgung durch das Cafe K 
haben wir unseren Teil zur organisatori¬ 
schen Absicherung der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz der jungen Welt, deren Unter¬ 
stützer wir sind, geleistet. 

Am Sonntag versammelten sich hun¬ 
derte DKP-Mitglieder und Freunde samt 
Lautsprecherwagen im DKP-Block, der 


weithin sichtbar war. Erfolgreich war 
trotz Wind und Wetter auch die UZ- und 
Flyer-Verteilung auf der Demo und in 
Friedrichsfelde, wo es an einer langen 
Reihe von Infoständen des Parteivor¬ 
standes, der DKP Berlin und der SDAJ 
neben Infos und Gesprächen auch Glüh¬ 
wein, Suppe und Bratwurst gab. Am Ein¬ 
gang zum Friedhof wurden die Besucher 
von der DKP Gruppe Berlin-LiMaHe 
(Lichtenberg-Marzahn-Hellersdorf) er¬ 
neut mit dem Slogan „Mit Antikommu¬ 
nismus bekämpft man keinen Faschis¬ 
mus!“ begrüßt. 

All das war sehr viel Arbeit und nur 
möglich mit der Hilfe vieler Genossinnen 
und Genossen (mit und ohne Parteibuch) 
vor allem aus Berlin und Brandenburg, 
aber auch des Parteivorstandes und aus 
dem Bundesgebiet. Allen, die zum Erfolg 
dieses Wochenendes beigetragen haben, 
herzlichen Dank! 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Wera Richter, stellvertretende Vorsitzende der DKP 


_ termine@u 


Oldenburg: „Die Bedeutung der Arbeit Le¬ 
nins über den Imperialismus zur Beurteilung 
der gegenwärtigen Krise.“ Veranstaltung 
der DKP mit Hans-Peter Brenner, stellver¬ 
tretender Vorsitzender der DKP. Gaststätte 
„Bei Beppo“, Auguststraße 57,19.30 Uhr. 


SA ★ 24. JAN 


Wuppertal: „1945: Befreiung. Und was 
dann?“ Konferenz der Marx-Engels-Stif- 
tung mit Prof. Dr. Ludwig Elm (Jena), Prof. Dr. 
Günter Benser (Berlin) und Otto Köhler (Ham¬ 
burg). Alte Feuerwache, Gathe 6,13.45 Uhr. 

Siegen: „Antiimperialismus heute“, Bil¬ 
dungsveranstaltung der DKP Siegen/Olpe/ 
Hochsauerlandkreis mit Henning Mächerle. 
VEB Politik, Kunst und Unterhaltung, Mari- 
enborner Straße 16,14.00 Uhr. 


Dl ★ 27. JAN 


Wuppertal: „Professor Mamlock“, Szeni¬ 
sche Lesung des Exil-Dramas des Schrift¬ 
stellers Friedrich Wolf, dargestellt von dem 
Ensemble „Projektgruppe Ernst Toller“ un¬ 
ter der Leitung des Literaturwissenschaft¬ 
lers Dr. Dirk Krüger, „die börse“, Wolken¬ 
burg 100, Wuppertal-Elberfeld, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 28. JAN 


Bremen: Diskussionsveranstaltung der DKP 
Bremen zum Leitantrag an den 21. Parteitag 
mit Wera Richter, stellvertretende Vorsitzen- 
de der DKP. Haverkamp, 19.30 Uhr. 

Hamburg: „Die Kraft der Schwachen“ 
(Kuba/BRD 2014), Filmveranstaltung der 
MASCH Bergedorf. Kulturzentrum Lola, Loh- 
brügger Landstr. 8,19.00 Uhr. 

Berlin: „Marxismus - Teil Philosophie“, 
Beginn des sechsteiligen MASCH-Grund- 
kurses. Marx-Engels-Zentrum, Spielhagen- 
straße 13, Berlin-Charlottenburg, 18.30 Uhr. 
Kosten: 10,00 Euro/5,00 Euro ermäßigt. An¬ 
meldung erbeten unter: info@mez-berlin.de. 


DO ★ 29. JAN 


Saarbrücken: „3. Arbeitsmarkt. Wie geht es 
nach dem Ende der .Bürgerarbeit’ weiter?“ 
Veranstaltung der DKP mit Dr. Irina Vellay. 
DKP-Zentrum, Sittersweg 83,19.00 Uhr. 

Marburg: „Wahl in Griechenland - Zwi¬ 
schen Panik und Euphorie“, Veranstaltung 
von DKP Marburg-Biedenkopf, SDAJ Gie¬ 
ßen Marburg, AMS Marburg mit Lucas Zeise 
(Frankfurt/Main). Gewerkschaftshaus, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 


FR ★ 30. JAN 


Wuppertal: „Neofaschismus in Deutsch¬ 
land“ , Eröffnung der Ausstellung. Veranstal¬ 
ter DGB-Stadtverband Wuppertal, Unterstüt¬ 
zer und Mitträger sind Initiative für Demokra¬ 
tie und Toleranz, Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (WN/BdA), Wuppertaler 
Jugendrat und Studienkreis Deutscher Wi¬ 
derstand 1933-1945. Lichthof des Rat¬ 
hauses, Johannes-Rau-Platz 1,17.00 Uhr. 


nsere-zeit.de 


Die Ausstellung kann besichtigt werden bis 
zum 11. Februar in den Öffnungszeiten des 
Rathauses von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Berlin: „Wilhelm Reich - Wegbereiter mar¬ 
xistischer Sexualpolitik“ mit Andreas Peglau, 
Psychologe. Marx-Engels-Zentrum, Spielha- 
genstraße 13, Berlin-Charlottenburg, 19.00 
Uhr. Kosten: 2,00 Euro/1,00 Euro ermäßigt. 


Ml ★ 4. FEB 


Stadtlohn: „Diskussion des Leitantrags für 
den 21. Parteitag der DKP“, Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP im Kreis Borken. Par¬ 
teiraum bei Tenbusch, Vredenerstraße 54, 
19.15 Uhr. 


DO ★ 5. FEB 


Nürnberg: „La vita continua“, Lesung und 
Konzert mit Esther Bejarano und Micropho- 
ne Mafia. Desi, Brückenstraße 23, Einlass 
19.30 Uhr, Beginn 20.00 Uhr. 


FR ★ 6. FEB 


Berlin: „Koalitionsfreiheit und Streikrecht 
unter Beschuss“ mit Detlef Hensche, ehern. 
IG-Medien-Vorsitzender. Marx-Engels-Zen¬ 
trum, Spielhagenstraße 13, Berlin-Charlot- 
tenburg, 19.00 Uhr. Kosten: 2,00 Euro/1,00 
Euro ermäßigt. 


FR ★13. FEB 


Schweinfurt: „Wer rettet wen?“ Die Krise 
als Geschäftsmodell auf Kosten von Demo¬ 
kratie und sozialer Sicherheit. Eine interna¬ 
tionale Koproduktion der Kernfilm von Leslie 
Franke und Herdolor Lorenz (104 min.) Grup¬ 
penabend DKP Schweinfurt-Haßberge. DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Nürnberg: Friedrich Engels 1 Dialektik der 
Natur - „Ein Blick auf ein unvollendetes 
Werkstück des Dialektischen Materialis¬ 
mus.“ Veranstaltung des deutschen Frei¬ 
denkerverbands mit Dr. phil. Elmar Witzgail. 
Villa Leon, Philipp-Koerber-Weg, 19.15 Uhr. 


Dl ★ 17. FEB 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★IS.FEB 


Elmshorn: „Was bleibt von der DDR?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Elmshorn, 
mit Prof. Dr. Nina Hager, stellvertretende 
Vorsitzende der DKP und Chefredakteu¬ 
rin der UZ. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Jahnstraße 2a, 19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Ver¬ 
anstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3 -Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Generalmobilmachung 



Das Timing und der Ort stimmten. 
Dort wo vor fast genau 100 Jahren der 
blitzende Hohenzoller keine Parteien 
mehr gekannt und zackig kommandiert 
hatte: Ich kenne nur noch Deutsche!“, 
lief nun auch unser aller Militär-Pfarrer 
Gauck zu großer Form auf: „Wir alle 
sind Deutschland“, verkündete er strah¬ 
lend, nur ein paar Meter entfernt vom 
Schloss, vor dem Brandenburger Tor. 

„Mitten im Frieden überfällt uns 
der Feind“, hatte Wilhelm Zwo am 
6. August 1914 „das deutsche Volk“ 
zum Krieg auf gerufen. Da waren die 
deutschen Truppen, gewissermaßen 
im vorauseilenden Gehorsam, schon 
in das neutrale Belgien und Luxem¬ 
burg eingefallen. Die belgischen Orte 
Vise, Berneau und Battice durften die 
ersten „Kollateralschäden“ die ersten 
Massenerschießungen von Zivilisten 
verbuchen. Heute stehen die deutschen 
Truppen, wie die Bundeswehr mit Stolz 
vermelden darf, sogar in Afghanistan, 
in Bosnien-Herzegowina, in der Türkei, 
in Westafrika, Mali, Zentralafrika, Su¬ 
dan, Südsudan, Westsahara. Die deut¬ 
sche Marine, ehemals in der Ostsee ge¬ 
fangen, patrouilliert vor dem Libanon 
und vor Somalia. Und „Wir“ sind, nicht 
zuletzt Dank des unermüdlichen Ein¬ 
satzes der Deutschen Kriegsministe¬ 
rin Ursula von der Leyen („Kanonen- 
Ulla“), wieder einmal da, wo’s richtig 
knallt: Im Irak. Und „Wir“ (in diesem 
Fall wohl eher Rheinmetall, Krauss- 
Maffei, Heckler &Koch u.a.) sind, über 
den kleinen Dienst-Umweg Türkei, Qa- 
tar und Saudi-Arabien, wie schon die 
Krupps seligen Angedenkens, wieder 
bei beiden Seiten im Geschäft. 

„Wir werden uns wehren bis zum 
letzten Hauch von Mann und Ross“, 
hatte Wilhelm in die Massengräber 
eingeladen. (Bei vornehmer Zurück¬ 


haltung der eigenen Person, versteht 
sich). „Euer Hass ist unser Ansporn!“ 
hatte Pfarrer Gauck es ihm nachgeju- 
belt... Ehrensäbel. 

Wilhelm: „Wir werden diesen 
Kampf bestehen, auch gegen eine 
Welt von Feinden“. Gauck: „Der Ter¬ 
ror ist international, aber das Bündnis 
der Freien und Friedfertigen ist es erst 
recht.“ 

Wilhelm: „Noch nie ward Deutsch¬ 
land überwunden, wenn es einig war.“ 
Gauck: „Wir lassen uns nicht auseinan¬ 
der dividieren. - Jeder und jede nehme 
sich selbst in die Pflicht, ein jeder an 
seinem Platz, ein jeder auf seine Art.“ 
Der Dolch der Heimatfront, das weiß 
sogar ein G8-Pennäler, ist die Achilles¬ 
ferse des Deutschen Schwertes. 

Wie zu hören ist, haben sich die Ka¬ 
meraden der Bundeswehr in Afghanis¬ 
tan schon ordentlich „in die Pflicht ge¬ 
nommen“. Da wollte man sicher dem 
Kaiserlichen X. Armeekorps in Belgien 
nicht nachstehen. Die, wie es heute ein 
bisschen verschämt heißt, „extralega¬ 
len Hinrichtungen“ sind ja bei den Ka¬ 
meraden der US-Armee wie der israe¬ 
lischen IDF schwer in Mode und mit¬ 
tels moderner Technik zur Perfektion 
gebracht. Da sind „Wir“ natürlich gern 
dabei. „Euer Hass ist unser Ansporn.“ 
„Ein jeder an seinem Platz, ein jeder 
auf seine Art.“ 

Nein, nein, es gibt doch noch et¬ 
was Neues: „Wir sind Charlie“. Eine 
einmalig-brillante Parade der größten 
Kriegstreiber, die jedem Kabarettisten 
die Tränen in die Augen treibt. „Lügen¬ 
presse“ ist das Unwort des Jahres und 
zum ersten Mal ziehen „Wir“ mit einer 
Satire-Zeitung in den Krieg. „Der Ter¬ 
ror ist international“, „Wir“ werden ihn 
schon finden. 

Guntram Hasselkamp 


Sonntags - wenn es keine besonderen 
„Events“ gibt - ist die Innenstadt von 
Essen eher leer. 

Heute, am 18. Januar 2015, ganz an¬ 
ders. Obwohl ein kalter Wind durch die 
Kettwiger Straße bläst, füllt sich die 
Innenstadt immer mehr mit Demons- 
trantinnen und Demonstranten. Schon 
an der Marktkirche werden Fahnen, 
Transparente und Schilder hochgehal¬ 
ten. Essen stellt sich quer, reiht sich ein 
in die vielen Städte, die gegen den wach¬ 
senden Rassismus und menschenfeindli¬ 
che Politik aufstehen. Der Protest gegen 
einen geplanten Aufmarsch der HoGeSa 
in Essen an diesem Tag vereinte über 150 
Organisationen, Parteien und Initiativen 
und mindesten 300 Einzelpersonen. Ihre 
öffentlichen Proteste, die gemeinsamen 
Vorbereitungen der Gegenveranstaltung 


hatten Erfolg. Die Essener Polizeiprä¬ 
sidentin verbot den provokativen Auf¬ 
marsch der „Hooligans gegen Salafis- 
ten“. So wurde der Sonntag ein fröhli¬ 
cher, bunter und kämpferischer Tag. 

An der Marktkirche setzte sich die 
Demo in Richtung Willy-Brandt-Platz in 
Bewegung. Ein Meer von Fahnen und 
Transparenten und viele Sprechchöre 
machten deutlich: Essen steht für To¬ 
leranz und gegen Rassismus und Aus¬ 
länderhass. Auf dem Willy-Brandt-Platz 
sind es dann 5 000 Menschen. 

In Interviewrunden konnten über 
50 Mitveranstalter, darunter Christen, 
Muslime, Juden, Atheisten, Sportler und 
Musiker, aber auch Künstler, Flüchtlin¬ 
ge, Migranten, Gewerkschafter und Ver¬ 
treter von Wirtschaftsverbänden und 
fast alle Parteien sich für das friedliche 


Zusammenleben aller Menschen in un¬ 
serer Stadt aussprechen, 

Unter der bewährten Moderation 
von Patrik Köbele, vielen als kompeten¬ 
ter und streitbarer DKP-Ratsherr noch 
gut in Erinnerung, wurde es eine be¬ 
wegende Kundgebung. Da standen der 
Oberbürgemeister (SPD) neben dem 
DKP-Vorsitzenden, der Vorsitzende von 
Rot-Weiss-Essen Dr. Michael Welling, 
neben dem Betriebsrat und der SDAJ, 
die DIDF neben der VVN/BdA und viele 
andere neben den Muslimen und den jü¬ 
dischen Bürgern gemeinsam auf der Büh¬ 
ne. OMAS Zwerge und andere Gruppen 
sorgten für die musikalische Stimmung. 

Die DKP war mit Fahnen und Trans¬ 
parenten und einem eigens hergestellten 
Flugblatt gut sichtbar vertreten. 

Karin und Paul Schnittker, Essen 


Der rote Kanal 


Einer flog über das 
Kuckucksnest , USA 1975 

Milos Forman gelang eine einfühlsa¬ 
me Schilderung der Situation Geis¬ 
teskranker und eine treffende Para¬ 
bel der repressiven US-Gesellschaft. 
Warum funktioniert die Tragikomödie 
auch vierzig Jahre danach? Weil sich 
im Prinzip nichts geändert hat. 

Di., 27.1., 0.50-3.00 Uhr, arte 

Leere Meere , volle Teller, D 2014 

Im Themenabend berichtet arte über 
das Geschäft mit dem Fisch, und 
fragt, welchen man noch essen kann. 
Di., 27. i., 20.15-22.05 Uhr, arte 
Zum Jahrestag der Befreiung von 
Auschwitz gibt es zahlreiche Sendun¬ 
gen - während der ganzen Woche. 
Empfehlenswert unter anderem: 

Zeugnis geben über 
Auschwitz, D 2015 

Überlebende schildern das Massen¬ 
vernichtungslager. Die Verantwor¬ 
tung des IG-Farben-Konzerns wird 
nicht ausgespart. 

Di., 27.1., 23.10-0.25 Uhr, arte 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Volker 
Hermsdorf / 
Hans 
Modrow 


Gespräche 
über Kuba 

Nachdenkliche Reflexionen über 
Kuba zwischen dem westdeutschen 
Journalisten und dem ostdeutschen 
Politiker. 

»... äußerst informativ..., emp¬ 
fehlenswert für Kuba-Anfänger 
wie Kuba-Kenner, für Kuba-Ver- 
steher wie für jene, die es wer¬ 
den wollen .« (Martin Schwandet ; 
Journalist und Buchautor) 

ISBN 978-3-95514-020-5 
Klappenbroschur, 429 S. | 16,-€ 


www.gutes-lesen.de 




Gekämpft und Recht bekommen 

Nach fünf Jahren darf Claudia Pechstein endlich klagen 


Die Szene hätte vermutlich kein 
„Tatort“-Redakteur als auch nur halb¬ 
wegs glaubwürdig akzeptiert: Ein Ober¬ 
landesgericht teilt einer Polizeihaupt¬ 
wachtmeisterin am vorläufigen Ende ei¬ 
nes fünfjährigen Verfahrens mit, dass sie 
nun endlich (ab dem 15. 1.) berechtigt 
sei, gesetzliches Recht zu fordern. Was 
für „Tatort“ nicht in Frage käme, bie¬ 
tet der deutsche Sport, dessen Präsident 
des Olympischen Komitees bekanntlich 
zum Präsidenten des Internationalen 
Olympischen Komitees gewählt wurde. 
Mit einem Wort: Im bundesdeutschen 
Sport scheint einiges durcheinander zu 
gehen. 

Um den Leser hinlänglich zu infor¬ 
mieren: Die Affäre hatte 2009 am Schau¬ 
platz der Eisschnellaufweltmeisterschaf¬ 
ten im norwegischen Hamar begonnen. 
Die Zeugin Pechstein erinnerte sich: Am 
späten Abend des 7. Februar, dem ersten 
Wettkampftag, hatte sie ein Funktionär 
des Internationalen Verbandes vor die 
Alternative gestellt, sich entweder am 
nächsten Morgen krank zu melden oder 
disqualifiziert zu werden. Eine einmali¬ 
ge Drohung, die sich die Pechstein nicht 
erklären konnte, doch riet ihr der bun¬ 
desdeutsche Mannschaftsleiter Helge 
Jasch die Koffer zu packen. Den Mut, 
diese Erpressung öffentlich zu machen, 
hatte sie damals nicht. Der Vorwand, mit 
dem man diese Drohung begründet hat¬ 
te, lautete: „ungeklärte Dopingwerte.“ 

Man müsste wohl nicht mal dem Lai¬ 
en erklären, dass Dopingkontrollen ent¬ 
weder „positiv“ oder „negativ“ enden - 
die Variante „ungeklärt“ gab es bislang 
nicht. Der Internationalen Föderation 
reichte sie, um die Pechstein wegen Do¬ 
pings für zwei Jahre zu sperren. Erklärt 
werden muss noch, dass alle internatio¬ 
nal startenden Aktiven eine sogenann¬ 
te CAS-Erklärung unterschreiben müs¬ 
sen, die ihnen Widersprüche gegen sol¬ 
che Urteile vor ordentlichen Gerichten 
nicht gestattet. 

Längst hatte sich - von Wissenschaft¬ 
lern bestätigt - herausgestellt, dass Clau¬ 
dia Pechstein an einer Blutanomalie litt, 
die ihr die abnormen Blutwerte bescher¬ 
ten. CAS war indes nicht bereit, das zu 



akzeptieren und so hätte sie morgen wie¬ 
der gesperrt werden können. 

Nun also - fünf Jahre nach Hamar - 
hatte das Münchner Oberlandesgericht 
entschieden, dass der „Rechtsstaat“ 
BRD solche Urteile schon wegen des 
Grundgesetzes gar nicht zulassen dürfe. 
(CAS soll dennoch Revision beantragen 
wollen.) 

Der Pechstein-Anwalt Thomas Sum- 
merer erklärte: „In München wurde heu¬ 
te Sportgeschichte geschrieben!“ Zu¬ 
mindest geht es nun um höhere Beträge: 
Pechstein hat den Eisschnelllauf-Welt¬ 
verband ISU auf Zahlung von Schaden¬ 
ersatz in Höhe von rund 4,4 Millionen 
Euro verklagt. 

Was die wenigsten wahr haben wol¬ 
len, ist die Tatsache, dass der endlose 
Doping-Streit letztendlich ein Duell 


zwischen Sportinstanzen und der Phar¬ 
maindustrie widerspiegelt. Über Nacht 
auf den Markt gebrachte Pharmaka, ste¬ 
hen auf keiner Doping Liste und bringen 
die Dopingkontrolleure nicht selten in 
Schwierigkeiten. 

Der „Fall Pechstein“ könnte oben¬ 
drein zwischen allen Kontrollen pen¬ 
deln, denn der Anlass für die Erpres¬ 
sung von Hamar hätte von mühelos zu 
mobilisierenden Fachleuten im Hand¬ 
umdrehen „aufgeklärt“ werden können. 
Das „Handelsblatt“ hatte damals schon 
den zuständigen niederländischen Me¬ 
diziner Kuipers lügend folgendermaßen 
zitiert: „,Wir haben DESG-Teamleiter 
Helge Jasch erklärt, dass wir abwei¬ 
chende Blutwerte festgestellt haben, 
die möglich im Gegensatz zum Anti¬ 
dopingkode stehen. Die Ursachen sei¬ 


en Krankheit oder Manipulation. Wir 
haben kein Startverbot ausgesprochen 
und auch keinen Rat gegeben, was die 
DESG und Claudia tun sollten 4 , sagte 
Professor Harm Kuipers (Niederlan¬ 
de), zuständiger ISU-Arzt bei der Mehr¬ 
kampf-WM in Hamar, dem Sport-Infor- 
mations-Dienst (SID).“ 

Kuipers hatte selbst ein Regelbuch he¬ 
rausgegeben, in dem man lesen konnte: 
„Wir raten den Läufer vom Start zurück¬ 
zuziehen, um Medienwirksamkeit zu 
vermeiden. Ein Rückzug bedeutet nicht 
notwendigerweise Betrug. 44 
Von da an logen alle um die Wette und 
wollten sich so vor einer drohenden Mil- 
lionen-Dollar-Strafe retten, denn Pech¬ 
stein hätte eine stattliche Liste entgan¬ 
gener Startgelder präsentieren können. 
Und der Sport? Klaus Huhn 













